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Einleitung

Die Europäische Union befindet sich heute sowohl auf politischer, 
ökonomischer als auch auf kultureller Ebene in einer Umbruchsi-
tuation. Mit dem Beitritt von Zypern, Ungarn, Estland, Slowenien, 
Polen, der Tschechischen Republik, Litauen, Lettland, Malta und 
der Slowakei hat sich die Heterogenität innerhalb der Europä-
ischen Union signifikant erhöht. Diese Heterogenisierung erfolgt 
nicht nur hinsichtlich ökonomischer Faktoren wie dem Bruttoso-
zialprodukt oder dem Pro-Kopf-Einkommen, sondern auch auf 
der Ebene der sozialen Stratifikation sowie bei den demokrati-
schen Traditionen, dem allgemeinen Bildungsstand, den Religi-
onszugehörigkeiten, den historischen Erfahrungen und den kultu-
rellen Bezugspunkten. Alle hier angeführten Divergenzen würden 
durch die zur Zeit verhandelte Erweiterung um Bulgarien und 
Rumänien sowie durch eine mögliche Aufnahme der Staaten des 
westlichen Balkans und der Türkei zusätzlich verstärkt. Die Frage, 
bis zu welchem Grad die Europäische Union diese kulturelle und 
ökonomische Heterogenität integrieren kann, ohne ihren demo-
kratischen, sozialen und ökonomischen Standard zu verlieren, 
wird kontrovers diskutiert.1 Ziel der Europäischen Union ist, ne-

                                                     

1  Maurizio Bach hebt unter Verweis auf die Hypothesen und Ergebnis-
se der neueren soziologischen Forschung über die europäische Integ-
ration hervor, dass sich im Wesentlichen drei Hauptkonfliktlinien im 
gesamteuropäischen Bezugsraum abzeichnen. Diese kristallisieren 
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ben der Erweiterung, auch eine Vertiefung der Integration, in de-
ren Verlauf zunehmend nationale Souveränitätsrechte an die Ge-
meinschaft übertragen werden. Es stellt sich in diesem Zusam-
menhang nicht nur die Frage nach einer Erhaltung der nationalen 
Standards, sondern auch nach der Verringerung des Demokratie-
defizits. Ökonomische und soziale Interessen mögen für die 
Gründung einer Wirtschaftsgemeinschaft ausreichend sein, für die 
Etablierung einer politischen Gemeinschaft sind sie es nicht. Was 
benötigt also die Europäische Union, um zu einer funktionieren-
den Demokratie zu werden?

Die Demosthese 
Im Zusammenhang mit dieser Frage wird häufig auf einen eu-

ropäischen Demos  verwiesen, der als Träger der politischen Sou-
veränität benötigt werde, damit sich ein primär wirtschaftlicher 
Zusammenschluss verschiedener Nationen zu einem funktionie-
renden politischen Gemeinwesen entwickeln kann (vgl. u.a. Lep-
sius 1986: 753, 757). Neben der formalen politischen Gleichheit 
durch die Staatsbürgerschaft setzt die Existenz eines Demos ins-
besondere eine Identifikation der Bürger/innen mit dem Demos 
insgesamt und mit den anderen Mitgliedern voraus (vgl. Fuchs 
2000: 219f). Dieses Mindestmaß an kollektiver Identität ist nach 
Fritz W. Scharpf die Voraussetzung für Solidarität und Akzeptanz 
von Mehrheitsentscheidungen (vgl. Scharpf 1999: 672). Ihr Fehlen 
kann dazu führen, dass politische Entscheidungen der Europä-
ischen Union als „Entscheidungen über die Köpfe der Bürgerin-
nen und Bürger“ aufgefasst werden, dass sich die Bevölkerung 
gegen die Übertragung weiterer souveräner Rechte ihrer Natio-
nalstaaten an die Europäische Union stellt oder dass die „Netto-
zahler“ ihre Zahlungsbereitschaft einstellen. Im Extremfall kann 
fehlende kollektive Identität zu separatistischen Tendenzen von 
Staaten oder Regionen führen.

                                                                                                       
sich erstens um gesellschaftliche Polarisierungen und materielle Ver-
teilungsprobleme, zweitens um Institutionen- und Legitimationsfra-
gen und drittens um kollektive Identitätskonstruktionen. Diese Ar-
beit kann der Analyse der dritten Konfliktlinie zugeordnet werden, 
allerdings wird von einem engen Zusammenhang zwischen kollekti-
ver Identität und politischer Legitimation ausgegangen (vgl. Bach 
2003: 156f).  
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Auf einer normativ-politischen Ebene werden zur Zeit zwei kon-
kurrierende Auffassungen verhandelt, wie diese für einen europä-
ischen Demos benötigte kollektive Identität herzustellen sei. Die 
eine Fraktion, die sich vor allem um Jürgen Habermas gruppiert, 
geht davon aus, dass eine politische Gemeinschaft ihre Identität 
nicht über ethnisch-kulturelle Gemeinsamkeiten konstituieren 
sollte, sondern in der Praxis von Staatsbürger/innen, die ihre de-
mokratischen Teilnahme- und Kommunikationsrechte aktiv aus-
üben (vgl. Habermas 1994: 13ff). Voraussetzung für einen durch 
die aktive Ausübung der demokratischen Rechte erstrittenen und 
erzielten Konsens ist jedoch ein einheitliches, konsentiertes Ver-
fahren, welches in der Verfassung festgelegt ist. Die Verfassung 
drückt nach Habermas in pluralistischen Gesellschaften einen 
formalen Konsens aus, da sie das Zusammenleben der Staatsbür-
ger/innen nach Prinzipien regelt, die die begründete Zustimmung 
aller finden können.2 Über die formalen Regelungen und rechtli-
chen Garantien hinaus können Verfassungsprinzipien erst dann 
zur treibenden Kraft für eine politische Gemeinschaft aus Freien 
und Gleichen werden, wenn sie in eine gemeinsame politische 
Kultur eingebettet sind. Die Existenz dieser gemeinsamen politi-
schen Kultur ist an eine europäische Öffentlichkeit geknüpft, über 
die die Bürger/innen Entscheidungen thematisieren und beein-
flussen können. 

Dazu in Konkurrenz steht die Diskussion um kulturelle, histo-
rische, soziale, ästhetische, religiöse oder auch ethnische europä-
ische Gemeinsamkeiten als Grundlage einer europäischen kollek-
tiven Identität – eine Vorgehensweise, die bei der Bildung zahlrei-
cher europäischer Nationalstaaten eine treibende Kraft formierte. 
In den letzten Jahren ist eine aufgeregte Suche nach europäischen 
Traditionen, Errungenschaften, Einstellungen und Werten zu ver-
zeichnen, die sich auch in zahl- und umfangreichen wissenschaft-
lichen Publikationen, Feuilletonartikeln und Ausstellungen nie-

                                                     

2  Um dies zu gewährleisten, sollte jeder Bürger dreifache Anerkennung 
finden: erstens in seiner Integrität als unvertretbares Individuum, 
zweitens als Angehörige/r einer ethnischen oder kulturellen Gruppe 
und drittens als Bürger/in, d.h. als Mitglied des politischen Gemein-
wesens.
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derschlägt.3 Wachsende Publikumszahlen des kulturellen Großer-
eignisses „europäische Kulturhauptstadt“ und auch zahlreiche 
Ausstellungen, wie zuletzt im Historischen Museum in Berlin mit 
dem Titel „Idee Europa – Entwürfe zum ‚Ewigen Frieden’“, mit 
der der Museumsneubau eröffnet wurde, verweisen darüber hin-
aus auf ein zunehmendes Interesse für dieses Thema in der Bevöl-
kerung.

Allen Ansätzen gemeinsam ist die Suche nach Verbindlichkei-
ten: Sei es in Form einer gemeinsamen politischen Kultur wie sie 
Habermas vorschlägt, sei es in Form von historischen, ethnischen 
oder kulturellen Gemeinsamkeiten. Aber geht es hier nur um die 
Etablierung eines fehlenden europäischen Demos? Wird mit der 
Frage der kollektiven Identität nicht viel grundsätzlicher die Frage 
aufgeworfen, was eine Gesellschaft zusammenhält? Wie wird aus 
mehreren Einzelpersonen und Gruppen eigentlich eine Gesell-

                                                     

3  Hier sollen nur einige Beispiele genannt werden, um die Bandbreite 
des Themas zu verdeutlichen. Edgar Morin (1988) (Europa denken) 
verortet die historisch-kulturellen Wurzeln Europas im Mittelalter; 
einen ähnlichen Versuch unternimmt Rémi Brague (1993) (Europa - 
Eine exzentrische Identität), der die „Latinität“ als Besonderheit Eu-
ropas stark macht. Gerard Delanty (1995) (Inventing Europe) streicht 
dagegen den konstruierten Charakter des Europäertums heraus. 
Auch Jacques Derrida (1992) hat zwei Essays (Das andere Kap; Die 
vertagte Demokratie) über europäische Identität veröffentlicht. Nicht 
zu vernachlässigen sind zahlreiche Sammelbände. Nennenswert ist 
hier u.a. �������� 	
����  herausgegeben von Nicole Dewandre und 
Jacques Lenoble (1994), in dem bekannte Größen wie Jürgen Haber-
mas (Staatsbürgerschaft und nationale Identität), Charles Taylor (Was 
ist die Quelle kollektiver Identität?), Ronald Dworkin (Zwei Demo-
kratiekonzepte) oder Bruno Étienne (Europa und der Islam: Europa 
und sein Gegenüber) Vorschläge für eine europäische Identität disku-
tieren. Zu erwähnen ist noch der stark von der deutschen Diskussion 
geprägte Band 

��
��� ����������� 	
����  herausgegeben von Reinhold 
Viehoff und Rien T. Segers (1999). Hier beziehen unter anderen Ri-
chard Münch (Europäische Identitätsbildung), Shmuel N. Eisenstadt 
(Kollektive Identitätskonstruktion in Europa, den Vereinigten Staa-
ten, Lateinamerika und Japan), Klaus Eder (Integration durch Kultur) 
und Bernhard Giesen (Europa als Konstruktion der Intellektuellen) 
Position zu den Möglichkeiten und Schwierigkeiten im Prozess euro-
päischer Identitätsbildung. 
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schaft4? Genauer: Wie wird aus verschiedenen Einzelpersonen, 
Regionen, Gruppen und Nationen eine europäische Gesellschaft? 
Wie viel Konsens ist dazu nötig und wie viel Dissens kann sie er-
tragen?

Gemeinschaftsstiftende Funktionen von Konsens und Konflikt 
Nach einer Definition Emile Durkheims ist Gesellschaft mehr 

als nur eine Gruppe von Individuen: „[S]ie ist vor allem eine Ge-
samtheit von Ideen, Überzeugungen und Gefühlen aller Art, die 
durch die Individuen Wirklichkeit werden; und den ersten Rang 
unter diesen Ideen nimmt das moralische Ideal ein, ihr hauptsäch-
licher Daseinsgrund. Die Gesellschaft wollen, heißt dieses Ideal 
wollen.“ (Durkheim 1976: 113) 

Folglich sind es bei Durkheim Werte beziehungsweise ein 
Konsens über Werte, die die Individuen erst zu einem Kollektiv 
vereinen. In der funktionalistischen Tradition werden im An-
schluss an Durkheim Gesellschaften primär als über einen Werte-
konsens integriert beschrieben; davon ausgehend wird ein gewis-
ser Grad an Ordnung und Stabilität für das Überleben sozialer 

                                                     

4  Die in der deutschen Soziologie getroffene Unterscheidung zwischen 
Gesellschaft und Gemeinschaft geht auf Ferdinand Tönnies (1991), 
zuerst 1887, zurück. Gemeinschaft ist für Tönnies ein ontologisches, 
sozialhistorisches Ordnungsprinzip, in dem der Einzelne seinem na-
türlichem „Wesenswillen“ folgt und zum Wohle der Gemeinschaft 
handelt. Dieser Vorstellung von Gemeinschaft, die auf Homogenität, 
Vertrauen und seelischer Verbundenheit basiert, stellt Tönnies die 
„entartete“ Gesellschaft gegenüber, in der die „natürliche“ Gemein-
schaft zugunsten des kalkulierenden Handels mit außengerichteter 
Zielsetzung verloren geht. Da diesem Gemeinschaftsbegriff eine 
rückwärtsgewandte, sozialromantische Vorstellung von klassenloser 
und konfliktfreier Gesellschaft zugrunde liegt, wie sie gerade im Na-
tionalsozialismus propagiert wurde, wird er von den meisten Sozial-
wissenschaftler/innen abgelehnt. In den letzten Jahren taucht der 
Gemeinschaftsbegriff vor allem in Übersetzungen englischsprachiger 
Theoretiker/innen vermehrt wieder auf, wird in diesem Zusammen-
hang jedoch nicht im Sinne Tönnies, sondern als Synonym für Gesell-
schaft gebraucht. Die Verwendung des Gemeinschaftsbegriffs in die-
ser Arbeit ist diesem Umstand geschuldet; beide Begriffe – „Gemein-
schaft“ wie „Gesellschaft“ – beziehen sich auf strukturierte und orga-
nisierte Systeme, in denen mehrere Individuen und Gruppen zu-
sammenleben.
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Systeme als notwendig vorausgesetzt (vgl. Haralambos/Holborn 
2000: 10f). Konsens wird als die Basis gesellschaftlicher Integration 
angesehen, da Individuen dazu neigen, sich mit denen zu identifi-
zieren und ein Zusammengehörigkeitsgefühl auszubilden, die 
dieselben Werte haben wie sie selbst. Geteilte Werte formen nach 
diesem Ansatz auch die Basis für Solidarität und Kooperation, 
weil sie gemeinsame Ziele produzieren und die Mitglieder dersel-
ben Gemeinschaft bereit sein werden, im Hinblick auf diese ge-
meinsamen Ziele zu kooperieren. An dieser Stelle drängt sich die 
Frage auf: Wie kommt eine Gesellschaft zu ihren Werten, wer 
vermittelt sie, wie ändern sich diese und wer bestimmt die Werte-
hierarchie?

Der funktionalistischen Tradition wird im Allgemeinen der 
konflikttheoretische Ansatz in der Tradition von G. W. F. Hegel, 
Karl Marx/Friedrich Engels und Max Weber gegenübergestellt 
(vgl. Collins 1994: 48). Während in funktionalistischen Ansätzen 
Konflikt zwar thematisiert, jedoch in der Regel als temporäre Stö-
rung des Systems begriffen wird, betont die Konflikttheorie die 
fundamentalen Interessenunterschiede zwischen sozialen Grup-
pen. Konflikt wird daher als permanentes Merkmal von Gesell-
schaften aufgefasst, nicht als deren Irritation. Zudem haben Kon-
flikte nicht zwangsläufig Desintegration zur Folge. Wie Klaus    
Eder betont, können sie sogar eine produktive und gemeinschafts-
stiftende Funktion haben: Da die symbolische Ordnung und da-
mit auch das gemeinsame Wissen kulturelle Errungenschaften 
sind, implizieren sie die Möglichkeit, dass alles auch ganz anders 
sein könnte und damit auch die Möglichkeit eines Dissenses über 
diese Ordnung. Das bedeutet, dass das gemeinsame Wissen der 
Bestätigung bedarf und unter Umständen auch reorganisiert wer-
den muss, damit es erneut seine Funktion als gemeinsames Wis-
sen erfüllt. Obwohl also der Dissens konstitutiv für das gemein-
same Wissen ist, tendieren nach Eder Kulturen häufig dazu, sich 
zu schließen, indem sie Gemeinsamkeiten überhöhen. Dies kann 
sowohl durch einen Rekurs auf höhere Werte als auch durch eine 
Naturalisierung der vorherrschenden symbolischen Ordnung ge-
schehen oder auch durch eine Kombination von beiden: bei-
spielsweise, wenn die „natürliche“ gesellschaftliche Ordnung 
zugleich als eine von Gott gegebene ausgewiesen wird (vgl. Eder 
1999: 149ff). Dass Konflikte eine integrierende Funktion haben 
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können, bedeutet jedoch nicht, dass alle Konflikte zwangsläufig 
integrieren.

Eine die beiden Perspektiven vermittelnde Position nimmt die 
Feldtheorie Pierre Bourdieus ein. Im Anschluss an Durkheim ver-
tritt Bourdieu die Überzeugung, dass Wahrnehmen und Denken 
über ein kollektives Bewusstsein geregelt sind und untersucht die 
soziale Konstitution von Erkenntnis, Ästhetik, Wissen und Ge-
schmack. Bourdieu sieht Konflikt als dominantes soziales Merk-
mal von Gesellschaft und unterstellt den kapitalistischen Gesell-
schaften einen grundsätzlichen Antagonismus sowohl zwischen 
dem kulturellen und dem ökonomischen Feld als auch zwischen 
den sozialen Klassen. Gleichzeitig betont er konstante Elemente 
wie die ����� ein Begriff, mit dem Bourdieu die sozial definierten 
Grenzen der Gesellschaft bezeichnet, d.h. alle sozialen Konventio-
nen, Sitten, Gebräuche, Werte und Normen, die als unhinterfragte 
Regeln des Zusammenlebens fungieren. Zu den sozialen Konven-
tionen zählen auch alle Denk-, Wahrnehmungs-, Kategorisie-
rungs- und Beurteilungsschemata, die kulturellen Erscheinungen 
wie Nationen, Völkern und Kontinenten erst Bedeutung verleihen 
(vgl. Bourdieu 1997a: 126). Diese Frage nach der Produktion von 
Denk-, Wahrnehmungs-, Kategorisierungs- und Beurteilungs-
schemata ist auch das zentrale Thema der vorliegenden Arbeit.  

Nationen als vorgestellte Gemeinschaften 
Wie kommt eine Gesellschaft zu ihren Gemeinsamkeiten? Be-

nedict Anderson weist in seiner Untersuchung über die Heraus-
bildung nationaler Identität pointiert darauf hin, dass es weniger 
auf reale Gemeinsamkeiten als auf geglaubte Gemeinsamkeiten 
ankommt. Anderson definiert Nationen als vorgestellte politische 
Gemeinschaften, und zwar vorgestellt als begrenzt und souverän. 
Sie seien vorgestellt, weil selbst die Mitglieder der kleinsten Nati-
on sich niemals alle kennen könnten, jedoch bei jedem die Vorstel-
lung einer Gemeinschaft existiert. Daraus folgt, dass jede Gemein-
schaft, die über das Niveau der Face-to-face-Gemeinschaft hi-
nausgeht, eine vorgestellte Gemeinschaft ist. Gemeinschaften soll-
ten daher auch nicht nach dem Kriterium der Authentizität, son-
dern durch die Art und Weise, in der sie vorgestellt werden, un-
terschieden werden (vgl. Anderson 1996: 15ff). Folgt man Ander-
son, dann stellt sich die Frage nach den Vorstellungen einer euro-
päischen Gemeinschaft. Da sich innerhalb Europas noch keine he-
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gemoniale europäische Identität durchgesetzt hat, gilt es zunächst, 
die verschiedenen Vorstellungen einer europäischen Identität 
auszumachen. Wie verhalten sich diese zueinander? Zeichnen sich 
dominante Identitäten ab? Wo sind Kohärenzen, wo Widersprü-
che auszumachen?

Nach der Definition von Anderson stellen sich Nationen au-
ßerdem als begrenzt vor, weil deren Mitglieder in genau begrenz-
ten, wenn auch variablen Grenzen, leben. Jenseits der Grenzen 
liegen andere Nationen. Ein weiteres Charakteristikum ist die 
Souveränität, denn Nationen wollen über sich selbst bestimmen 
und das Symbol der Freiheit ist der souveräne Staat. Als letztes 
Merkmal betont Anderson noch einmal die Vorstellung als Ge-
meinschaft, im Sinne eines „kameradschaftlichen“ Verbunds von 
Gleichen, für den es sich – wie die Vergangenheit zeigt – auch zu 
sterben lohnt. Inwieweit treffen diese Merkmale auf die Europä-
ische Union zu? Ist sie vorgestellt, begrenzt, souverän und eine 
Gemeinschaft? Nun, sie ist eindeutig begrenzt, wenn auch die 
Grenzen noch nicht abschließend festgelegt sind. Sie kann als sou-
verän bezeichnet werden, weil souveräne Nationen staatliche 
Souveränitätsrechte an sie abgetreten haben; sie wäre vorgestellt, 
da sich nicht alle Mitglieder persönlich kennen können, aber sie ist 
noch keine Gemeinschaft, im Sinne eines „kameradschaftlichen“ 
Verbunds von Gleichen (vgl. ebenda: 16ff).

Wie bilden sich diese Vorstellungen von nationalen Gemein-
schaften? Welche setzen sich durch? Wie werden sie hegemonial? 
Anderson zufolge liegt der Nationalstaatsbildung eine kulturelle 
Grammatik zugrunde, die sich vor allem in den Institutionen des 
Zensus, der Landkarte und des Museums manifestiert. In ihnen 
verdeutlichen sich die Vorstellungen von den Untertanen, der 
Geographie des Herrschaftsgebietes und der Legitimität der Her-
kunft (vgl. ebenda: 163ff). Allen drei Institutionen liegt ein auf To-
talität ausgelegtes Klassifikationsraster zugrunde, dessen Wir-
kung darin besteht, von etwas immer sagen zu können, dass es 
dieses ist und nicht jenes, dass es an diese Stelle gehört und nicht 
an jene.5 Die Fiktion der Volkszählung – ebenso wie jeder Bevöl-

                                                     

5  Durch die Einbindung in diese Raster wurde alles im Prinzip zählbar, 
mit der Wirkung, dass das Partikulare immer zugleich als provisori-
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kerungsstatistik – besteht darin, dass jedermann erfasst ist, und 
dass jeder einen eindeutigen Platz einnimmt. Die Landkarte kon-
zipiert ein Bild von der räumlichen Wirklichkeit als erfassbare To-
talität. Das Museum ermöglicht dem Staat als Hüter der Tradition 
aufzutreten und bildet die wahre Größe seiner Souveränität ab. Im 
Museum werden die Kulturgüter – klassifiziert und geordnet – 
wieder der Allgemeinheit zugänglich gemacht. Hier wird das Er-
be des Staates visualisiert, reproduziert und über die Einordnung 
in historische Entwicklungen (Serien) eine fiktive Kontinuität her-
gestellt (vgl. ebenda: 185f).

Diskursive Konstruktion kollektiver Identität 
Philipp Sarasin stellt im Anschluss an Anderson die Frage 

nach den spezifischen imaginären Mechanismen, die mit dazu bei-
tragen, die Fiktion des Nationalen in der Wirklichkeit zu etablie-
ren.6 Andersons Verweise darauf, dass diese Fiktion über die Er-
richtung einer nationalen Erinnerungskultur – mit bestimmten 
Kulturgütern, Museen und der Erfindung einer Ursprungslegende 
sowie der Erfassung von Land und Bevölkerung durch Zensus 
und Landkarte – funktioniert, hält er für unzureichend (vgl. Sara-
sin 2003: 159ff). Den Hinweis, dass in der nationalen Erinnerungs-
kultur vieles erinnert und vieles vergessen werden muss, sieht er 
zwar als wegweisend, jedoch erklärungsbedürftig an. Sarasin 
denkt das Konzept der Nationen als vorgestellte Gemeinschaften 
von Anderson mit den Begrifflichkeiten von Ernesto Laclau und 
Chantal Mouffe weiter und schlägt vor, Erinnern und Vergessen 
in der Terminologie des Umkodierens zu fassen (vgl. hierzu auch 
Laclau/Mouffe 1991: 139ff). Besondere Aufmerksamkeit widmet 
Sarasin dem Argument der „leeren Gräber“, die Anderson als das 
herausragende Symbol des modernen Nationalismus begreift: Die 
Ehrenmäler und Gräber der unbekannten Soldaten funktionieren 
als gemeinschaftsstiftende Symbole, gerade weil sie leer sind. 
Würde man den Namen des unbekannten Soldaten, dem das 
Denkmal gewidmet ist, herausfinden und in die Inschrift aufneh-
men, dann verlöre das Monument seine Wirkung. Erst die Leere 
der Gräber macht es möglich, sie mit „gespenstischen nationalen 
                                                                                                       

scher Stellvertreter einer Serie galt und als solche behandelt werden 
konnte.

6  Vgl. hierzu insbesondere auch Balibar (1990), Wodak (et al.) (1998) 
und Giesen (1996a/b). 
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Vorstellungen“ zu füllen (vgl. Anderson 1996: 18). Die Leere der 
Gräber ist genauso wie die Leere der Begriffe, die die Nation oder 
das Volk bezeichnen, die Voraussetzung dafür, dass sich dieser 
Signifikant mit dem nationalen Imaginären füllen kann (vgl. Sara-
sin 2003: 157).

Was Anderson „imagined communities“ nennt, kann man mit 
Laclau/Mouffe auch als symbolische Ordnung bezeichnen. Wenn 
alle die gleiche Vorstellung von einer Gesellschaft teilen, dann hat 
sich eine Identität, d.h. eine Artikulation einer bestimmten sozia-
len Selbstbeschreibung, erfolgreich durchgesetzt. Diese artikulato-
rische Praxis kollektiver Identität operiert nach Sarasin mit zwei 
Instrumenten (vgl. ebenda: 169): erstens mittels privilegierter Sig-
nifikanten, die beispielsweise in Form von „leeren Gräbern“ die 
ethnische oder nationale Identität signifizieren, und zweitens 
durch eine spezifische Form der Grenzziehung, die das Feld der 
Differenzen konstituiert, indem sie es nach außen zu schließen 
versucht (vgl. auch Laclau/Mouffe 1991: 164). Folgt man diesem 
Ansatz, müsste man auch bei der Konstruktion europäischer Iden-
tität nach den privilegierten Signifikanten und den Prozessen der 
Grenzziehung fragen. Ein Signifikant ist im Rahmen kollektiver 
Identitätsproduktion dann privilegiert, wenn andere kollektive 
Identitäten, wie Klasse, Geschlecht oder Religion, zu zweitrangi-
gen Unterschieden, d.h. durch den privilegierten Signifikanten in 
Form einer Äquivalenzrelation, angeordnet werden. In der Regel 
geschieht dies durch die Erzeugung eines antagonistischen Au-
ßen, hinter dem die internen Differenzen zu sekundären Unter-
schieden werden (vgl. Laclau 1981: 177ff).

Fehlende Signifikate 
Allerdings fehlen den Signifikanten die Signifikate im Sinne 

einer ursprünglichen und wesenhaften Bedeutung, die den Din-
gen – hier der Nation – inhärent wäre. Vielmehr ist es umgekehrt 
der Signifikant, der das Signifikat „Nation“ erst erschafft. Im An-
schluss an Derrida weisen Laclau/Mouffe deswegen darauf hin, 
dass infolge der Abwesenheit eines transzendentalen Signifikats 
Bedeutungsproduktion außerhalb des Diskurses nicht mehr denk-
bar wird (vgl. Laclau/Mouffe 1991: 163ff). Derrida schreibt über 
die Abwesenheit einer dem Sozialen vorgängigen Bedeutung:  
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„Das Substitut ersetzt nichts, das ihm irgendwo präexistiert hätte. Infol-
gedessen mußte man sich wohl eingestehen, daß es kein Zentrum gibt, 
daß das Zentrum nicht in der Gestalt eines Anwesenden gedacht wer-
den kann, daß es keinen natürlichen Ort besitzt, daß es kein fester Ort 
ist, sondern eine Funktion, eine Art von Nicht-Ort, worin sich ein un-
endlicher Austausch von Zeichen abspielt. Mit diesem Augenblick be-
mächtigt sich die Sprache des universellen Problemfeldes. Es ist dies 
auch der Augenblick, da infolge der Abwesenheit eines Zentrums oder 
eines Ursprungs alles zum Diskurs wird – vorausgesetzt, man kann sich 
über dieses Wort verständigen –, das heißt zum System, in dem das 
zentrale, originäre oder transzendentale Signifikat niemals absolut, au-
ßerhalb eines Systems von Differenzen, präsent ist. Die Abwesenheit 
des transzendentalen Signifikats erweitert das Feld und das Spiel des 
Bezeichnens ins Unendliche.“ (Derrida 1976: 424) 

Wenn man, Derrida7 folgend, davon ausgeht, dass es keine natür-
liche, dem Sozialen vorgängige Bedeutung gibt und mit Stuart 
Hall die diskursive Produktion von Bedeutung durch Sprache in 
einem weiteren Sinne versteht, die auch visuelle Darstellungen 
umfasst, dann wird das Symbolische zum bedeutungsgenerieren-
den Ort (vgl. Hall 1997: 16ff). Sprache und damit auch der gesam-
te Bereich der künstlerischen Produktion sind nicht die Produkte 
nationaler Identität, sondern konstituieren diese vielmehr. Ent-
sprechend sind Identitäten relational und fließend. Die Unmög-
lichkeit einer endgültigen Fixiertheit von Bedeutung schließt par-
tielle Fixierung keineswegs aus. Nach Laclau/Mouffe impliziert 
die Unmöglichkeit einer endgültigen Fixierung gerade, dass es ei-
ne partielle Fixierung geben muss, da sonst das Fließen der Diffe-
renz selbst unmöglich wäre. Gerade um sich zu unterscheiden 
und um eine Bedeutung zu untergraben, müsse es eine Bedeutung 
geben. Denn es ist gerade Funktion und Bestreben des Diskurses, 
das Fließen der Differenz aufzuhalten, um ein Zentrum zu kon-
struieren. Jedweder Diskurs konstituiere sich als Versuch, das 
Feld der Diskursivität zu beherrschen, indem dem Fließen der Dif-
ferenz Einhalt geboten werde. Den Diskurs, der keine (partielle) 
Fixiertheit von Bedeutung erzeugen kann, bezeichnen Lac-
lau/Mouffe als Diskurs eines Psychotikers. Erst die Beschränkung 

                                                     

7  Vgl. hierzu auch den prägnanten Aufsatz zur differánce (Derrida 
1999).
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der Produktivität der Signifikantenkette erzeuge jene Positionen, 
die Aussagen möglich machen (vgl. Laclau/Mouffe 1991: 164).

Aufgabe der Diskursanalyse ist es entsprechend, die Formen 
und Prozesse der partiellen Fixierung von Bedeutung nachzu-
zeichnen, um damit zu Aussagen zu gelangen, wie zu einem be-
stimmten Themenkomplex soziale Bedeutung produziert wird, 
wie sich die Bedeutungszuweisungen ändern und welche Folgen 
diese partiellen Fixierungen haben. Bezüglich der Konstruktion 
einer kollektiven europäischen Identität stellt sich die Frage, wel-
che partiellen Fixierungen, die Laclau/Mouffe auch Knotenpunk-
te nennen (vgl. ebenda: 164), in welchen Diskursen produziert 
werden. Da der Prozess der partiellen Fixierung einer europä-
ischen Identität keineswegs abgeschlossen ist, sondern vielmehr 
ein Kampf um die Durchsetzung spezifischer Identitätsvorstel-
lungen zu beobachten ist, bietet sich die einmalige Gelegenheit, 
den Prozess der Etablierung eines europäischen Identitätsdiskur-
ses aktuell zu verfolgen und ihn nicht, wie bei der Konstruktion 
nationaler Identitäten, retrospektiv aufzuarbeiten. Ziel dieser Ar-
beit ist es, diesen Prozess der Bedeutungsetablierung nachzu-
zeichnen und zu systematisieren.  

Grundsätzlich muss an dieser Stelle noch einmal zwischen 
normativen und additiv/empirischen Identitätsentwürfen von 
Europa unterschieden werden. Bei normativen Entwürfen wird 
eine bestimmte, in der Regel positiv konnotierte, kulturelle Aus-
prägung als spezifisch europäisch beschrieben, unabhängig da-
von, ob dieser Zustand für ganz Europa und alle Europäer und 
Europäerinnen zutreffend ist. Dagegen versucht eine additiv/ 
empirische Integration möglichst alle real existierenden kulturel-
len Ausprägungen in Europa in die vorgeschlagene europäische 
Identität einzubeziehen. Das Identitätsangebot wird hier aus den 
auf dem europäischen Kontinent existierenden historischen, sozia-
len, ästhetischen und religiösen Ereignissen und Traditionen abge-
leitet. Da Europa eine Vielfalt an Traditionen, Religionen, Ge-
schichten, sozialen und künstlerischen Strömungen und Ereignis-
sen aufweist, erhält eine Europakonstruktion, die ihr Europabild 
induktiv aus der Summe seiner Teile ableitet, eine entsprechend 
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hohe Heterogenität. 8  Allen Identitätsangeboten gemeinsam ist, 
dass sie vermittelt werden müssen, d.h. dass die Möglichkeit und 
Wahrscheinlichkeit ihrer Durchsetzung vom Grad ihrer diskursi-
ven Präsenz abhängt.  

Europäische Kulturpolitik 
Jetzt kann die Frage, wie Gesellschaften zu ihren Vorstellun-

gen kommen, wie folgt präzisiert werden: Wie könnte eine euro-
päische Gesellschaft zu ihren privilegierten Signifikanten kom-
men? Welche Signifikanten bieten sich an? Und wie definiert sie 
damit ihre Grenzen? Für die Beantwortung dieser Fragen möchte 
ich den Bereich der EU-Kulturpolitik exemplarisch untersuchen, 
denn traditionell ist eine Aufgabe von Kulturpolitik die Samm-
lung der Staatsbürger/innen� , d.h. die Vermittlung von Identifika-
tionsobjekten im Hinblick auf die Herausbildung einer kollektiven 
Identität. Die Konzentration auf europäische Kulturpolitik bedeu-
tet selbstverständlich nicht, dass diskursive Identitätskonstruktio-
nen ausschließlich in diesem Feld stattfinden. Jedoch weist die Eu-
ropäische Union die Aufgabe der Förderung einer europäischen 
Identität und eines gemeinsamen Bewusstseins maßgeblich den 
Bereichen der Bildungs- und Kulturpolitik zu.10 Anders als die 
primär auf Schüler/innen und Jugendliche ausgerichtete Bil-
dungspolitik zielt die Kulturpolitik auf breitere Bevölkerungs-

                                                     

8  Für die Vorteile eines heterogenen europäischen Kulturkonzepts vgl. 
u.a. Gilroy (1999: 123).  

9  Die Bedeutung von Hochkultur und Museumswesen für die Entwick-
lung nationaler Identität arbeitet u.a. Paul DiMaggio (1991) in einer 
Studie über die Institutionalisierung kultureller Autorität in den USA 
heraus, in der er beschreibt, wie im Prozess der nationalen Institutio-
nalisierung aus einzelnen Artefakten ein nationales kulturelles Kapi-
tal wird. Klaus von Beyme (1998: 37) betont, dass sich letztlich alle 
westeuropäischen Staaten nicht zuletzt durch eine aktive Kulturpoli-
tik zu einer Nation entwickelt haben. Auf die Aktualität des Themas 
verweisen auch die zahlreichen Publikationen der �������� �
��
����
��
���� über den Zusammenhang von Identitätskonstruktionen und 
kultureller Repräsentation �statt vieler: Paul Gilroy (1987), Stuart Hall 
(1994), Homi K. Bhabha (1994)). 

10  Vgl. hierzu u.a. das Internetportal der Europäischen Union (www. 
europa.eu.int/index_de.htm), in dem die Tätigkeitsbereiche der EU 
übersichtlich vorgestellt werden. 
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schichten, die sie vor allem mit Großveranstaltungen wie die 
„Kulturhauptstädte Europas“ auch erreicht.11 So verzeichnen etwa 
Salamanca12, das 2002 zusammen mit Brügge „Kulturhauptstadt 
Europas“ war, 1.927.444 Besucher/innen und Graz13, das den Titel 
im Jahr 2003 trug, allein 2.046.212 Besucher/innen bis Septem-
ber14. Damit haben beide Städte fast doppelt so hohe Besucher/ 
-innenzahlen wie die Fußball EM in Holland und Belgien.15

Kulturpolitik bietet sich meines Erachtens jedoch nicht nur 
aufgrund ihrer Publikumswirksamkeit, sondern zugleich auf-
grund ihrer identitätsstiftenden Tradition in den europäischen 
Nationalstaaten, aufgrund der hohen Bedeutung, die die Natio-
nalstaaten ihr zuweisen und aufgrund der relativen Überschau-
barkeit des Politikbereichs als exemplarisches Untersuchungsfeld 
europäischer Identitätskonstruktion an.  

Im Bereich der Kulturpolitik befindet sich die Europäische  
Union, wie in den anderen Politikfeldern auch, in der schwierigen 
Lage, sowohl den partikularen Interessen der einzelnen Mitglieds-
länder als auch denen der Gemeinschaft insgesamt genügen zu 
müssen. Auf kulturpolitischer Ebene drückt sich dieses Span-
nungsfeld in zwei unterschiedlichen Maximen aus: erstens die 
Förderung kultureller Einheit und zweitens die Förderung kultu-
reller Vielfalt. So sind im Artikel 151(1) EG-Vertrag folgende Auf-
gaben für den Kulturbereich festgelegt: „Die Gemeinschaft leistet 
einen Beitrag zur Entfaltung der Kulturen der Mitgliedstaaten un-
ter Wahrung ihrer nationalen und regionalen Vielfalt sowie 

                                                     

11  Für die Auswirkung des Titels auf andere Städte vgl. auch Heikki-
nen (2000), Hitters (2000), Richards (2000).  

12  Die hier angegebenen Zahlen waren leider nur bis Juni 2003 unter 
www.salamanca2002.org unter der Rubrik „Balance del año 2002“ 
einsehbar. Sie können jedoch bei der Nachfolgeorganisation „Funda-
ción Municipal – Salamanca Ciudad de la Cultura“ (www.salamanca 
ciudaddecultura.org/) nachgefragt werden.  

13  Vgl. hierzu den Bericht „Graz 2003 – Wirtschaftsimpulse“, einzuse-
hen unter www.graz03.at/ (11.06.2004). 

14  Die Abschlussbilanz von „Graz 2003“, ebenfalls einzusehen unter 
www.graz03.at/ (11.06.2004), nennt eine Gesamtbesucherzahl von 
2.851.060.  

15  Vgl. hierzu ebenfalls den Bericht „Graz 2003 – Wirtschaftsimpulse“, 
einzusehen unter www.graz03.at/ (11.06.2004), Stichwort „Besu-
cherzahlen im Vergleich“.  
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gleichzeitiger Hervorhebung des gemeinsamen kulturellen Er-
bes.“ Da sich nationale Identität historisch gerade auch über eine 
Identifikation mit der nationalen Literatur, Musik und Kunst her-
ausgebildet hat, besteht bei einem Transfer dieses kulturellen Er-
bes in ein europäisches Erbe Konfliktpotenzial. Dieser grundle-
gende Konflikt ist den Mitgliedstaaten durchaus bewusst, und auf 
politischer Ebene wird versucht, ihn vor allem durch einen per-
manenten Verweis auf das Subsidiaritätsprinzip16 und außerdem 
durch die Festlegung der Einstimmigkeit bei allen Beschlüssen, 
die die Kultur betreffen, zu entschärfen. Um zu einer europä-
ischen Identität zu gelangen, muss die Europäische Union aber 
dennoch eine Neuerzählung der nationalen Kunst- und Kulturge-
schichten anstreben. Wie tut sie das? Welche privilegierten Signi-
fikanten bietet sie an? Aus welchen historischen Gegebenheiten 
leitet sie deren Legitimität ab? Wie verlaufen die diskursiven Stra-
tegien der Vereinnahmung und welche Strategien der Abgren-
zung gehen damit einher? Welche Subjektpositionen werden an-
geboten?

Um diese Fragen beantworten zu können, werde ich zunächst in 

������� � auf die theoretischen Grundlagen und methodischen 
Vorgehensweisen der Arbeit eingehen. Hier geht es vor allem 
darum, den Prozess kollektiver Identitätsbildung theoretisch zu 
erfassen, um darauf aufbauend, den Gegenstand der Arbeit sinn-
voll einzugrenzen und die Prämissen einer sozialwissenschaftli-
chen Diskursanalyse darzulegen.  


������� � beschäftigt sich mit dem diskursiven Kontext von 
Kulturpolitik, Kunst und Gesellschaft, wobei Kulturpolitik als der 
gezielte Versuch staatlicherseits verstanden wird, bewussten Ein-
fluss auf die Rolle von Kunst und kultureller Produktion in der 
Gesellschaft zu nehmen. Unter Rückgriff auf die Distinktionstheo-
rie Pierre Bourdieus wird die gesellschaftliche Funktion und Be-
deutung von Kunst und kultureller Produktion dargestellt. Im 
Zusammenhang mit der Frage nach der Funktion von Kunst wer-
de ich besonders auf kulturpolitische Ziele und Traditionen in Eu-

                                                     

16  Nach Art. 151(2) EG Vertrag beschränkt sich die Zuständigkeit der 
Europäischen Union in der Kulturpolitik auf die Ergänzung und Un-
terstützung der Mitgliedstaaten. 
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ropa eingehen. Welche kulturpolitischen Ideale gibt es? Welche 
Veränderungen sind festzustellen? Sind in den einzelnen europä-
ischen Staaten ähnliche Entwicklungen aufzufinden?  

Zentrales Thema der Arbeit ist die Einflussnahme der EU-
Kulturpolitik auf eine kollektive europäische Identität. Unter 
Rückgriff auf diskursanalytische Methoden werden in 
��������  die 
im Diskurs angelegten Möglichkeiten europäischer Identitätskon-
struktion herausgearbeitet. Hierfür werde ich zunächst auf die 
allgemein stattfindende Diskussion um eine europäische Identität 
eingehen, wie sie in der geistes- und sozial-wissenschaftlichen Li-
teratur sowie in den Feuilletons geführt wird. Ziel ist es, die Dis-
kussion dahingehend zu ordnen, dass beständig wiederkehrende 
Elemente in der Identitätskonstruktion bestimmt werden können, 
um im Anschluss daran die spezifischen Artikulationen europä-
ischer Identität als Kombination einzelner Elemente beschreiben 
zu können. Nachdem sowohl diskurs- als auch distinktionstheore-
tisch Bedeutung den Dingen nicht inhärent ist, sondern primär 
durch Abgrenzung konstruiert wird, steht im Mittelpunkt dieses 
Kapitels auch die Frage nach dem konstitutiven Gegenüber Euro-
pas.

Im Anschluss daran werde ich in 
�������   den Schwerpunkt 
auf die Analyse der EU-Kulturpolitik legen. Zunächst steht die 
Frage im Mittelpunkt, welche Elemente europäischer Identitäts-
konstruktionen im Vergleich zum allgemeinen europäischen Iden-
titätsdiskurs in der Kulturpolitik auftreten. Von Interesse ist au-
ßerdem, ob die Europäische Union sich bei der Konstruktion eu-
ropäischer Identität an die Tradition nationaler Identitätskon-
struktionen anlehnt oder ob sie neue Formen entwickelt, ob wi-
dersprüchliche Konzeptionen auszumachen sind oder sich die 
einzelnen Europaentwürfe zu einer kohärenten Erzählung zu-
sammenfügen.


�������!  dient schließlich dem Bereich der Umsetzung kultur-
politischer Programme. Anhand zweier Fallbeispiele, den europä-
ischen Kulturhauptstädten Salamanca (2002) und Graz (2003), 
wird die tatsächliche Umsetzung und Verbreitung europäischer 
Identitätsentwürfe untersucht. Von besonderem Interesse ist dabei 
die Art und Weise der Umwertung nationaler in europäische Kul-
turgüter. Beide Städte wurden auch ausgewählt, weil sie heute 
geographisch eine Randstellung in der Europäischen Union ein-
nehmen, historisch jedoch im Zentrum europäischer großmacht-
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politischer Bestrebungen standen. Zudem wurden beide historisch 
von einem klassischen europäischen Gegenüber beeinflusst: dem 
Islam. Graz durch seine Nähe zum Balkan, Salamanca durch die 
Mauren. Wie werden diese Elemente europäischer Geschichte 
(und Gegenwart) eingebunden? Welche Bandbreite der Inszenie-
rung europäischer Identität ergibt sich daraus?  

Ein abschließender Vergleich der Artikulation europäischer 
Identität in den drei untersuchten Diskursfeldern ermöglicht eine 
analytische Rekonstruktion der diskursiven Regelmäßigkeiten eu-
ropäischer Identitätskonstruktion in der EU-Kulturpolitik.
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1. Theoretische und methodische

Vorüberlegungen

Das folgende Kapitel dient der Darstellung theoretischer Annah-
men und Vorüberlegungen, auf denen die empirischen Analysen 
der nachfolgenden Kapitel fußen. Grundsätzlich muss jede Dis-
kursanalyse mit der Problematik umgehen, dass sie nicht von ei-
ner einfachen Ursache-Wirkungs-Relation ausgehen kann, inso-
fern diskurstheoretisch ein reziprokes, genauer noch zirkuläres 
Verhältnis von Ursache und Wirkung angenommen wird, das sei-
ne Wirkung über Akte permanenter Wiederholung erzeugt. Diese 
Annahme macht eine klare Abgrenzung zwischen abhängigen 
und unabhängigen Variablen nicht möglich und beinhaltet konse-
quenterweise die Beschränkung auf eine deskriptive Herange-
hensweise an den Untersuchungsgegenstand. So wie Michel Fou-
cault – salopp formuliert – weniger ein Theoretiker des „Warum“ 
als des „Wie“ ist, beschäftigt sich die auf ihn zurückgehende Dis-
kursanalyse weniger mit den Ursachen sozialer Tatsachen und 
vielmehr damit, welchen Platz sie im Verhältnis zu anderen sozia-
len Tatsachen einnehmen und welche Wirkungen sie entfalten, 
nicht aber damit, warum es zu dieser oder jener Wirkung kommt.1
In diesem Sinne werde ich im Folgenden weder die Richtigkeit 

                                                     

1  Besonders deutlich wird dies in der "���
�#� ���� $��#� , Foucault 
(1974).
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verschiedener Europavorstellungen zu ergründen suchen, noch 
der Frage nach der Entstehung der verschiedenen kulturpoliti-
schen Programme der Europäischen Union nachgehen. Vielmehr 
liegt der Schwerpunkt der Arbeit auf der Frage, welche Konzepte 
einer europäischen Identität verhandelt, welche von diesen in der 
EU-Kulturpolitik aufgenommen und wie sie an ein breites Publi-
kum vermittelt werden.

Die folgenden Absätze beschäftigen sich zunächst mit dem 
Verhältnis von individueller, kollektiver und kollektiver europä-
ischer Identität, um daran anschließend die Fragestellung, den 
Untersuchungsgegenstand und die methodische Vorgehensweise 
der Arbeit zu verdeutlichen. Dabei werde ich vorschlagen, einige 
methodische Schwierigkeiten der foucaultschen Diskursanalyse 
durch den Rückgriff auf die Feldtheorie Pierre Bourdieus zu über-
winden.

1.1 Kol lekt ive Ident i tät  a ls  Ergebnis eines 
Ident i f ikat ionsprozesses

Davon ausgehend, dass Identität den Menschen und Dingen nicht 
immanent ist, wird zunächst der Frage nachgegangen, wie Indivi-
duen oder Gruppen zu etwas gelangen, das man Identität nennt, 
also zu etwas, das eine zeitliche und personale Kontinuität nicht 
nur unterstellt, sondern diese angenommene Kontinuität darüber 
hinaus im Alltag als Realität erleben lässt. Schon der Begriff „Iden-
tität“ verweist auf die Annahme, dass die Identität eines Indivi-
duums genau das ist, was gleich und konstant – eben identisch – 
bleibt. So schreibt auch Erik H. Erikson in seiner für die Identitäts-
forschung grundlegenden Definition:  

„Das bewußte Gefühl, eine ����%���&��� ���������  zu besitzen, beruht auf 
zwei gleichzeitigen Beobachtungen: der unmittelbaren Wahrnehmung 
der eigenen Gleichheit und Kontinuität in der Zeit, und der damit ver-
bundenen Wahrnehmung, daß auch andere diese Gleichheit und Konti-
nuität erkennen.“ (Erikson 1973: 18) 

Nach dieser Definition ist es weniger entscheidend, ob die Identi-
tät tatsächlich gleich bleibt, sondern dass sie vom Individuum als 
gleich bleibend wahrgenommen und dass diese Form der Selbst-
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wahrnehmung von einer Fremdwahrnehmung bestätigt wird. Die 
von Erikson betonte Notwendigkeit einer übereinstimmenden Ei-
gen- und Fremdwahrnehmung verweist darauf, dass Identität 
keineswegs ein natürliches oder in sich evidentes Phänomen dar-
stellt, sondern der sozialen Bestätigung bedarf. Dies legt die 
Schlussfolgerung nahe, dass Individuen ohne die Bestätigungen 
ihres sozialen Umfeldes keine Identität ausbilden können. Identi-
tät scheint sich demnach im Wechselspiel mit der sozialen Welt zu 
entwickeln.

Stuart Hall schlägt vor, statt von der Identität als einem abge-
schlossenen Ding von ������'�������  zu sprechen, und diese als ei-
nen andauernden Prozess zu verstehen.2 Durch den Verweis auf 
die Prozesshaftigkeit teilt Hall mit Erikson die Annahme, dass   
Identität nicht bereits im Inneren vorhanden ist. Vielmehr entsteht 
sie aus einem Mangel an Ganzheit, der durch die Vorstellung des 
Individuums, wie es von anderen gesehen wird, von außen gefüllt 
wird. Unter Bezugnahme auf Jacques Lacan unterstellt Hall eine 
permanente Suche nach Identität, mit dem Ziel, die verschiedenen 
Teile des „Ichs“ zu einer Einheit zu verknüpfen (vgl. Hall 1994: 
196f).3

Auch Rainer Lepsius betont, dass die Ausbildung von Identi-
tät ein Objekt voraussetzt, das sich als Einheit versteht, sich gegen 
andere abgrenzt und sich als solches auch selbst beschreibt (vgl. 
Lepsius 1997: 949ff). Damit verschiebt sich die eher passiv anmu-
tende Konzeption von Identitätsbildung über Selbst- und Fremd-
wahrnehmung hin zu einer Konzeption, in der die aktive Bewe-
gung des Individuums zu einem Objekt, mit dem es sich identifi-
ziert, im Vordergrund steht. Diese Bewegung auf ein Objekt hin 
kann sowohl intentional als auch nicht intentional sein. Das Iden-
tifikationsobjekt, auf das sich das Individuum hin entwirft, kann 

                                                     

2  Vgl. hierzu auch Fokkema (1999: 50ff), der zur Ablösung eines stati-
schen, essentialistischen Identitätsbegriffs ebenfalls einen stärker 
handlungsorientierten Identifikationsbegriff für Europa vorschlägt.  

3  Auf die unabgeschlossene Diskussion, warum Individuen dazu ten-
dieren, eine Einheit sein zu wollen, kann im Rahmen dieser Arbeit 
nicht eingegangen werden. Für unsere Zwecke genügt es, von einem 
gewissen Willen zu einer einheitlichen Identität auszugehen. Aus-
führlich diskutiert wird diese Frage vor allem bei Jacques Lacan 
(1991) und im Anschluss an sein Werk von Judith Butler (2001). 
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innerhalb und außerhalb des Individuums verortet werden. Auf 
individueller Ebene ist dieses Objekt das „Ich“.4 Eine ��������(�
Identität entsteht nach Lepsius, wenn eine Gruppe von Individu-
en sich mit den gleichen Objekten identifiziert und sie sich dieser 
Gemeinsamkeit außerdem bewusst ist. Es ist folglich eine kollek-
tive Identifikationsbewegung, die die Individuen zu einem kollek-
tiven Subjekt vereint.5

Jürgen Gerhards, der ebenfalls davon ausgeht, dass eine Iden-
tität über den Prozess der Identifikation entsteht, empfiehlt, für 
die empirische Untersuchung kollektiver Identität zwischen drei 
Bestimmungselementen des Begriffs der Identifikation zu unter-
scheiden: Erstens gibt es ein Subjekt, das sich mit etwas identifi-
ziert, zweitens ein Objekt der Identifikation und drittens eine spe-
zifische Relation zwischen dem Subjekt und dem Objekt (vgl. 
Gerhards 2003: 467ff). Auf die von Gerhards aufgezeigten Mög-
lichkeiten, anhand dieser Dreiteilung den Prozess europäischer 
Identitätsbildung empirisch zu erfassen, möchte ich im Folgenden 
kurz eingehen, um im Anschluss daran ein alternatives Konzept 
vorzuschlagen.

1.1.1 Subjekt der Identifikation 

In der Europäischen Union sind das Subjekt des Identifikations-
prozesses die dort ansässigen Bürger/innen. Da mit Art. 8 EVG 
(heute Art. 17) 1993 eine Unionsbürgerschaft eingeführt wurde, 
nach der Unionsbürger/in ist, wer die Staatsangehörigkeit eines 
Mitgliedstaates besitzt, sind genau genommen die Bürger/innen 
der Mitgliedsländer das „Volk“ der Europäischen Union und auf 

                                                     

4  Vgl. hierzu auch Hall (1999: 91f) 
5  Es kommt an dieser Stelle nicht darauf an, ob kollektive Identität, wie 

Durkheim annimmt, mehr ist als die Summe aller individuellen Iden-
titäten und eine Realität an sich darstellt. Entscheidend ist vielmehr, 
dass die Partizipation an kollektiven Identitäten einen integralen Be-
standteil jeder individuellen Identität bildet, und damit mit der Frage 
nach den maßgeblichen kollektiven Identitäten der Frage nach der 
Art und Weise der Einbindung von Individuen in Kollektive (von 
denen die Gesellschaft nur eines ist) nachgegangen werden kann. 
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diese Weise die Subjekte des Identifikationsprozesses.6 Mit der 
Aufnahme eines Staates in die Europäische Union erwerben seine 
Angehörigen automatisch die Unionsbürgerschaft; gleiches gilt 
für die Einbürgerung von Personen in einen Mitgliedstaat.  

Bedingt durch den fortgesetzten Prozess der EU-Erweiterung 
bilden die Bürger/innen der Union, anders als in den National-
staaten, keine feste Größe. Zwar bleiben auch die Bürger/innen 
der Nationalstaaten nicht identisch und dies nicht nur aufgrund 
von Zu- oder Abwanderung, sondern auch durch Tod und Geburt 
neuer bzw. alter Mitglieder. Bei Nationalstaaten besteht jedoch 
zumindest die glaubhafte Fiktion einer hohen personalen Konti-
nuität, die die Identifikation mit dem Demos erleichtert. Die 
Durchsetzung einer solchen Fiktion ist in der Europäischen Union 
erst dann denkbar, wenn keine Diskussionen über mögliche Er-
weiterungen mehr stattfinden. Dieser Zustand wird frühestens er-
reicht sein, wenn die Europäische Union eine definitive Entschei-
dung über einen Beitritt von Albanien, Island, Kroatien, Makedo-
nien, Moldawien, Norwegen, Bosnien-Herzegowina, Russland, 
der Schweiz, der Staatenunion Serbien und Montenegro, der Tür-
kei, der Ukraine, von Weißrussland und vermutlich auch von Is-
rael gefällt hat. Allein die Liste möglicher Beitrittskandidaten deu-
tet darauf hin, dass diese Diskussion erst in ferner Zukunft abge-
schlossen sein wird.

1.1.2 Objekte der Identifikation 

Wenn die Herausbildung eines Demos, wie Dieter Fuchs betont, 
die Identifikation der Bürger/innen mit dem Demos insgesamt 
und mit seinen Mitgliedern voraussetzt (vgl. Fuchs 2000: 219f), 
dann ergeben sich aus einer sich ständig verändernden Anzahl 
von Bürger/innen und damit der Größe des Demos beachtliche 
Probleme. Weil das Objekt, mit dem sich das Subjekt in diesem 
Fall identifizieren soll, es selbst ist und eine Identifikation kein 

                                                     

6  Die Unionsbürgerschaft ist an die Staatsbürgerschaft gebunden und 
ersetzt diese nicht. Eine Änderung dieser Bindung der Unionsbürger-
schaft an die Staatsangehörigkeit ist auch im Verfassungsentwurf, 
wie ihn der Europäische Konvent im Juli 2003 vorlegte, nicht vorge-
sehen.
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einmaliger Akt ist, sondern einer permanenten Wiederholung be-
darf, stört eine permanente Veränderung des Subjekts und des 
Objekts die Entwicklung einer europäischen Identität. Dies gilt 
auch dann noch, wenn man unterstellt, dass nicht die Bürger/ 
-innen selbst in ihrer heterogenen und vielschichtigen Wirklich-
keit das Objekt darstellen, mit dem sie sich identifizieren, sondern 
die Identifikation mit bestimmten homogenisierten Vorstellungen 
von einem europäischen Selbst erfolgt.

Bei der Frage, welches die Identifikationsobjekte einer Europä-
ischen Union sein könnten, stellt Gerhards die räumlich territoria-
le Dimension Europas als ein Kontinent in den Vordergrund, die 
in einem zweiten Schritt mit bestimmten Inhalten aufgeladen 
werden könnte. Welche Formen diese Inhalte annehmen sollten, 
bestimmt er nicht näher (vgl. Gerhards 2003: 467ff). Mit diesem 
Vorschlag ist jedoch das Problem der Europäischen Union mit der 
fortgesetzten Veränderung sowohl der Zahl der Unionsbür-
ger/innen als auch des Umfangs des Gemeinschaftsgebiets nicht 
behoben, denn auch eine Identifikation mit dem Gemeinschafts-
gebiet wäre wiederholten Veränderungen unterworfen, die einer 
stabilen und starken Identitätsbildung entgegenstehen. Dagegen 
hätte eine starke Identifikation mit Europa als Kontinent ���#���)�
den Vorzug relativ hoher Stabilität, insofern man sich auf konti-
nentale Grenzen einigen könnte. Sie hätte jedoch den Nachteil, 
dass sie die zukünftigen politischen Entscheidungen über Bei-
trittsverhandlungen stark beeinflussen würde, weil eine starke  
Identifikation mit Europa insgesamt davon abweichende Grenz-
verläufe als willkürlich und illegitim erscheinen lassen würde. 
Aber auch die Definition einer territorialen Grenze lässt noch die 
Frage offen, wodurch das Gebiet innerhalb der Grenze inhaltlich 
gekennzeichnet ist.

Da eine kollektive kulturelle Identität in der Regel dadurch 
gekennzeichnet ist, dass in ihr nicht nur eine, sondern mehrere  
Identifikationsobjekte eine Rolle spielen7, umfasst sie daher zu-
meist auch konfligierende Vorstellungen und je nachdem, welches 
die dominanteren Identifikationen sind, ergeben sich unterschied-
liche Grade der Homogenisierung von kultureller kollektiver 
Identität. So sind etwa Sprachkultur, ästhetische Kultur, politische 

                                                     

7  Vgl. hierzu insbesondere Hall (1994: 180ff). 
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Kultur und religiöse Kultur Aspekte kollektiver kultureller Identi-
täten mit je verschiedenen Objektbezügen.

Die Frage nach den dominanten Identifikationsobjekten ent-
spricht der Frage nach dem privilegierten Signifikanten einer kol-
lektiven europäischen Identität. Auf den ersten Blick bieten sich 
dafür in der Europäischen Union weder eine gemeinsame Sprach-
kultur, noch eine einheitliche ästhetische Kultur, Regionalkultur 
oder politische Kultur, noch eine gemeinsame Religion, noch eine 
gemeinsame Geschichtsschreibung an. Nachdem keine der aufge-
zählten Identifikationsobjekte für sich allein zu überzeugen ver-
mag, liegt die Vermutung nahe, dass sich erstens auch eine kollek-
tive europäische Identität aus verschiedenen Identifikationen zu-
sammensetzt, dass sie zweitens zur Zeit einen relativ hohen Grad 
an Heterogenität aufweist und dass die Europäische Union drit-
tens ein Interesse daran hat, sie zu homogenisieren, damit eine 
Identifikation der Unionsbürger/innen mit gleichen Identifikati-
onsobjekten überhaupt möglich wird.

1.1.3 Verhältnis von Subjekt und Identifikationsobjekt 

Als drittes Bestimmungselement des Identifikationsbegriffs nennt 
Gerhards das spezifische Verhältnis zwischen Subjekt und dem 
Identifikationsobjekt. Für die empirische Erfassung des Identifika-
tionsprozesses schlägt er eine Unterscheidung zwischen zwei Di-
mensionen vor:

„Identifikation hat zum einen eine ��#����(� $�)������  und bezeichnet 
dann die Wahrnehmung eines Einstellungsobjektes als ein spezifisches 
Einstellungsobjekt; Identifikation hat zum anderen eine �''����(*�(�*
�
���(��$�)������� und bezeichnet dann ein starkes Zugehörigkeitsgefühl 
mit einem wahrgenommenen Identifikationsobjekt.“ (Gerhards 2003: 
468)

Eine Identifikation mit Europa bedingt für Gerhards also zunächst 
die Wahrnehmung eines territorial begrenzten Raumes als Identi-
fikationsobjekt, der mit bestimmten Inhalten aufgeladen ist. Über 
eine Identifikation mit diesem inhaltlich und territorial gebunde-
nen Objekt kann sich dann bei den Bürger/innen der Mitglieds-
länder ein zunehmendes Gefühl der Zugehörigkeit zu diesem mit 
bestimmten Vorstellungen gefüllten Raum und seinen Bewoh-
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ner/innen entwickeln. Gerhards verbindet das Subjekt mit einem 
Identifikationsobjekt über kognitive Wahrnehmung und affektive 
Zuneigung, wobei erstere die Voraussetzung für die Zuneigung 
bildet.

Im Folgenden möchte ich zeigen, dass es bei der Etablierung eines 
europäischen Demos nicht darum geht, dass ein gegebenes Sub-
jekt – hier die Bürger/innen der EU – sich mehr oder weniger 
stark mit bestimmten Objekten – sei es nun der Demos selbst, poli-
tische Institutionen oder territorial gebundene kulturelle Gemein-
samkeiten – identifiziert. Der Prozess kollektiver Identitätsbildung 
verläuft meines Erachtens vielmehr umgekehrt, in dem Sinne, 
dass das Subjekt der Identifikation im Prozess der Etablierung ei-
ner kollektiven Identität erst geschaffen wird. Die Frage, wie sich 
der Prozess einer Identifikation der europäischen Bürger/innen 
mit Europa vollziehen soll, damit diese eine kollektive Identität 
ausbilden, dreht sich auf diese Weise um, und lautet: Welches 
sind die Prozesse, in denen europäische Subjekte produziert wer-
den?

1.2 Subjekte und Ident i f ikat ionsobjekte
als Effekte diskursiver  Praxis in der
diskurstheoret ischen Tradit ion  
Michel  Foucaults 

Um diese Frage zu beantworten, möchte ich zunächst den Zu-
sammenhang zwischen individuellen und kollektiven Subjekten 
und Identifikationsobjekten unter Bezugnahme auf diskurstheore-
tische Überlegungen begrifflich präzisieren. In einem zweiten 
Schritt sollen dann Überlegungen angestellt werden, wie die Pro-
zesse kollektiver Identitätsproduktion empirisch erfasst werden 
können.

Zunächst möchte ich kurz auf den Diskursbegriff eingehen 
und die Arbeit dadurch in der diskurstheoretischen Tradition Mi-
chel Foucaults verorten. Reiner Keller et al. unterscheiden zwi-
schen vier Richtungen der Verwendung des Diskursbegriffs: der 
discourse analysis, der Diskursethik, der kulturalistischen Dis-
kursanalyse und der Diskurstheorie (vgl. Keller et al. 2001: 10ff).
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Die ���&�
���� ����+���  hat sich in (sozio-)linguistischen, linguis-
tisch-pragmatischen und ethnomethodologisch-konversations-ana 
lytischen Ansätzen herausgebildet und ist besonders im angel-
sächsischen Raum verbreitet. Sie dient der Analyse des konkreten, 
vor allem des mündlichen Sprachgebrauchs sowie der Organisati-
on von Sprecher/innen- und Themenwechseln, der Nutzung im-
pliziten Referenzwissens und der sozialstrukturellen Prägung des 
Sprachgebrauchs. Daher ist die discourse analysis weniger mit 
Diskursanalyse als mit Gesprächs- oder Konversationsanalyse zu 
übersetzen.  

Der Ansatz der $���
�������  wurde von Jürgen Habermas im 
Rahmen seiner „Theorie des kommunikativen Handelns“ heraus-
gebildet. Der Begriff des Diskurses wird in diesem Zusammen-
hang verwendet, um argumentative Auseinandersetzungen zu 
bezeichnen, die spezifischen Verfahrensprinzipien folgen und in 
denen die Beteiligten ihre Positionen mit begründungspflichtigen 
Argumenten rechtfertigen müssen. Die von Habermas formulierte 
Diskursethik entspricht normativen Verfahrens- und Orientie-
rungsprinzipien für Diskussionsprozesse, die größtmögliche Ver-
fahrensgerechtigkeit bei der Klärung strittiger Fragen erlauben 
sollen. Die Idealvorstellung wäre der herrschaftsfreie Diskurs (vgl. 
Habermas 1981).

Der Diskursbegriff der �
��
��������&����$���
������+��  geht da-
gegen auf den amerikanischen Pragmatismus bzw. die verstehen-
de Soziologie Max Webers zurück. Gesellschaftliche Wissensord-
nung wird als Resultat von kollektiv-interaktiven Herstellungen 
begriffen, also öffentlichen Symbolen, sozialen Handlungen und 
Praktiken. Von der foucaultschen Perspektive unterscheidet sie 
sich durch stärkere handlungstheoretische und hermeneutisch-
interpretative Grundlegungen. Betont werden dabei der Prozess 
der sozialen Konstruktion und Typik sowie die relative Autono-
mie kultureller Sinnzusammenhänge.

Im Anschluss an die strukturale Linguistik Ferdinand de Saus-
sures hat sich vor allem in Frankreich eine diskurstheoretische 
Diskussion herausgebildet. Gefragt wird nach der Bedeutung der 
Zeichen, der Sprache und der konkreten Sprechpraxis für die Ent-
stehung von Ideologien und Wissensordnungen. Zu nennen sind 
hier insbesondere Louis Althusser, Jacques Derrida, Jacques La-
can, Ernesto Laclau und Chantal Mouffe. Bedeutendster Vertreter 
dieses Ansatzes ist Michel Foucault, der in „Die Ordnung des 
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Diskurses“ und „Die Archäologie des Wissens“ eine allgemeine 
$���
���������  entwickelt hat. Foucault versucht, den Zusammen-
hang von Wissen und Macht mit den institutionellen und diskur-
siven Formen der Subjektkonstitution zu erfassen, also den Zu-
sammenhang von übersubjektiven Wissensordnungen und dis-
kursiven Praktiken, den formalen Bedingungen der Produktion 
von Wissenskodes, den Regeln der Produktion und Kontrolle von 
Diskursen und der Erzeugung, Aufrechterhaltung und Transfor-
mation von gesellschaftlichen Wissensbeständen. Die vorliegende 
Arbeit bezieht sich vornehmlich auf diesen Diskursbegriff.  

Foucault versteht unter Diskursen regelgeleitete Praktiken, die 
sich nicht in der Repräsentation und der Bezeichnung von Ge-
genständen erschöpfen, sondern diese vielmehr hervorbringen. 
Die Aufgabe, die Diskurse zu analysieren, ist mit Foucaults Wor-
ten:

„Eine Aufgabe, die darin besteht, nicht – nicht mehr – die Diskurse als 
Gesamtheiten von Zeichen (von bedeutungstragenden Elementen, die 
auf Inhalte oder Repräsentationen verweisen), sondern als Praktiken zu 
behandeln, die systematisch die Gegenstände bilden, von denen sie 
sprechen. Zwar bestehen diese Diskurse aus Zeichen; aber sie benutzen 
diese Zeichen für mehr als nur zur Bezeichnung der Sachen. Dieses )���
macht sie irreduzibel auf das Sprechen und die Sprache. Dieses mehr 
muß man ans Licht bringen und beschreiben.“ (Foucault 1981: 74) 

In der $���
���������  wird mit anderen Worten davon ausgegan-
gen, dass etwas erst dann als Realität wahrgenommen werden 
kann, wenn es in ein Feld „positiven Wissens“ eingeschrieben ist, 
was zugleich bedeutet, dass etwas in die soziale Realität einge-
führt wird, indem es zum Gegenstand diskursiv geregelten und 
sprachlich artikulierten Wissens wird: 

„Diskurse nehmen – als beschreibbare und ‚meßbare’ Einheiten oder 
Konfigurationen des Wissens – die Form von sozialen Wissenstypen 
und -strukturen an, mit denen nach dem Muster von Differenzstruktu-
ren soziale Ordnung gebildet wird. Sie unterliegen als Elemente des 
kulturellen Unbewußten allen diskursiven Formationen, die derselben 
Gesamtheit von Regeln unterworfen sind. Diskursformationen bilden 
daher, wenngleich von einer Differenz von Diskursen und sozialer, ma-
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terieller Wirklichkeit ausgegangen werden muß, zugleich soziale For-
mationen.“ (Bublitz 2001: 240)  

Sprache und Schrift werden diskurstheoretisch nicht mehr als 
neutrales Abbildungswerkzeug einer an sich sinnhaften Realität 
oder als Zeichensystem, in dem eine vorhandene, reale Welt ihren 
symbolischen Ausdruck findet, verstanden. Statt von einem un-
mittelbaren Zugang zur Wirklichkeit auszugehen, zeigen diskurs-
theoretische Ansätze vielmehr, dass Repräsentationen immer 
schon auf die produktive Macht der Zeichen verweisen. Hannelo-
re Bublitz fasst diesen Gedankengang wie folgt zusammen:

„Repräsentationen sind nicht einfach Darstellungen von etwas Wirkli-
chem, bereits vor der Bezeichnung Gegebenem. Sie verweisen vielmehr 
auf Komplexe der Realitätskonstruktion, in denen sich nicht nur Vor-
stellungen, Bilder und Kodierungskonventionen verkörpern, sondern in 
denen in der Bedeutung bereits ein mehr oder weniger willkürliches 
Konstrukt seinen Ausdruck findet. Das Spektrum der Repräsentation 
reicht damit von darstellender Verkörperung bis zur dinglichen Reali-
sierung. Der reale Gegenstand wäre dann lediglich ein Attribut der 
Repräsentation.“ (Bublitz 2003: 29) 

Diskurse können entsprechend als Signifikationsstruktur aufge-
fasst werden. Begriffe wie Ost-, Mittel,- Süd- und Westeuropäer 
bezeichnen – wie alle anderen Begriffe auch – keine vordiskursi-
ven Gegebenheiten, sondern sie konstruieren im Prozess der Be-
nennung erst das, was sie benennen (vgl. ebenda: 29ff). In diesem 
Beispiel benennen sie Bevölkerungsgruppen, denen Individuen 
zugeordnet werden und die durch eine klassifikatorische gesell-
schaftliche Praxis gegeneinander abgegrenzt und in eine europä-
ische Gesamtpopulation eingeordnet werden. Erst durch die Ein-
ordnung in ein Klassifikationssystem erhalten sie eine Bedeutung. 
Es sind Zeichenordnungen, die aufgrund ihrer konventionellen 
Verankerung und performativen Artikulation das hervorbringen, 
was sie bezeichnen bzw. symbolisieren. Als Folge verschwindet 
die Differenz zwischen Signifikat und Signifikant, denn diese 
verweisen in einem endlosen Spiel aufeinander. Durch den Signi-
fikanten wird das Signifikat erst zum bedeutenden Gegenstand, 
das heißt zum Träger von Bedeutung. Damit ist nicht gemeint, 
dass es keine realen Gegenstände außerhalb der Sprache gibt oder 
geben kann; es besagt jedoch, dass eine Wahrnehmung von Ge-
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genständen, ohne sie zugleich als bedeutende Gegenstände zu 
verstehen, nicht möglich ist.

Bedeutung ist nichts Vordiskursives, den Gegenständen Im-
manentes, sondern wird durch Diskurse in einem Netzwerk von 
Bezugssystemen produziert (vgl. Bublitz 2001: 229ff). Dieses 
Netzwerk von Bezugssystemen bildet die spezifische Ordnung 
der Dinge, die insofern kontingent – und veränderbar – ist, als es 
auch andere Möglichkeiten der Herstellung und Bestimmung ei-
ner Ordnung der Dinge gibt.8

1.2.1 Wissens- und Bedeutungsproduktion  

Diskurse sind keineswegs als herrschaftsfreier Raum zu verste-
hen, vielmehr produzieren Diskurse in diesem Verständnis Herr-
schaftseffekte und reproduzieren bestimmte soziale Ordnungen. 
Diskurse üben Macht aus, indem sie Wissen produzieren und 
transportieren und insofern dieses Wissen wiederum die Grund-
lage für individuelles und kollektives Handeln bildet. Macht exis-
tiert bei Foucault dabei nicht in abstrakter oder allgemeiner Form, 
sondern Macht gibt es nur, wenn sie ausgeübt wird, d.h. wenn be-
stimmte Handlungen auf die Handlungen eines anderen Subjekts 
einwirken. Macht kann sich jedoch auf permanente Strukturen 
stützen, um sich in ein zerstreutes Möglichkeitsfeld einzuschrei-
ben. Im Gegensatz zur physischen Gewalt grenzt Foucault Macht-
verhältnisse als Handlungsweisen ab, die nicht direkt und unmit-
telbar auf andere Körper einwirken, sondern auf deren Handeln. 
Es ist ein Handeln auf ein Handeln hin, d.h. auf mögliche oder 
wirkliche, künftige oder gegenwärtige Handlungen. Während ein 
Gewaltverhältnis unmittelbar auf die Körper und Dinge einwirkt, 
indem es sie zu etwas zwingt oder sie zerstört, setzt das Macht-
verhältnis nicht nur die Existenz dessen voraus, auf das es ein-
wirkt, sondern erkennt auch das Subjekt als ein Subjekt an, auf 
das es einwirkt. Nach Foucault schließen Machtverhältnisse den 
Gebrauch von Gewalt und Übereinkünften nicht aus, sie stellen 

                                                     

8  Verortet wird die Möglichkeit zur Veränderung und Transformation 
sozialer Wirklichkeit von Laclau/Mouffe (1991: 145ff) in der Produk-
tion symbolischer „Überschüsse“, das heißt in der fortwährenden 
Überdeterminierung der Bedeutung. 
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jedoch nicht ihre Grundlage dar: Macht wirkt wesentlich subtiler. 
Als Ensemble von Handlungen in Hinsicht auf mögliche Hand-
lungen operiert sie auf einem Möglichkeitsfeld, durch das das 
Verhalten der handelnden Subjekte geprägt wird. Es handelt sich 
dabei um ein mehr oder weniger offenes Feld von Möglichkeiten 
des Sich-Verhaltens, in dem die Machtausübung in der Schaffung 
von Wahrscheinlichkeiten des Handelns besteht, die wiederum 
eng mit der diskursiven Produktion von Wissen zusammenhängt. 
Macht wirkt demzufolge bei Foucault auf zweierlei Weise: einmal 
in der Schaffung des Möglichkeitsfelds, auf dem Handlungen  
überhaupt erst möglich werden, und zweitens in der Schaffung 
von Wahrscheinlichkeiten, wie die Subjekte innerhalb dieses Mög-
lichkeitsfelds handeln (vgl. Foucault 1994: 254ff).9 Diese beiden 
Wirkungsweisen von Macht fasst Foucault mit dem Begriff des 
,�
(����)���  zusammen: Regieren bedeutet dann, das Feld even-
tuellen Handelns der anderen zu strukturieren.10 Macht ist damit 
nicht außerhalb von individuellem und kollektivem Handeln zu 
denken, sondern bedingt und strukturiert dieses:  

„Charakteristisch für ein Machtverhältnis ist demnach, daß es eine Wei-
se des Einwirkens auf Handlungen ist. Das heißt, daß die Machtver-
hältnisse tief im gesellschaftlichen Nexus wurzeln, und nicht über der 
‚Gesellschaft’ eine zusätzliche Struktur bilden, von deren radikaler Aus-
tilgung man träumen könnte. In Gesellschaft leben heißt jedenfalls so 
leben, daß man gegenseitig auf sein Handeln einwirken kann. Eine Ge-
sellschaft ‚ohne Machtverhältnisse’ kann nur eine Abstraktion sein.“ 
(Foucault 1994: 257) 

                                                     

9  Diese Konzeption von Machtausübung setzt „freie Subjekte“ voraus, 
denn wenn die Determinierung gesättigt ist, können keine Machtver-
hältnisse existieren. Die individuellen oder kollektiven Subjekte sind 
insofern als „frei“ zu verstehen, als vor ihnen ein Feld von Möglich-
keiten liegt, in dem verschiedene Handlungen, Reaktionen und Ver-
haltensweisen stattfinden können. Macht und Freiheit stehen sich bei 
Foucault (1994: 255) nicht in einem Ausschließungsverhältnis gegen-
über, demzufolge die Freiheit verschwindet, wenn Macht ausgeübt 
wird. Das Verhältnis von Macht und Freiheit ist vielmehr ein äußerst 
komplexes: Freiheit ist einerseits die Existenzbedingung von Macht, 
auf der anderen Seite ist sie etwas, das sich gegen die Macht stellen 
kann.

10 Vgl. hierzu auch Foucault (1992). 
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Dies bedeutet nicht, dass Foucault die gegebenen Machtverhält-
nisse als unveränderbar, legitim oder gar optimal versteht, Fou-
cault nimmt vielmehr eine Verschiebung der Perspektive darauf, 
wie diese Machtverhältnisse analysiert und damit auch verändert 
werden können, vor. Für eine Analyse dieser Machtverhältnisse 
schlägt Foucault (vgl. ebenda: 257f) eine Untersuchung folgender 
Aspekte vor: erstens des Systems der Differenzierungen, das dem 
Einwirken auf das Handeln der anderen Subjekte zugrunde liegt, 
zweitens der Typen von Zielen, die verfolgt werden, drittens der 
instrumentellen Modalitäten, d.h. ob Macht durch Drohungen, 
Gewalt, Kontrollmechanismen, Überwachung, mehr oder weniger 
expliziten und mehr oder weniger veränderlichen Regeln etc. aus-
geübt wird, viertens der Formen der Institutionalisierung und 
fünftens der Grade der Rationalisierung, mit denen Macht ausge-
übt wird. Die vorliegende Arbeit konzentriert sich im Wesentli-
chen auf den ersten Punkt, dem System von Differenzierungen 
und der damit einhergehenden Produktion von Bedeutung.  

Machtausübung besteht folglich bei Foucault wesentlich in der 
Schaffung von Wahrscheinlichkeiten und Möglichkeiten des Sich-
Verhaltens. Diesem Sich-Verhalten geht jedoch die diskursive 
Produktion von Denk- und Sagbarkeitsfeldern voraus, denn in ei-
ner Gesellschaft kann nur das gedacht und gesagt werden, was als 
denk- oder sagbar erscheint. Diskurse können in diesem Sinne als 
Elemente eines kulturellen Archivs (vgl. Bublitz 2003: 59) verstan-
den werden, in dem die Regeln der Wissensbildung, der Wirk-
lichkeitskonstruktion und der Praktiken einer Kultur festgelegt 
sind. Soziale Wirklichkeit erscheint deswegen diskurstheoretisch 
als Verselbständigung konstruktiver Prozesse (vgl. Bublitz 2001: 
226). In der Produktion von Subjekten, Kollektiven, Gegenständen 
und Werten konstituieren und verschieben sich gesellschaftliche 
Machtverhältnisse. Aus diesem Grund ist die Produktion von Be-
deutung Gegenstand sozialer Kämpfe, die zugleich Kämpfe um 
das Vorrecht auf legitime Klassifizierung und Gliederung der so-
zialen Welt sind.

Die grundlegende Form der Machtausübung ist die Durchset-
zung eines Systems von Differenzierungen, das zugleich die Be-
dingungen und die Wirkung der Macht ist. Hierzu gehört auch 
die (alltägliche) Macht, das Individuum nach Kategorien einzutei-
len, ihm eine Identität aufzuprägen und es an ein bestimmtes Ge-
setz des Wissens und der Wahrheit zu binden, das es anerkennen 
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muss und das andere an ihm anerkennen müssen und das aus In-
dividuen �
-�����  macht (vgl. Foucault 1994: 246).

Das Subjekt, das der Diskurs produziert und welches wieder-
um Aussagen tätigt, grenzt Foucault deutlich von tatsächlichen 
Personen ab: „Man darf sich also das Subjekt der Aussage nicht 
als mit dem Autor der Formulierung identisch vorstellen, weder 
substantiell noch funktional“ (Foucault 1981: 138). Das Subjekt der 
Aussage kann treffender mit dem Begriff der Subjektposition be-
schrieben werden, als ein determinierter und leerer Platz, der von 
verschiedenen Individuen ausgefüllt werden kann. Diese Subjekt-
positionen gilt es im Rahmen einer Diskursanalyse zu bestimmen, 
genauer geht es darum zu bestimmen, welche Position jedes Indi-
viduum in einem Diskurs einnehmen kann und muss, um als Sub-
jekt des Diskurses sprechen zu können.  

1.2.2 Subjektkonstitution und Identitätsproduktion 

Wie kommen die Individuen dazu, die Gliederung der sozialen 
Welt anzuerkennen, zu bestätigen und damit ihre eine individuel-
le und kollektive Identität auszubilden? Butler verweist darauf, 
dass Identität eine Bezeichnungspraxis ist; das bedeutet, dass kul-
turell intelligible Subjekte als Effekt eines regelgebundenen Dis-
kurses zu begreifen sind, der sich durch permanente sprachliche 
Wiederholung einschreibt. Das Subjekt konstituiert sich als Folge-
erscheinung bestimmter regelgeleiteter Diskurse, die Identität 
durch intelligible Anrufungen anleiten. Damit ist nicht gemeint, 
dass Subjekte durch die Regeln, die die Diskurse erzeugen, de-
terminiert sind. Der Bezeichnungsakt ist nicht als einmaliger und 
fundierender Akt zu verstehen, sondern eher als ein regulierender 
Wiederholungsprozess. Diese Wiederholung kann und muss vari-
ieren und in der Möglichkeit zur Variation ist auch die Hand-
lungsmöglichkeit angesiedelt. Das bedeutet auch, dass Verände-
rungen nur innerhalb des Verfahrens repetitiver Bezeichnung 
möglich sind. Die Frage ist daher nicht mehr ob, sondern wie Be-
zeichnungsakte wiederholt werden und wie sie sich im Rahmen 
der Wiederholung verschieben (vgl. Butler 1991: 212ff). Ausge-
hend von Foucault beschreibt Butler den Zusammenhang zwi-
schen Subjekt und Macht wie folgt:  
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„Die Macht wirkt auf mindestens zweierlei Weise auf das Subjekt ein: 
erstens als das, was das Subjekt ermöglicht, als Bedingung seiner Mög-
lichkeit und Gelegenheit seiner Formung, und zweitens als das, was 
vom Subjekt aufgenommen und im ‚eigenen’ Handeln des Subjekts 
wiederholt wird.“ (Butler 2001: 18) 

Damit bezeichnet der Begriff der Macht erstens etwas, das dem 
Subjekt immer vorgängig und außerhalb seiner selbst von Anfang 
an wirksam ist und zweitens eine gewollte Wirkung des Subjekts. 
Das Subjekt muss, um Subjekt werden zu können und sich damit 
in seine soziale Umwelt einzufügen, (s)eine Bezeichnung anneh-
men; erst durch die Annahme von sozialen Zuweisungen, wie et-
wa von Geschlecht, Nationalität etc., wird es zu einem Subjekt 
und kann erst dann als Subjekt (in der Sprache) sprechen. Diese 
Akte der Annahme oder Anerkennung bezeichnet Butler als Iden-
tifizierungsprozess mit Normen, und diese Identifizierungen ge-
hen der Bildung eines Subjekts voraus und ermöglichen sie. Auch 
die Identifizierung ist niemals abgeschlossen und bedarf der un-
aufhörlichen Wiederherstellung (vgl. Butler 1997: 40, 152). 

1.2.3 Diskursive Strategien als Interventionen im
„Kampf um die Deutungsmacht“  

Michael Schwab-Trapp verbindet die Überlegung, dass Diskurse 
verbindliche Deutungen für soziale und politische Ereigniszu-
sammenhänge produzieren mit der Annahme, dass diese Deutun-
gen in Konflikten entwickelt werden (vgl. Schwab-Trapp 2001: 
261f).

Eine Diskursanalyse untersucht dabei nur einen engen Bereich 
gesellschaftlicher Bedeutungsproduktion: die öffentlich zur Dis-
kussion gestellten Deutungsangebote (vgl. Schwab-Trapp 2002: 
68). Alle Aspekte sozialer Wirklichkeit, die nicht in öffentlichen 
Auseinandersetzungen erscheinen, entgehen der Diskursanalyse 
systematisch. Untersucht werden ausschließlich die öffentlich dis-
kutierten und miteinander konkurrierenden Deutungsangebote 
und der Prozess ihrer Institutionalisierung zu kollektiv geteilten 
Deutungsvorgaben. Da auch die kulturelle Identität einer Gesell-
schaft nichts anderes als ein historisch gewachsenes Ensemble von 
Identitätsdiskursen darstellt, kann davon ausgegangen werden, 
dass auch dieses Ensemble in öffentlichen Konflikten produziert 
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und reproduziert wurde, in denen die Akteur/innen dieser Aus-
einandersetzung um die Definition der Identität kämpfen (vgl.  
ebenda: 28). In dieser öffentlichen Auseinandersetzung sind die 
Diskurse der politischen kulturellen Eliten von eminenter Bedeu-
tung, da sie die größte Machtwirkung entfalten.  

Einsätze im „Kampf der Interpretationen“ um die legitime 
Sichtweise sozialer und politischer Ereignisse und Handlungszu-
sammenhänge sind die Diskursbeiträge individueller und kollek-
tiver Akteur/innen (vgl. Schwab-Trapp 2001: 273). Jeder Diskurs-
beitrag interveniert bis zu einem gewissen Grad in das Sagbar-
keitsfeld und beeinflusst dadurch die soziale Deutung, Wahrneh-
mung und Kategorisierung. Diskursbeiträge nehmen dabei die 
Form diskursiver Strategien an, indem sie sich in ein Feld diskur-
siver Aussagen einschreiben, indem sie als Instrumente von den 
Akteur/innen benutzt werden, um legitime Sichtweisen zu insti-
tutionalisieren und konkurrierende Deutungsangebote abzuwer-
ten und indem sich die Autor/innen mit ihren Beiträgen im politi-
schen Raum verorten.  

Wenn die Produktion und Transformation von Aussagefeldern 
ein konfliktueller Prozess ist11, dann kann man sie intern in kon-
kurrierende Deutungsangebote und deren Trägergruppen unter-
teilen. Diese Trägergruppen konkurrierender Deutungen bezeich-
net Schwab-Trapp als Diskursgemeinschaften (vgl. ebenda: 270ff). 
Diskursformationen bestehen aus einer unüberschaubaren Menge 
diskursiver Beiträge, in denen sich die verschiedenen Diskurse 
empirisch manifestieren. Und es sind diese, von individuellen  
oder kollektiven Akteur/innen vorgetragenen Beiträge, die im 
Rahmen einer Diskursanalyse untersucht werden. Diskursge-
meinschaften besitzen in der Regel Wortführer/innen, die sie in 
der Öffentlichkeit vertreten, Forderungen stellen und Deutungs-
angebote für soziale und politische Handlungszusammenhänge 

                                                     

11  Dass Aussagefelder in konfliktuellen Prozessen erzeugt werden, 
steht in keinem widersprüchlichen Verhältnis zu ihrer Homogenität, 
die sich auf die Regeln der Generierung von Aussagen bezieht, nicht 
auf die Übereinstimmung ihrer Inhalte. Das heißt, dass auch zwei 
kontradiktorische Aussagen demselben homogenen Aussagefeld 
angehören können.  
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entwerfen. Diese Wortführer/innen können sowohl gewählte Ver-
treter/innen sein als auch einzelne Individuen, die von der Dis-
kursgemeinschaft explizit oder implizit als Repräsentant/innen 
akzeptiert werden, wie Intellektuelle oder andere bekannte Per-
sönlichkeiten. Entscheidend ist der Besitz von symbolischem Ka-
pital an öffentlicher Anerkennung, das diese „diskursiven Eliten“ 
in der öffentlichen Auseinandersetzung einsetzen können. Die 
Höhe des symbolischen Kapitals ist unter anderem an der Rezep-
tion bestimmter Aussagen erkennbar.  

Schwab-Trapp nennt vier Charakteristika diskursiver Eliten 
(vgl. ebenda: 272). Sie können erstens Öffentlichkeit herstellen, 
Themen forcieren, Diskurse initiieren sowie deren Verlauf beein-
flussen und tragen damit zur Institutionalisierung neuer oder zur 
Veränderung bestehender kollektiver Sichtweisen bei. Diskursive 
Eliten repräsentieren in der Regel zweitens diskursive Gemein-
schaften oder werden in der öffentlichen Wahrnehmung solchen 
Gemeinschaften zugeordnet. Deswegen können ihre Beiträge als 
Indikatoren für politischen und kulturellen Wandel in Gesell-
schaften gelesen werden. Beiträge diskursiver Eliten sind drittens 
Bezugspunkte für die Beiträge anderer Diskursteilnehmer/innen. 
Und viertens wird das symbolische Kapital der diskursiven Eliten 
von anderen Teilnehmer/innen genutzt, um ihre Beiträge mit 
dem Verweis auf externe Autoritäten ebenfalls mit symbolischem 
Kapital aufzuladen.

Hiervon ausgehend werde ich mich für die Analyse des all-
gemeinen Diskurses über europäische Identität auf die Beiträge 
diskursiver Eliten stützen. Eine öffentliche Diskussion um europä-
ische Identität findet im Wesentlichen in den Feuilletons der gro-
ßen Tages- und Wochenzeitungen sowie in den Geistes- und Sozi-
alwissenschaften statt. Andere Massenmedien wie Radio oder 
Fernsehen greifen das Thema nur selten auf. Bei einer näheren Be-
trachtung der geistes- und sozialwissenschaftlichen Literatur und 
der Feuilletons fällt auf, dass es häufig dieselben Schriftstel-
ler/innen, Journalist/innen, Philosoph/innen und Politiker/in-
nen sind, die sowohl in den Feuilletons als auch in wissenschaftli-
chen Publikationen Bestimmungsversuche einer europäischen  
Identität unternehmen. Im Gegensatz zu vielen anderen politisch 
relevanten Themen ist bei der Thematik der europäischen Identi-
tät eine enge Verschränkung des journalistischen und des wissen-
schaftlichen Feldes auszumachen. Auf eine starke Verschränkung 
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kann jedoch nicht nur aufgrund der hohen Personalunion in bei-
den Feldern geschlossen werden, sondern auch aufgrund der rela-
tiven Austauschbarkeit der Argumente in beiden Feldern. Zwar 
sind die Argumentationen im wissenschaftlichen Feld erwar-
tungsgemäß erheblich elaborierter, im Wesentlichen sind jedoch 
die Aussagen des wissenschaftlichen Feldes – wenn auch in deut-
lich verkürzter Form – in den Feuilletons wiederzufinden. Aus 
diesen Gründen werden beide Felder zusammen analysiert.

1.3 Überlegungen zur empir ischen
Erfassbarkei t  von Diskursen

Diskurse unterscheiden sich untereinander durch die Regeln der 
durch sie vorgenommenen Produktion von Gegenständen und 
Bedeutung. Die verschiedenen Diskurse können zueinander (vgl. 
Foucault 1981: 98f) in einer Beziehung der Analogie, der Oppositi-
on oder der Komplementarität stehen. Letztendlich erhalten auch 
Diskurse ihre Bedeutung über Prozesse reziproker Abgrenzung. 
Wenn man davon ausgeht, dass kollektive Identität diskursiv 
produziert wird und außerdem das Produkt einer Identifikation 
mit mehreren konfligierenden Identifikationsobjekten bzw. Deu-
tungsangeboten ist, dann stellt sich die Frage, wie sich die Artiku-
lation konkurrierender Vorstellungen zu �����  privilegierten euro-
päischen Identität konkret vollzieht. Damit verbunden ist die Fra-
ge nach der empirischen Erfassbarkeit der Artikulation von  
Identifikationsobjekten bzw. Deutungsangeboten.  

Aus diskurstheoretischer Sicht ist die Aussage die Grundeinheit 
der Untersuchung. Von Interesse ist jedoch weniger die einzelne 
Aussage an sich, sondern das Verhältnis der Aussagen zueinan-
der. Bublitz bezeichnet es daher als vorrangige Aufgabe der Dis-
kursanalyse, ein Beziehungsgeflecht von Aussagen zu rekon-
struieren, mit dem Ziel, über diese Rekonstruktion der strukturel-
len Regeln der Aussagen auf die den Diskursen inhärenten Denk-
schemata und Wissenstypen zu schließen (vgl. Bublitz 2001: 
241ff). Eine Aussage ist bei Foucault nicht dasselbe wie ein Satz, 
eine Proposition oder ein Sprechakt: Diese können Aussagen sein, 
müssen es aber nicht notwendigerweise. Eine Aussage lässt sich 



KONSTRUKTIONEN VON EUROPA

46

vielmehr über ihre Funktion bestimmen, die Sätzen, Propositionen 
oder Sprechakten einen Sinn verleiht (vgl. Foucault 1981: 126).

Im Rahmen der vorliegenden Arbeit und im Hinblick auf den 
Untersuchungsgegenstand werden entsprechend unter Aussagen 
über europäische Identität einzelne oder auch mehrere Sätze, Pro-
positionen oder Sprechakte verstanden, die eine inhaltliche Be-
stimmung von Europa vornehmen. Alle im Rahmen der Arbeit 
untersuchten Textkorpora wurden ausschließlich im Hinblick auf 
die in ihnen enthaltenen Aussagen über europäische Identität – 
und d.h. in den meisten Fällen quer zu ihren eigentlichen Zielen 
und Inhalten – gelesen und interpretiert. In Anlehnung an die von 
Siegfried Jäger entwickelte Kritische Diskursanalyse, ist es die me-
thodische Vorgehensweise der Arbeit, die einzelnen Aussagen 
zunächst aus den ausgewählten Textkorpora herauszulösen und 
die solchermaßen gesammelten Aussagen über europäische Iden-
tität in einem zweiten Schritt auf die ihnen zugrunde liegenden 
Regelmäßigkeiten hin zu untersuchen (vgl. Jäger 1999: 195ff).  

Diskurse sind homogene Felder von Aussageregelmäßigkeiten 
(vgl. Foucault 1981: 207ff). Ob eine Aussagehomogenität vorliegt, 
lässt sich nicht daran erkennen, dass über die Jahrhunderte alle 
Menschen dasselbe sagen und denken, und auch nicht an einer 
gewissen Anzahl von Grundsätzen, aus denen alles Übrige als 
Konsequenz abgeleitet wird. Aussagen bilden in der Diskurstheo-
rie dann homogene Felder, wenn zwischen ihnen eine gewisse 
Menge von Beziehungen und Interdependenzen besteht, und es 
ist die Aufgabe einer Diskursanalyse, diese Zusammenhänge dar-
zustellen. Diesen Überlegungen folgend, sucht die Arbeit nach 
Aussagen über europäische Identität und versucht, die Regeln der 
Aussagengenerierung herauszuarbeiten und Felder homogener 
Aussagen zu identifizieren.

1.3.1 Das Problem der Zirkularität 

Wo kann eine Diskursanalyse ansetzen? Wie kann sie einen Aus-
gangspunkt in einer unbestimmbaren Menge an Aussagen finden? 
Da eine diskursive Einheit erst aus einem komplexen Aussagefeld 
heraus konstruiert wird, ist sie das Ergebnis der Analyse und 
nicht ihr Ausgangspunkt. Ziel von Diskursanalysen ist die Identi-
fizierung von Diskursen, ihre Beschreibung und das Aufzeigen 
der Regeln ihrer Aussagegenerierung. Da die Diskurse nicht 
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zwangsläufig entlang der großen wissenschaftlichen Disziplinen 
und Thematiken verlaufen, sondern häufig quer zu diesen liegen, 
müssten theoretisch zunächst alle gegebenen und evident erschei-
nenden Einheiten, Kontinuitäten und Kategorien hinterfragt und 
aufgelöst werden, um aus den Aussagemengen die Diskurse iden-
tifizieren zu können: 

„Hat man diese unmittelbaren Formen der Kontinuität einmal suspen-
diert, findet sich in der Tat ein ganzes Gebiet befreit. Ein immenses Ge-
biet, das man aber definieren kann: es wird durch die Gesamtheit aller 
effektiven Aussagen (énonces) (ob sie gesprochen oder geschrieben 
worden sind, spielt dabei keine Rolle) in ihrer Dispersion von Ereignis-
sen und in der Eindringlichkeit, die jedem eignet, konstituiert. Bevor 
man in aller Gewißheit mit einer Wissenschaft oder mit Romanen, mit 
politischen Reden oder dem Werke eines Autors oder gar einem Buch 
zu tun hat, ist das Material, das man in seiner ursprünglichen Neutrali-
tät zu behandeln hat, eine Fülle von Ereignissen im Raum des Diskurses 
im allgemeinen.“ (Foucault 1981: 41)  

Sind alle vorherigen Kategorisierungen aufgelöst, dann soll die 
dadurch nun offen liegende Gesamtheit von Aussagen untersucht 
werden, indem man die Bedingungen der Existenz der Aussagen 
bestimmt, ihre Grenzen fixiert, ihre Korrelationen mit anderen 
Aussagen aufstellt, die mit ihnen verbunden sein könnten, um zu 
zeigen, welche Formen der Aussagen ausgeschlossen sind. Dass 
die Umsetzung dieser Forderung kaum praktikabel erscheint, 
sieht auch Foucault selbst und schlägt vor, bei der Analyse zu-
nächst von einem Bezugspunkt auszugehen und diesen dann im 
Laufe der Analyse gegebenenfalls zu verwerfen (vgl. ebenda: 
43ff).

Die Schwierigkeit einer Untersuchung, die auf das von Foucault 
vorgeschlagene Hilfsmittel eines Bezugspunktes zurückgreift, be-
steht darin, mit der Auswahl der Bezugspunkte nicht im Voraus 
den Diskurs zu organisieren, den man zu analysieren beabsichtigt 
(vgl. Foucault 1981: 38ff). Da der/die Analytiker/in nicht außer-
halb des Diskurses steht, sondern Teil desselben ist, scheint es 
unmöglich, ohne diskursiv produzierte Ordnungs- und Analyse-
kategorien an den zu untersuchenden Diskurs heranzutreten. 
Hieraus ergibt sich die Gefahr, dass eine Diskursanalyse nur die 
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gängigen Evidenzen eines Diskurses reproduziert, statt die Regeln 
seiner Generierung offen zu legen. Einen Ausweg aus dieser Zir-
kularität, den Foucault – so Rainer Diaz-Bone – selbst andeutet, ist 
eine vergleichende Untersuchung von Diskursformationen und 
die Analyse der Diskurse im Kontext institutioneller Praktiken. 
Dieser Vergleich kann sowohl aus einer synchronen als auch in 
einer diachronen Perspektive erfolgen oder auch aus beiden. Me-
thodologisch muss diese Analyse nach Diaz-Bone von einer theo-
retischen Fragestellung ausgehen, mit der ein Anwendungsfeld 
für die Diskurstheorie definiert werden kann. Die Einbeziehung 
eines Kontextes in die Untersuchung ermöglicht es, der Analyse 
eine Richtung zu geben, ohne die Diskurse als abhängige Prakti-
ken anzusehen. All diese Überlegungen finden vor dem Hinter-
grund statt, dass es kein Außerhalb des Diskurses gibt (vgl. Diaz-
Bone 2002: 191ff). 

1.3.2 Die Feldanalysen Pierre Bourdieus als
Ausgangspunkt für Diskursanalysen 

Da eine nicht im vorneherein eingeschränkte Herangehensweise 
an Aussagemengen auch den Rahmen der vorliegenden Arbeit bei 
weitem übersteigt, möchte ich, ausgehend von einer gewissen De-
ckungsgleichheit zwischen Pierre Bourdieus Konzeption sozialer 
Felder und Michel Foucaults Beschreibung regelgeleiteter diskur-
siver Praxis, die empirischen Untersuchungen Bourdieus als Aus-
gangs- und Bezugspunkt für die Analyse von Diskursen heran-
ziehen.

Ebenso wie die Diskurstheorie verbindet auch Bourdieu den 
Kampf um die Durchsetzung legitimer Vorstellungen gesellschaft-
licher Ordnung – und das heißt auch um die Verteilung des sym-
bolischen Kapitals – mit dem Kampf um die Durchsetzung von 
bestimmten Kategorisierungsschemata und damit um die symbo-
lische Macht, die Dinge zu benennen. Kollektive Subjekte wie 
Ethnien, Nationen oder auch Kulturen 12  sind Produkte dieses 
sprachlichen und symbolischen Klassifizierungskampfes und bil-
den die Basis für die Durchsetzung legitimer gesellschaftlicher 

                                                     

12  Für den Zusammenhang zwischen Ethnos, Nation und Kultur vgl. 
Leggewie (1996: 46ff). 
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Machtverteilung. Auf sprachlicher Ebene sind kollektive Identitä-
ten Gegenstände mentaler Repräsentationen wie etwa Wahrneh-
mungs- und Bewertungs-, Erkenntnis- und Anerkenntnisakte. Auf 
symbolischer Ebene werden diese Kategorien vorrangig an gegen-
ständlichen Repräsentationen wie etwa Emblemen, Fahnen und 
Insignien festgemacht. Zu den gegenständlichen Repräsentationen 
zählt Bourdieu auch künstlerische Artefakte wie literarische Wer-
ke, Gebäude oder Bilder. Die mentalen Repräsentationen und die 
gegenständlichen Repräsentationen stehen zueinander in einem 
reziproken bedeutungsproduzierenden und -reproduzierenden 
Verhältnis. Kollektive Identität entsteht als Folge von den als legi-
tim durchgesetzten Gliederungen der sozialen Welt und ihren ge-
genständlichen Darstellungen. Ziel ist die Durchsetzung von 
Prinzipien sozialer Gliederungen und mit ihnen von bestimmten 
Vorstellungen, die als verbindliche Vorstellungen einer sozialen 
Gruppe dieser einen Sinn und einen Konsensus über den Sinn, vor 
allem aber über die Identität und Einheit der Gruppe geben kön-
nen. Bei den Kämpfen um Identität geht es dementsprechend im-
mer um die Durchsetzung von Wahrnehmungen und Wahrneh-
mungskategorien. Die Identität der sozialen Gruppe ist umso fes-
ter und erscheint damit umso natürlicher, je vollkommener die 
Übereinstimmung zwischen dem der sozialen Welt zugesproche-
nen Sinn und den Prinzipien der sozialen Gliederung ist (vgl. 
Bourdieu 1990: 71ff). Je mehr also die Vorstellung über Europa 
auch der sozialen Grenzziehung von Europa entspricht, desto na-
türlicher erscheint eine kollektive europäische Identität. 

Im Vergleich dazu sind Diskurse einerseits Gegenstände von 
Konflikten, weil sie soziales und politisches Handeln legitimieren, 
indem sie Deutungsvorgaben für politische und soziale Ereignis- 
und Handlungszusammenhänge produzieren. Wie Foucault her-
vorhebt, ist der Diskurs „dasjenige, worum und womit man 
kämpft; er ist die Macht, derer man sich zu bemächtigen sucht“ 
(Foucault 1991: 11). Zum anderen sind Diskurse öffentliche Güter, 
die nur in der öffentlichen Auseinandersetzung produziert wer-
den können. Nur öffentlich diskutierte und innerhalb einer mehr 
oder weniger breiten Öffentlichkeit angenommene Deutungsan-
gebote können als Deutungsvorgaben funktionieren. Wenn alle 
wortlos die gleiche Überzeugung teilen, muss diese nicht ausge-
sprochen werden – und kann es streng genommen auch gar nicht.
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Die Arenen öffentlicher diskursiver Auseinandersetzung bezeich-
net Schwab-Trapp in Anlehnung an Bourdieu als „Diskursfelder“ 
(vgl. Schwab-Trapp 2001: 268). Während jedoch Bourdieu die Fel-
der vorrangig nach den in ihnen vorherrschenden und anerkann-
ten Machtmitteln – im Wesentlichen die Kapitalarten des ökono-
mischen, kulturellen und sozialen Kapitals – unterscheidet13 sowie 
nach den Spielregeln, die über den richtigen Einsatz der Kapita-
lien entscheiden, tritt bei einer Diskursanalyse meines Erachtens 
die Produktion symbolischer Ordnung in den Vordergrund. Diese 
symbolische Ordnung bezeichnet Bourdieu als symbolische Macht 
oder auch als symbolisches Kapital. Symbolisches Kapital wird 
von Bourdieu in manchen Zusammenhängen14 als eigenständige 
Kapitalsorte behandelt, in der Regel tritt es jedoch im Zusammen-
hang mit den anderen Kapitalsorten, als deren legitim anerkannte 
Form auf. Es ist das symbolische Kapital, das eine gesellschaftliche 
Ordnung und ihre spezifischen Formen von Machtverteilung als 
legitim ausweist und sie in diesem Prozess der Anerkennung na-
turalisiert:

„Das symbolische Kapital ist eine beliebige Eigenschaft (eine beliebige 
Kapitalsorte, physisches, ökonomisches, kulturelles, soziales Kapital), 
wenn sie von sozialen Akteuren wahrgenommen wird, deren Wahr-
nehmungskategorien so beschaffen sind, daß sie sie zu erkennen (wahr-

                                                     

13  Bourdieus (1993: 107ff) Feldtheorie beruht auf der Hypothese, dass 
zwischen allen Feldern strukturale und funktionale Homologien  
existieren. Felder stellen sich als Räume dar, die in ihrer Struktur 
von den eingenommenen Positionen im Sozialraum abhängen und 
unabhängig von den Merkmalen ihrer Inhaber untersucht werden 
können. Als ein System objektiver Beziehungen konstituieren sie den 
Konkurrenzraum. Der Feldbegriff ermöglicht sowohl eine interne als 
auch eine externe Analyse. Indem die unterschiedlichen Felder in 
den jeweiligen Konfigurationen mit vergleichender Methode unter-
sucht werden, kann – so Bourdieu – jedes Feld in seiner konkreten 
Einzigartigkeit aufgefasst und gleichzeitig die invarianten Eigen-
schaften aller Felder erfasst werden. Die allgemeinen Mechanismen, 
die Bourdieu mit einem System von Begriffen wie Kapital, Investi-
tion, Zins, Habitus usw. beschreibt, nehmen in jedem Feld spezifi-
sche Formen an. 

14  Als eigenständige Kapitalsorte taucht das symbolische Kapital vor 
allem in seinen frühen Studien über die Gesellschaft der Berber auf 
(vgl. Bourdieu 1979: 335ff; 1997a: 205ff). 
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zunehmen) und anzuerkennen, ihr Wert beizulegen, imstande sind.“ 
(Bourdieu 1998: 108) 

Die Feldtheorie Bourdieus weist noch weitere Anschlussstellen für 
die Diskurstheorie auf. Bourdieu beschreibt Felder als Sagbar-
keitsfelder, in denen jeder Ausdruck einen Kompromiss zwischen 
einem .
���
&�����������  und einer /���
�  darstellt, die in der 
Struktur des Feldes besteht, in dem dieser Ausdruck angeboten 
wird (vgl. Bourdieu 1993: 131ff). Es ist die konstitutive Struktur 
des jeweiligen Feldes, die festlegt, was in einem bestimmten Feld 
zu einer bestimmten Zeit gesagt werden kann, und vor allem 
auch: wie es gesagt werden kann, damit es gehört wird. Das in ei-
nem bestimmten Feld Sagbare ist das Ergebnis von etwas, das 
Bourdieu 0��)#�-
�#  nennt. Diese Formgebung bildet für ihn das 
spezifische Merkmal eines Diskurses15 , womit Bourdieu – wie 
Foucault – den Fokus vom Inhalt des Gesagten auf die Art und 
Weise, das heißt auf die Bedingungen der Möglichkeit, etwas zu 
sagen, verschiebt. Felder fungieren bei Bourdieu als Zensur, in-
dem sie eine bestimmte Struktur der Distribution einer bestimm-
ten Art Kapital darstellen. In ein Feld einzutreten erfordert, sich in 
eine bestimmte Struktur einzuordnen: die Distributionsstruktur 
des Kapitals. Ohne im Feld von der Gruppe zum Sprechen autori-
siert zu sein – mit anderen Worten, ohne über feldspezifisches 
symbolisches Kapital an Anerkennung zu verfügen, das sich vor 
allem im Besitz von Autorität ausdrückt – ist es nicht möglich, das 
Wort zu erhalten. Bourdieu schreibt: „Das Feld schließt zwei Din-
ge aus: das, was bei gegebener Distributionsstruktur der Aus-
drucksmittel nicht gesagt werden kann, also das Unsagbare, und 
das, was sehr wohl und fast allzu leicht gesagt werden könnte,  
aber zensiert ist, also das Unnennbare“ (Bourdieu 1993: 133).   

Diese Trennung zwischen dem Unsagbaren und dem Un-
nennbaren findet ihre Entsprechung in der Unterscheidung Fou-
caults zwischen internen und externen Prozeduren, um den Dis-

                                                     

15  In den Ausführungen Bourdieus wird nicht deutlich, ob er den Dis-
kursbegriff im Sinne Foucaults verwendet. Auf ein solches Diskurs-
verständnis deuten jedoch die Betonung der Formgebung, der Ein-
schluss des Schweigens und der Verweis auf die Wirklichkeitskon-
stitution sprachlicher Akte hin.  
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kurs zu kontrollieren (vgl. Foucaults 1991: 15ff). Nach Foucault 
muss etwas „im Wahren sein“, das heißt es muss sich bereits im 
Denk- und Sagbarkeitsfeld befinden, bevor es als wahr oder falsch 
bezeichnet werden kann. Aber auch wenn eine Aussage innerhalb 
des Sagbarkeitsfeldes getätigt wird, unterliegt sie noch den Proze-
duren der internen Kontrolle, den Regeln der Hervorbringung 
von Aussagemodalitäten. Dies sind Prozeduren, die ihre Wirkung 
sowohl bei Bourdieu (vgl. Bourdieu 1993: 133f) wie nach Foucault 
(vgl. Foucault 1991: 17) entfalten, indem sie als Klassifikations-, 
Anordnungs- und Verteilungsprinzipien von Aussagen wirken.

Wie gezeigt wurde, sind es bei Bourdieu die Regeln eines be-
stimmten Feldes, die zum einen bestimmen, was und vor allem 
wie etwas gesagt werden kann, damit es gehört wird und zum 
anderen, welche Wirkung eine getätigte Aussage, bedingt durch 
die Verteilung des spezifischen symbolischen Kapitals im Feld, 
erzielt. Nimmt man die von Bourdieu ermittelten Regeln der Aus-
sageproduktion eines bestimmten Feldes als Bezugspunkt und 
Vergleichsmoment für eine Diskursanalyse der europäischen  
Identitätskonstruktion, wie sie im Rahmen der EU-Kulturpolitik 
forciert wird, dann können aufgrund der empirischen Ergebnisse 
Bourdieus die Fragen beantwortet werden, wie sich im Feld der 
kulturellen Produktion die Struktur des „Sagbaren“ gestaltet, wel-
che Regeln der kulturellen und künstlerischen Produktion und 
Rezeption in modernen Gesellschaften zugrunde liegen, in wel-
cher Form die Kulturpolitik historisch diese Regeln beeinflusst hat 
und unter welchen Bedingungen kulturelle Artefakte zu Reprä-
sentationen und Identifikationsobjekten kollektiver Identität wer-
den können.

Im Folgenden werden außerdem die kunstsoziologischen The-
orien und Analysen Bourdieus herangezogen, um das Verhältnis 
von Kunst und Gesellschaft, den staatlichen Einfluss von Kultur-
politik auf das Verhältnis von Kunst und Gesellschaft und den 
Zusammenhang von Kunst und kollektiver Identität zu beschrei-
ben sowie die europäische Kulturpolitik im Zusammenspiel von 
Kunst, Ökonomie und kollektiver Identität zu verorten. Die Er-
gebnisse dieser theoretischen Verortungen bilden den Ausgangs-
punkt für die Durchführung der Diskursanalysen in den folgen-
den Kapiteln. 
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1.4 Planung und Aufbau der  Untersuchung  

Diaz-Bone schlägt vor, das methodologische Problem, wie die zu 
untersuchende Datenmenge sinnvoll eingegrenzt werden kann, 
pragmatisch zu lösen: Indem Diskursformationen erstens im Kon-
text institutioneller Praktiken und zweitens vergleichend unter-
sucht werden, könne der Gefahr entgegengewirkt werden, den 
Diskurs mit seinen Gesetzmäßigkeiten schlicht zu reproduzieren. 
(vgl. Diaz-Bone 2002: 191ff).

Die vorliegende Arbeit geht davon aus, dass die Europäische 
Union eine mächtige diskursive Elite darstellt, die den Diskurs um 
die europäische Identität maßgeblich prägt. Da ferner unterstellt 
wird, dass die Aufgabe, ein breites Gemeinschaftsgefühl zu schaf-
fen, neben der Bildungspolitik, die sich primär an Jugendliche 
und Studierende richtet, im Wesentlichen der Kulturpolitik zuge-
wiesen wird, scheint eine Analyse der Identitätspolitik am Beispiel 
der EU-Kulturpolitik nahe liegend.

Dem Vorschlag folgend, Diskursformationen im Kontext insti-
tutioneller Praktiken vergleichend zu untersuchen, werden als 
vergleichende Bezugspunkte für eine Analyse zwei institutionelle 
Praktiken innerhalb der EU-Kulturpolitik ausgewählt: Erstens ei-
ne �
��
��������&� -��#������(�� ������� , nämlich die Verabschiedung 
von kulturpolitischen Beschlüssen und Programmen durch die 
politischen EU-Institutionen (Europäisches Parlament, Kommissi-
on und Rat), und zweitens eine �
��
��������&� -�1��������&������������
nämlich die konkrete Umsetzung dieser Beschlüsse und Pro-
gramme.

Mit der Analyse der �
��
��������&�*��#������(��� �������  soll die 
Bandbreite der Aussagen über europäische Identität seitens der 
politischen EU-Institutionen erfasst werden. Diese Ebene ist rele-
vant, weil sie sowohl Aufschluss über die Ziele der politischen 
EU-Organe als auch Einsicht in die der Politik zugrunde liegen-
den Annahmen über den Zusammenhang von europäischer Integ-
ration und europäischer Kultur geben kann.  

Die �
��
��������&�*��#������(�� �������  umfasst als Grundgesamt-
heit alle die Kulturpolitik betreffenden Schriftstücke, die vom Eu-
ropäischen Parlament, von der Kommission und vom Rat erstellt 
wurden. Hierzu gehören alle Stellungnahmen, Vorschläge, Be-
schlüsse, Tagungsprotokolle und Kulturprogramme, die zusam-
men einen Materialkorpus von mehreren tausend Seiten ergeben. 
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Da eine Auswertung dieses umfangreichen Korpus den vorgese-
hen Zeitrahmen sprengen würde, werden ausschließlich die #��*
������  Rechtsakte für die Analyse herangezogen. Die Gründe für 
die Auswahl liegen in der Bedeutung dieser Dokumente und in 
dem Verfahren ihres Zustandekommens: Erstens stellen sie die 
wichtigsten Dokumente dar und zweitens sind an ihrem Wortlaut 
sowohl die Kommission als auch der Rat und das Parlament betei-
ligt. Sie spiegeln aus diesem Grund die Meinung der drei bedeu-
tendsten politischen Organe der Europäischen Union wider. Da es 
sich darüber hinaus ausschließlich um aktuell geltende Rechtsakte 
handelt, kann weiter davon ausgegangen werden, dass in den 
Rechtsakten die gegenwärtige Einstellung der politischen Organe 
über die Aufgaben einer gemeinsamen europäischen Kulturpolitik 
zum Ausdruck kommt. Die geltenden Rechtsakte bilden einen 
Korpus von 59 Dokumenten, die alle im Rahmen der empirischen 
Analyse ausgewertet werden. Eine detaillierte Darstellung der gel-
tenden Rechtsakte mit ihren Inhalten und Zielen erfolgt in 
���*
�����2 Eine allgemeine Übersicht über die Häufigkeit von Bezügen 
auf europäische Kultur und Identität in den Rechtsakten seit 1975 
befindet sich im Anhang (vgl. Graphik 3: 303). 

Zu den �
��
��������&�������������  der Europäischen Union zäh-
len vor allem die Kulturförderungsprogramme „Ariane“ (Buch 
und Lesen), „Kaleidoskop“ (künstlerische und kulturelle Aktivitä-
ten mit europäischer Dimension) und „Raphael“ (europäisches 
Kulturerbe), die ins Leben gerufen wurden, um den mit Arti-
kel 128 festgelegten Kulturauftrag im Vertrag von Maastricht um-
zusetzen. Alle drei Programme wurden im Jahr 2000 von dem 
Programm „Kultur 2000“ abgelöst, das seit diesem Zeitpunkt das 
einzige Kulturförderungsprogramm der Europäischen Union bil-
det. Eine ausführliche Darstellung der Inhalte und Ziele der ver-
schiedenen Programme erfolgt in 
��������. Seit dem Vertrag von 
Maastricht ist außerdem die prinzipielle Berechtigung geschaffen 
worden, für Kulturprojekte Gelder im Rahmen der allgemeinen 
Strukturfonds zu beantragen. Da sie dort jedoch ihre ökonomische 
Relevanz belegen müssen, wird dieser Weg der Finanzierungsför-
derung nur selten in Anspruch genommen.  

Die Verteilung der von der Kommission für Bildung und Kul-
tur geförderten Kulturprojekte nach Jahren und Programmen ges-
taltet sich wie folgt:



THEORETISCHE UND METHODISCHE VORÜBERLEGUNGEN

55

Tabelle 1: EU-Kulturförderprogramme 
Pro-

gramm

------------

Jahr

Kalei-

doskop

Raphael Ariane Kultur 

2000

Summe

1994 155 --- ---  155 

1995 144 --- 85  229 

1996 124 144 139  407 

1997 128 92 184  404 

1998 147 75 292  514 

1999 119 58 291 55 523 

2000    219 219 

2001    200 200 

2002    224 224 

2003    201 201 

2004    233 233 

Summe 817 369 991 1132 3309 

.�3����
���4������
�#�����(�������	5*

��
�'%����
�#����#��))���6
����*
������7��8������7��6.�����7�
���6

��
���9997�
������1�3������������2 ��

Die Art der geförderten Projekte ist äußerst unterschiedlich. Be-
dingung für die Förderung ist eine Beteiligung von mindestens 
drei bzw. ab dem Jahr 2000 mindestens fünf Institutionen aus ver-
schiedenen europäischen Ländern und in der Regel eine finanziel-
le Eigenbeteiligung von 50 % der entstehenden Kosten. Die Pro-
jekte variieren von kleineren Theaterprojekten bis hin zu Festivals 
mit hoher internationaler Anerkennung.

                                                     

16  Pressemitteilungen der EU, die die Kulturpolitik betreffen, sowie 
Kurzbeschreibungen der Projekte werden für die Jahre 2000-2004 auf 
dem EU-Server (www.europa.eu.int/comm/culture/eac/culture/
2000/project_annuel/projects1_en.html) bereitgestellt.  

  Die Kurzbeschreibungen der Projekte für den Zeitraum 1994 bis 1999 
werden auf Anfrage von der Kommission für Bildung und Kultur 
verschickt. Sie sind i.d.R. nicht digitalisiert und daher nicht im Inter-
net einzusehen.  
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Da eine Analyse aller geförderten Projekte zu viele Ressourcen 
gebunden hätte, wird die �
��
��������&�*�1��������&��� �������  an-
hand zweier Fallbeispiele untersucht. Ausgewählt wurden zwei 
europäische Kulturhauptstädte, und zwar Salamanca, das im Jahr 
2002 zusammen mit Brügge Kulturhauptstadt Europas war, und 
Graz, das 2003 den Titel allein für sich reklamieren konnte. Die 
Kulturhauptstädte Europas gehören zu den publikumswirksams-
ten Veranstaltungen, die im Rahmen der EU-Kulturpolitik geför-
dert werden, was die Annahme nahe legt, dass sie auch die größte 
identitätspolitische Wirkung erzielen. Die Entscheidung, die Städ-
te Graz und Salamanca zu analysieren, basierte zum einen auf ih-
rer zeitlich-aktuellen Nähe zum Untersuchungszeitraum der Ar-
beit. Zum anderen wurde davon ausgegangen, dass beide Städte 
aufgrund ihrer – zum Untersuchungszeitpunkt – geographischen 
Lage am Rande der Europäischen Union die Identität Europas im 
Zusammenhang mit den kulturellen Grenzen Europas und den 
politischen Grenzen der Europäischen Union thematisieren wür-
den. Diese Annahme hat sich als berechtigt herausgestellt. 

Dieser Untersuchungsaufbau ermöglicht es, sowohl die Identi-
tätskonzepte und Europadarstellungen der beiden ausgewählten 
Kulturhauptstädte miteinander zu vergleichen als auch beide 
wiederum der legislativen Praxis, konkret den geltenden Rechts-
akten zur Kulturpolitik, gegenüber zu stellen.  

Da ein Vergleich zwischen zwei Objekten schlussendlich immer 
eines Maßstabs bedarf, also einer dritten Größe, die als Ver-
gleichsgrundlage dienen kann, soll zunächst eine allgemeine Ana-
lyse des thematischen Diskurses über europäische Identität vor-
genommen werden. Diese Erstellung einer Vergleichsgrundlage 
dient damit ��&��  dem Ziel, den allgemeinen Diskurs über europä-
ische Identität in seiner Gesamtheit zu erfassen. Vielmehr sollen 
die wichtigsten Argumente des Diskurses herausgearbeitet wer-
den, um auf diese Weise einen Überblick über die wichtigsten 
Diskurspositionen zu bekommen und entsprechend vorhandene 
sowie fehlende Positionen des kulturpolitischen Diskurses ermit-
teln zu können. Denn schließlich ist das, was gesagt wird, in einer 
Diskursanalyse von ebenso großer Wichtigkeit wie das, was nicht 
gesagt wird. 
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An dieser Stelle stellt sich jedoch erneut das Problem, wie die 
Aussagemengen für diesen, nicht an spezifische Institutionen ge-
bundenen Teil der Analyse ausgewählt und eingegrenzt werden 
können, ohne ein systematisch verzerrtes Ergebnis zu erhalten, 
das primär die Vorstellungen des/r Fragesteller/in widerspiegelt. 
Jäger schlägt zur Lösung dieses Problems vor, ein diskursives 
Sagbarkeitsfeld über ein bestimmtes Thema dann als erfasst anzu-
sehen, wenn die weitere Analyse keine inhaltlichen und formal 
neuen Erkenntnisse zu Tage fördert. Bezogen auf den Diskurs  
über europäische Identität würde dies bedeuten, dass der Diskurs 
dann als erfasst gelten kann, wenn alle wesentlichen Deutungsan-
gebote europäischer Identität aufgezeichnet sind (vgl. Jäger 2001: 
101). Diesen Empfehlungen folgend, beschränkt sich die Analyse 
des allgemeinen Diskurses über europäische Identität auf die 
Sammlung und Systematisierung der verschiedenen Aussagen 
über europäische Identität in ihrer Breite. Die Analyse steckt da-
mit das Feld der relevanten Aussagen zur europäischen Identität 
ab und ermöglicht eine Verortung der kulturpolitischen Aussagen 
in diesem.

Ziel der Untersuchung des „allgemeinen“ Diskurses über eu-
ropäische Identität, wie er sich in zahlreichen geistes- und sozial-
wissenschaftlichen Buchproduktionen und Zeitungsartikeln mate-
rialisiert, ist es damit, die getroffenen Aussagen über europäische 
Identität zu systematisieren. Es gilt, ein Schema von konkurrie-
renden europäischen Selbstbeschreibungen zu entwickeln, das als 
Ausgangspunkt und Vergleichsmatrix für die in der Arbeit vorge-
sehene Analyse der beiden kulturpolitischen Bereiche dienen 
kann. Darüber hinaus soll das Schema über die Arbeit hinaus die 
Grundlage für weitere Untersuchungen des europäischen Identi-
tätsdiskurses bilden.

Die Auswahl der für die Analyse herangezogenen Zeitungsar-
tikel erfolgte über die Datenbank '�&��(� �: , ergänzt durch eigene 
Sammlungen für den Zeitraum von Januar 2002 bis Mai 2004. In 
die Datenbank '�&��(�  wurden die Suchbegriffe „europ*“ „identit*“ 
eingeben, um Artikel in deutscher, englischer und italienischer 

                                                     

17  Die kommerzielle Datenbank '�&��(� umfasst ca. 1.500 regionale und 
überregionale Zeitungen in 22 Sprachen. Für eine detaillierte Über-
sicht vgl. www.digento.de/titel/101592.html (1.6.2005).  
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Sprache zu erhalten. Um die Textmenge zu reduzieren, wurde au-
ßerdem die Bedingung eingegeben, dass die Begriffe mindestens 
dreimal pro Artikel auftreten müssen. Außerdem wurde nach 
Kombinationen der beiden Begriffe mit den Begriffen „balkan“, 
„türkei“, „turkey“ oder „christ*“ gesucht. Der auf diese Weise er-
haltene Dokumentenkorpus enthält neben Zeitungsartikeln auch 
EU-Dokumente, Politikerreden, Aufzeichnungen von Diskussi-
onsrunden sowie Meldungen von Zeitungsagenturen. Nach der 
Aussortierung aller Artikeln, die entweder keine Zeitungsartikel 
sind oder sich nur am Rande mit dem Thema europäische Identi-
tät beschäftigen, erhält man einen Textkorpus von ca. 200 Arti-
keln. Diese wurden um weitere 80 Artikel aus eigener Sammlung 
ergänzt, die sich primär auf die Feuilletonartikel deutschsprachi-
ger Tages- und Wochenzeitungen aus dem Zeitraum Januar 2002 
bis Juni 2004 stützt.

Die verschiedenen Beiträge, die europäische Identität reflektie-
ren und die damit auch in die Auseinandersetzung um die Be-
stimmung einer europäischen Identität eingreifen, werden im Fol-
genden als Diskursbeiträge bezeichnet. Es wird weiter davon aus-
gegangen, dass hinter diesen Beiträgen in der Regel Diskursge-
meinschaften stehen, die sich mit den spezifischen Beiträgen iden-
tifizieren.

In der Arbeit werden vier formal unterschiedliche Arten von 
Diskursbeiträgen untersucht: erstens Beiträge zur Diskussion um 
europäische Identität in den Geistes- und Sozialwissenschaften, 
zweitens Beiträge in den Feuilletons überregionaler deutsch- und 
englischsprachiger Tages- und Wochenzeitungen, drittens die gül-
tigen kulturpolitischen Rechtsakte der Europäischen Union und 
viertens die Veranstaltungsprogramme der beiden Kulturhaupt-
städte Graz und Salamanca. Da die Beiträge in den Geistes- und 
Sozialwissenschaften und in den Feuilletons sowohl inhaltlich als 
auch personell deutliche Parallelen aufweisen und darüber hinaus 
zwischen diesen Bezugnahmen stattfinden, liegt der Schluss nahe, 
von einem gemeinsamen Aussagefeld, das diese beiden Textsor-
ten konstituieren, zu sprechen.

Die Rechtsakte und die Veranstaltungsprogramme der Kul-
turhauptstädte bilden dagegen unterscheidbare Aussagefelder. 
Inhaltliche Übereinstimmungen sind erwartungsgemäß feststell-
bar, da es sich bei den Veranstaltungsprogrammen der Kultur-
hauptstädte schließlich um eine Umsetzung der in den Rechtsak-



THEORETISCHE UND METHODISCHE VORÜBERLEGUNGEN

59

ten verankerten Kulturpolitik handelt. Dennoch fehlen explizite 
Verweise zwischen den Gesetzestexten und dem Bereich der kul-
turpolitischen Umsetzung fast völlig. Werden jedoch die Beiträge, 
die in einem Aussagefeld getätigt werden, in einem anderen nicht 
registriert und diskutiert, deutet dies auf voneinander relativ un-
abhängige Aussagefelder hin.  

In der Arbeit werden demzufolge vier formal unterschiedliche 
Arten von Diskursbeiträgen untersucht, die drei unterscheidbare 
Aussagefelder konstituieren. Dass es sich um drei und nicht wie 
zunächst erwartet um vier relativ unabhängige Aussagefelder 
handelt, ist ein vorläufiges Ergebnis der Untersuchung, das in 
�*
������� belegt wird.

Bei der Durchführung einer Diskursanalyse – oder genauer, bei 
der Ermittlung des Aussagefeldes, das die verschiedenen Dis-
kursbeiträge generieren – tritt das Problem auf, die Diskursbeiträ-
ge aus den verschiedenen Dokumenten herauszuschälen. Denn 
nicht alle Dokumente – d.h. spezifiziert auf den Untersuchungs-
gegenstand: nicht jeder Rechtsakt, nicht jeder Programmpunkt im 
Kulturhauptstadtprogramm, nicht jeder Zeitungsartikel und nicht 
jede Publikation – sind Diskursbeiträge. Vielmehr enthalten all 
diese Texte diverse Aussagen, die dann in ihrer Summe das Aus-
sagefeld konstituieren. Aufgabe der empirischen Untersuchung ist 
es damit, zunächst aus dem oben beschriebenen Dokumentenkor-
pus die verschiedenen Aussagen zur europäischen Identität zu 
extrahieren. Dabei wird wie folgt vorgegangen: 

Aus dem allgemeinen Diskurs über europäische Identität wie 
er in der sozialwissenschaftlichen Literatur und in den Zeitungen 
vorzufinden ist, werden die einzelnen Aussagen darüber, was das 
Spezifische der europäischen Kultur oder der europäischen Identi-
tät sei respektive wer oder was nicht zu Europa gehöre, extrahiert 
und systematisiert.

Das Ergebnis dieses Analyseschritts ist ein Grundmuster von 
elf Formen europäischer Selbstbeschreibung. Zu diesen gehört 
auch die Abgrenzung gegenüber anderen Kollektiven, die durch 
die Abgrenzung zu den Anderen Europas werden. Bei den euro-
päischen Anderen wird noch einmal zwischen internen und ex-
ternen Anderen unterschieden. Externe Andere sind diejenigen, 
gegen die sich Europa klar abgrenzt. Mit ihnen wird die Außen-
grenze der Kulturgemeinschaft festgesetzt. Die internen Anderen 
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sind kulturelle und/oder geographische Teile Europas, die zwar 
im Rahmen der Selbstbeschreibung implizit oder explizit als Teil 
Europas angesehen werden, aber über einige der als spezifisch 
ausgewiesenen Eigenschaften nicht oder nur teilweise verfügen. 
Die internen Anderen werden auf der einen Seite als zur europä-
ischen Kultur zugehörig betrachtet, auf der anderen Seite wird ih-
nen jedoch zugleich die vollwertige Zugehörigkeit abgesprochen.  

Ziel der Untersuchung der sozial- und geisteswissenschaftli-
chen Literatur sowie der Feuilletonartikel zum Thema „europä-
ische Identität“ ist die inhaltsanalytische Entwicklung eines 
Schemas, mit dessen Hilfe die wiederkehrenden Aussagen über 
europäische Identität dargestellt werden können. Diese systemati-
sche Darstellung der verschiedenen „Bilder“ von Europa sowie 
der mit den verschiedenen Selbstbeschreibungen einhergehenden 
Abgrenzungen nach außen dient im Verlauf der Arbeit der kom-
parativen Analyse des Europadiskurses und der Einordnung und 
Kategorisierung verschiedener Positionierungen. In der Arbeit 
wird das vorliegende Schema primär zur komparativen Analyse 
des kulturpolitischen Europadiskurses verwendet. Die in der Ar-
beit entwickelte Systematik ist jedoch über die Arbeit hinaus als 
Ausgangspunkt für weitere Untersuchungen europäischer Identi-
tät verwendbar. 

Das auf diese Weise entwickelte Schema von elf Europabildern 
und den dazugehörigen internen und externen Anderen dient als 
Kodierungsmatrix für die Analyse des kulturpolitischen Diskur-
ses. Eine genaue Beschreibung der verschiedenen Europabilder er-
folgt in 
�������� .

Für die systematische Interpretation der beiden kulturpolitischen 
Praktiken wird folgende methodische Vorgehensweise gewählt: 
Alle Textpassagen, die eine inhaltliche Aussage über europäische 
Kultur oder Identität enthalten, werden einem der elf Europabil-
der zugeordnet. Eine Zuordnung zu mehreren Kategorien ist 
grundsätzlich möglich. Die auf diese Weise gewonnenen Textpas-
sagen zu bestimmten Europabildern werden zu neuen „Texten“ 
gruppiert. Soweit die Dokumente digital erhältlich waren, werden 
sie mit dem Datenanalyseprogramm MaxQDA bearbeitet. Der 
Schwerpunkt der Interpretation liegt dabei auf den ��������&�*
������#��&���� .
���#��  wie Menschenbild, Gesellschaftsverständ-
nis, Technikverständnis, Kulturbegriff und Zukunftsvorstellungen 
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sowie auf den ����&���&�*��������&����;������� wie Argumentations-
strategien, Anspielungen, Bildlichkeit, Rede und Referenzbezüge.  

Für die Ermittlung von Regeln der Aussagegenerierung greift 
die Arbeit außerdem auf das von Jürgen Link entwickelte System 
der Kollektivsymbolik zurück, das im Folgenden kurz erläutert 
wird. Link geht davon aus, dass die verschiedenen thematischen 
Diskurse durch ein System der Kollektivsymbolik verbunden 
sind, insofern diese ein Repertoire an Bildern zur Verfügung stel-
len, mit denen die gesellschaftliche Wirklichkeit gedeutet werden 
kann (vgl. Link 1982a: 6ff). Bei der Kollektivsymbolik handelt es 
sich nicht um spontan-kreative, sondern um kulturell-stereotype 
Produkte, die als Glieder diachronischer Reihen und synchroni-
sierter Zusammenhänge begriffen werden müssen (vgl. Drews/ 
Gerhard/Link 1985: 257). Die Gesamtheit der so genannten Bild-
lichkeit einer Kultur ist die Gesamtheit ihrer am weitesten verbrei-
teten Allegorien und Embleme, Metaphern, Exempelfälle, an-
schaulichen Modelle und orientierenden Topiken, Vergleiche und 
Analogien. Die Kollektivsymbolik bildet ein System, das in sym-
bolisch-verdichteter und vereinfachter Form das gängige und gül-
tige Bild einer Gesellschaft enthält; Kollektivsymbole sind folglich 
kulturelle Stereotypen, die einen Zusammenhang, ein System bil-
den, das in allen Diskursen auftritt. Zwischen den Aussagen stif-
ten Kollektivsymbole Zusammenhänge und überbrücken damit 
Widersprüche. Die Funktion eines Symbols ist es, eine Einheit 
zwischen einem aus mehreren Elementen bestehenden Bild und 
(mindestens) einem aus mehreren Elementen bestehenden Sinn zu 
bilden. Die verschiedenen Bedeutungen sind dabei nicht zufällig, 
sondern motiviert miteinander verbunden und die Mehrdeutig-
keit des Signifikanten wirkt auf das Signifikat zurück. Dadurch 
werden Analogiebeziehungen zwischen Signifikant und Signifikat 
ermöglicht: Die Lokomotive verhält sich zu den Wagons wie der 
technische Fortschritt zur Demokratie etc. (vgl. Link 1982a: 7). 
Weil die symbolischen Signifikanten nicht einzeln, sondern erst 
im Zusammenhang Bedeutung generieren, spricht Link auch von 
einem synchronen System von Kollektivsymbolen (vgl. Link 1988: 
48).

Ein Rückschluss von der Häufigkeit verwendeter Europabilder 
auf deren Wichtigkeit ist bei den Rechtsakten nur bedingt mög-
lich. Das Problem besteht hier – wie bei anderen qualitativen Text-



KONSTRUKTIONEN VON EUROPA

62

analysemethoden – darin, dass dabei inhaltlich zentrale und aus-
führliche Passagen gleichwertig neben häufig wiederholte Schlag-
worte gestellt werden. Diese Gleichbewertung zweier Aussagen 
erscheint jedoch ebenso fragwürdig wie andere willkürliche Ge-
wichtungen etwa von 2:1 oder 1:10. Aus Gründen der Vollstän-
digkeit findet sich Tabelle 5 mit den Häufigkeitsauszählungen der 
Kodierungen im Anhang (vgl. Tabelle 5: 299ff).  

Für die Analyse der beiden Kulturhauptstädte lässt sich eine 
Häufigkeitsauszählung nicht mehr rechtfertigen, da dort teilweise 
ganze Veranstaltungszyklen einer Kategorie zugewiesen werden, 
teilweise aber lediglich Aspekte einzelner Veranstaltungen.  

Zum Abschluss noch eine Bemerkung zu der in der Arbeit vorge-
nommen und vielleicht etwas eigenwillig anmutenden Kombina-
tion verschiedener Textsorten zu einem Untersuchungskorpus, 
der sich von der wissenschaftlichen Literatur über Gesetzestexte 
bis hin zu „Werbetexten“ in Form von Kulturveranstaltungspro-
grammen erstreckt.

Da Diskurse nicht zwangsläufig entlang evident erscheinender 
Einheiten und Kategorien verlaufen, erscheint mir die Übernahme 
herkömmlicher Unterscheidungen und Kategorisierungen des he-
rangezogenen empirischen Datenmaterials nach Textsorte, kultu-
rellem Niveau (Hoch- vs. Populärkultur) und Reflexionsniveau 
(Wissenschafts- vs. Mediendiskurs) nicht sinnvoll. Vielmehr er-
fordert eine sozialwissenschaftliche Diskursanalyse die systemati-
sche Auswertung von Daten aus verschiedenen Quellen (Da-
tentriangulation), um Diskursverläufe jenseits der etablierten Ka-
tegorien erfassen zu können. Datentriangulation ist jedoch noch 
keine etablierte diskursanalytische Forschungspraxis; gängige 
Forschungspraxis ist es stattdessen, sich auf die Analyse ����� ab-
grenzbaren Gegenstands (z.B. eine oder zwei Tageszeitungen, In-
terviews oder Politikerreden) zu beschränken. Ziel der Arbeit ist 
es deswegen neben der inhaltlichen Untersuchung des europä-
ischen Identitätsdiskurses auch einen Beitrag zur Etablierung und 
methodischen Weiterentwicklung der sozialwissenschaftlichen 
Diskursanalyse zu leisten.  
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2. Der diskursive Kontext  

europäischer Kulturpolit ik  

Eine Durchsetzung von kulturpolitischen Schwerpunktsetzungen 
ist zugleich ein Kampf um die Wahrnehmungsschemata von 
Kunst und Kultur und damit verbunden ein Kampf um die 
Durchsetzung der „richtigen“ Definition, was Kultur ist und wel-
che Funktion sie innerhalb der Gesellschaft erfüllen soll. Diesen 
Prozess der Verhandlung bzw. den Versuch der Durchsetzung be-
stimmter Zustandsbeschreibungen und Zustandskonstruktionen 
werde ich im Folgenden auf europäischer Ebene und im Hinblick 
auf die Prozesse der Zustandsbeschreibungen und –durchset-
zungsversuche europäischer Gesellschaftsmodelle analysieren. 
Dabei gehe ich davon aus, dass die beschriebenen Mechanismen 
nationaler Kunst- und Kulturpolitik auf die Institutionen der Eu-
ropäischen Union übertragbar sind. Ich gehe weiter davon aus, 
dass mit einer EU-Kulturpolitik ein Kampf um die Durchsetzung 
von europäischen Gesellschaftsmodellen und den damit einher-
gehenden kulturellen Codes und Wahrnehmungsschemata exis-
tiert, dessen Grenzverläufe und Strategien sich anhand der aus-
gewählten Fallbeispiele und Dokumente nachzeichnen lassen. In 
einer Verknüpfung der Feldtheorie Bourdieus und der Diskurs-
analyse Foucaults möchte ich die sozialen Felder als Sagbarkeits-
felder bzw. als diskursive Formationen auffassen, deren Produkti-
on symbolischer Wahrheit mit Hilfe einer kritischen Diskursana-
lyse verdeutlicht werden kann. Meine forschungsleitenden Fragen 
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werden dabei sein: Wie erfolgt die Konstruktion eines geogra-
phisch-kulturellen Raumes namens Europa? Welche Grenzverläu-
fe, welche Inhalte, welche Ausschlussmechanismen und welche 
Formen der Subjektkonstitution gehen damit einher? 

2.1 Die gesel lschaft l iche Funkt ion von Kunst  
und ihr  Beitrag zur  Formierung
kol lekt iver  Ident i tät  

Zur Gesamtheit der Künste zählt man im Allgemeinen Literatur, 
Musik, die bildenden Künste (Malerei, Architektur, Bildhauerei) 
sowie die darstellenden Künste (Theater, Tanz, Film). Diese Auf-
zählung sagt jedoch nicht viel darüber aus, was Kunst ist.  

Soziologisch kann Kunst als ausdifferenziertes Teilsystem ei-
ner Gesellschaft beschrieben werden, das durch seine spezifische 
Autopoiesis gekennzeichnet ist (vertikale Differenzierung) (vgl. 
Luhmann 1996). Andererseits lässt sich Kunst mit Begriffen wie 
Macht-, Einkommens- und Statusunterschieden fassen und in die 
Schichtungsstruktur einer Gesellschaft einordnen (horizontale Dif-
ferenzierung). In der Feldtheorie Bourdieus wird das Feld der 
künstlerischen Produktion als gleichzeitig horizontal und vertikal 
differenziertes System verstanden, das sich sowohl vertikal diffe-
renziert als auch hierarchisch gliedert (vgl. insbesondere Bourdieu 
1999a).

Auf der Basis von Bourdieus kunstsoziologischen Analysen ist 
der Bereich der Kunstproduktion als relativ autonomes Univer-
sum zu verstehen, in dem spezifische Regeln herrschen, die jedoch 
nicht unabhängig von der Gesamtgesellschaft funktionieren. Kon-
kret drückt sich die relative Autonomie des Feldes bei Bourdieu 
darin aus, in welchem Maße die internen Hierarchien die externen 
dominieren, das Feld über eigene Normen, Sanktionen und An-
reize verfügt, eigene Funktionsgesetze aufstellt, eine Umwertung 
der Werte erfolgt und Unabhängigkeit von der Nachfrage besteht. 
Die soziale Praxis der Akteur/innen in den verschiedenen Feldern 
wird durch die Verfügungsgewalt bestimmter Kapitalsorten, also 
spezifischer Ressourcen und Machtpotentiale, bedingt (vgl. Bour-
dieu 1999a: 344ff).

Historisch hat sich das Kunstfeld in den bürgerlichen Gesell-
schaften zusammen mit dem intellektuellen Feld und in Opposi-
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tion zur ökonomischen, politischen und religiösen Macht heraus-
gebildet (vgl. Bourdieu 1997b: 75ff). Beide leiten ihre spezifische 
Legitimation und den Anspruch auf die gesetzgebende Gewalt in 
kulturellen Dingen gerade aus diesem Selbstverständnis als Ge-
genpol zur Ökonomie, Politik und Religion. Seine relative Auto-
nomie erhält das kulturelle Feld ab der Mitte des 19. Jahrhunderts 
vor allem durch die Herausbildung eines Kunstmarktes, der die 
Künstler/innen aus der direkten persönlichen Abhängigkeit zu 
ihren Auftraggeber/innen befreit und sie den anonymeren und 
abstrakteren Marktgesetzen unterwirft. Obwohl oder gerade weil 
sich das Kunstfeld in Abhängigkeit zu einem ökonomischen 
Markt entwickelt hat, steht es in einem ambivalenten oppositio-
nellen Verhältnis zu diesem. Die Opposition drückt sich vor allem 
in dem Glauben aus, dass Künstler/innen, um wirkliche Kunst 
machen zu können, gerade nicht für den ökonomischen Erfolg 
produzieren dürfen, sondern dass der ökonomische Erfolg etwas 
sei, das sich nach gebührender Anerkennung Gleichrangiger zwar 
einstelle, jedoch nichts über die Qualität der Kunst auszusagen 
vermöge. Die Existenz eines Literatur- und Kunstmarkts ermög-
licht zugleich eine Reihe spezifisch intellektueller Berufe und för-
dert damit auch die Bildung eines genuin intellektuellen Kräfte-
feldes, das Bourdieu als Relationssystem zwischen den Trä-
ger/innen des Systems geistiger Produktion beschreibt, und des-
sen Besonderheit es ist, dass seine Produkte nicht auf den ökono-
mischen Wert reduziert werden können, sondern einen unabhän-
gigen ästhetischen Wert haben (vgl. Bourdieu 1997b: 82).

In dem Maße, in dem das intellektuelle Feld an Autonomie 
gewann, beanspruchten auch die Künstler/innen immer entschie-
dener Autonomie für sich und ihre Werke, ein Anspruch, der sich 
u.a. in einer proklamierten Gleichgültigkeit gegenüber dem Publi-
kum manifestierte (vgl. ebenda: 80ff). Die vor allem in der Roman-
tik aufgekommene Vorstellung der unabhängigen künstlerischen 
Intention findet ihre systematische Bestätigung im Prinzip des 
„l’art pour l’art“ und hat sich bis heute in den Vorstellungen von 
autonomen Genies und höheren Wahrheiten in der Kunst gehal-
ten. Mit zunehmender Autonomie wurde die Reinheit der künst-
lerischen Intention als entscheidendes Kriterium der Beurteilung 
von Werken durchgesetzt, ein Prozess, der wiederum parallel zu 
der Herausbildung einer neuen Solidarität zwischen Künst-
ler/innen, Kritiker/innen und Journalist/innen führte, deren Ge-
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meinsamkeit insbesondere darin bestand, das Publikum unter 
keinen Umständen als legitime Instanz für die Beurteilung von 
Werken anzuerkennen. 

2.1.1 Hoch- und Populärkultur  

Charakteristisch für das künstlerische und intellektuelle Feld sind 
bestimmte Hierarchisierungsprozesse1, die Bourdieu wie folgt be-
schreibt:

„Die Struktur des intellektuellen Kräftefelds steht in Interdependenz zu 
einer der fundamentalen Strukturen des kulturellen Feldes, nämlich der 
der kulturellen Produkte, die sich nach dem jeweiligen Grad ihrer Legi-
timität hierarchisch staffeln. Wie sich beobachten läßt, gleichen sich in 
einer gegebenen Gesellschaft zu einem gegebenen Zeitpunkt keines-
wegs alle signifikanten kulturellen Darbietungen, Theateraufführungen 
und Sportveranstaltungen, Gesangsabende, Dichterlesungen, Kam-
mermusik, Operetten und Opern an Wert und Würde und erheischen 
auch nicht mit gleicher Insistenz gleichen Zulauf. Die verschiedenen 
kulturellen Ausdruckssysteme staffeln sich, mit anderen Worten, vom 
Theater bis zum Fernsehen objektiv im Rahmen einer von individuellen 
Meinungen unabhängigen Hierarchie, die die Skala �
��
�������<�#���)�*
��� mit deren einzelnen Gradstrichen festlegt.“ (Bourdieu 1997b: 104) 

An der oberen Stufe stehen derzeit die etablierten Künste (Hoch-
kultur) wie Theater, Oper, Malerei, Bildhauerei, Literatur und 
klassische Musik, weiter unten findet man dann Bereiche wie In-
nenarchitektur, Volkstanz, Kosmetik oder Küche und im mittleren 
Bereich die Sphären potentieller Legitimation wie Film, Photo und 
Jazz.

Diese Form der nach dem Legitimitätsgrad vorgenommenen 
Kategorisierung spiegelt sich auch in der begrifflichen Unter-
scheidung zwischen Hoch- und Populärkultur, zwischen Kunst- 
und Massenkultur oder auch Volkskultur wider. 

Der Begriff Volkskultur bezieht sich dabei auf die kulturellen 
Produkte „gewöhnlicher“ Menschen, besonders in ihrem vorin-
dustriellen Stadium. Diese wird dann als authentisch, kreativ, un-

                                                     

1  Vgl. zur Hierarchie des Publikumsgeschmacks insbesondere Resch 
(1999).
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abhängig und als unvermittelte Widerspiegelung der Lebenssitua-
tion des Volkes betrachtet. Hierzu zählen das volkstümliche Lied-
gut, Märchen und Sagen, aber auch die örtlichen Traditionen und 
Brauchtümer. Der Begriff der Massenkultur ist dagegen weitaus 
negativer besetzt. Während Volkskultur als Ausdruck einer vor-
industriellen und vormodernen Zeit angesehen wird, gilt die Mas-
senkultur als Erzeugnis der Industriegesellschaft. Darunter fallen 
zumeist Produkte der Massenmedien wie Soap-Operas, Kinopro-
duktionen für ein breites Publikum („Hollywood-Filme“) oder 
Schlager. Der entscheidende Unterschied zur Volkskultur liegt für 
Theodor W. Adorno darin, dass die Massenkultur für und nicht 
von den Massen gemacht wird. Statt Ausdruck einer selbst be-
stimmten Kreativität zu sein, ist die Massenkultur zum Konsu-
mieren bestimmt, was das Volk zur passiven Masse werden lässt 
(vgl. Adorno 1967). Umberto Eco vertritt dagegen entschieden die 
These, dass sich hinter der Verachtung der Massenkultur häufig 
nichts weiter als die Verachtung verbirgt, die sich gegen die Masse 
richtet (vgl. Eco 1986). Von der gleichen Annahme ausgehend, 
wurde vor allem von den �������� �
��
���� ��
����  der Begriff der 
Populärkultur geprägt, der zwar weitgehend der inhaltlichen Be-
schreibung von Massenkultur entspricht, aber nicht deren negati-
ve Beurteilung teilt. Unter populärer Kultur werden dabei diejeni-
gen kulturellen Produktionen verstanden, die sich bei weiten Tei-
len der Bevölkerung großer Beliebtheit erfreuen, wie das Fernseh-
programm, Popmusik, Soap-Operas oder Kriminalromane. Vor al-
lem die Vertreter der ���������
��
������
����  sehen die Populärkul-
tur gegenüber der Hochkultur als prinzipiell gleichwertig an.

Die Differenzierung zwischen Hoch- und Populärkultur wurde in 
den letzten Jahren zunehmend kritisiert.2 So fordert u.a. Umberto 
Eco im Namen einer demokratischen Kultur, die Einteilung in ho-
he, mittlere und niedrige Kulturniveaus zu revidieren. Als Be-
gründung führt er an, dass erstens die Niveaus nicht den Klassen-
schichtungen entsprächen, da verschiedene Artefakte beispiels-
weise gleichzeitig die Zustimmung der Arbeiter/innen und der 
Hochschulprofessor/innen erhielten; dass zweitens die drei Ni-
veaus nicht für Komplexitätsgrade stünden, die mit „Wert“ 

                                                     

2  Vgl. hierzu auch Crane (1992) und Gans (1974). 
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gleichzusetzen wären; drittens fielen die drei Niveaus nicht mit 
den Niveaus des ästhetischen Werts zusammen, da Produkte der 
Populärkultur beträchtliche strukturelle Originalität aufweisen 
könnten, über die manche Produkte der Hochkultur nicht verfüg-
ten. Schließlich würde viertens die Abwanderung von Stilelemen-
ten von einem höheren auf ein tieferes Niveau nicht unbedingt 
bedeuten, dass sie sich nur deshalb auf dem unteren Niveau ein-
gebürgert hätten, weil sie leichter konsumierbar gemacht wurden. 
Obwohl dies tatsächlich der Fall sein könne, gebe es mitunter 
auch bedeutsame Entwicklungen des kollektiven Geschmacks 
(vgl. Eco 1986: 52ff).

2.1.2 Kulturelles Kapital und Kunstrezeption 

Insofern, als die Möglichkeiten der Interpretation von Kunstwer-
ken nicht festgelegt sind und es folglich kein eindeutiges und ein-
zig richtiges Verständnis gibt, kann man Kunstwerke als �''��  für 
Interpretationen bezeichnen. Die Rezipient/innen verstehen ein 
Werk i.d.R. entsprechend ihrer Interessen und Vorkenntnisse, die 
jedoch nicht alle gleichermaßen als legitim anerkannt werden.  

Eine legitime Aneignung von Kulturgütern setzt Anlagen und 
Kompetenzen voraus, die gesellschaftlich ungleich verteilt sind. 
Bei jedem konsumtiven Akt werden die dazu als notwendig vor-
ausgesetzten ökonomischen und kulturellen Aneignungsinstru-
mente reaktiviert. Die kulturelle Kompetenz der legitimen Inter-
pretation von Kunst beschreibt Bourdieu als durch die Bedingun-
gen ihres Erwerbs bestimmt. Die Kompetenz des „Kenners“ geht 
aus einem langen vertrauten Umgang mit Kunst hervor, die dieser 
durch wiederholte Museumsbesuche im Kindesalter und einen 
selbstverständlichen wiederholten Umgang mit Kunst in der fami-
liären Umgebung erwerben kann. Die praktische Beherrschung 
der legitimen Aneignungsmittel von künstlerischen Werken be-
deutet, die Konstruktionsprinzipien und Regeln der Kunst inkor-
poriert zu haben. Diese müssen keineswegs ins Bewusstsein treten 
oder jemals formuliert werden, ganz im Gegenteil liegt ihre Wir-
kung vielmehr darin, dass der „Kenner“ die Regeln, die zum Ur-
teil führen, nicht offen legen kann, was die scheinbare Spontanei-
tät und Natürlichkeit des Urteils wesentlich verstärkt. Ist der Um-
gang mit Kunst hingegen über institutionalisiertes methodisches 
Lernen erfolgt, geht dem Urteil über Kunst immer ein Minimum 
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an Rationalität voraus und erscheint demgemäß wesentlich 
schwerfälliger und konstruierter (vgl. Bourdieu 1994: 120).

Die Kompetenz im Umgang mit Kunst bezeichnet Bourdieu 
als inkorporiertes kulturelles Kapital. Weitere Formen bilden das 
objektive und das institutionalisierte kulturelle Kapital. In inkor-
poriertem Zustand existiert das Kulturkapital in Form von Wissen 
und kulturellen Fähigkeiten. Es entspricht dem, was im Allgemei-
nen als Bildung bezeichnet wird. In dieser Form ist das kulturelle 
Kapital grundsätzlich körpergebunden. Es setzt einen Verinnerli-
chungsprozess voraus, der Zeit kostet, und damit grundsätzlich 
nicht delegierbar ist. Inkorporiertes Kapital wird zu einem festen 
Bestandteil des „Habitus“, d.h. es kann nicht kurzfristig, sondern 
innerhalb der Familie nur in Form der sozialen Vererbung weiter-
gegeben werden.3 In seiner objektiven Form existiert das Kultur-
kapital beispielsweise in Gestalt von Büchern oder Kunstwerken; 
in dieser Form ist es übertragbar und relativ leicht in ökonomi-
sches Kapital umzuwandeln. Wirklich übertragbar ist allerdings 
nur das juristische Eigentum. Die zur eigentlichen Aneignung nö-
tigen kulturellen Fähigkeiten, die den Genuss eines Buches oder 
Gemäldes erst ermöglichen, sind als Form des inkorporierten Kul-
turkapitals nicht übertragbar. Den Erwerb kultureller Güter be-
schreibt Bourdieu als grundsätzlich stark kapitalabhängig; als Ge-
genstand materieller Aneignung setzen sie ökonomisches Kapital 
voraus, zur symbolischen Aneignung bedarf es inkorporierten 
Kulturkapitals. Die dritte Form, das institutionalisierte Kulturka-
pital, stellt eine Objektivierung des inkorporierten dar und drückt 
sich beispielsweise in Form von Bildungstiteln aus. Durch die 
Vergabe von schulischen oder universitären Titeln wird ein Un-
terschied zwischen dem/der legitimierten Inhaber/in bestimmter 
Bildungstitel und dem/der Autodidakt/in, der/die ständig unter 
dem Zwang steht, seine/ihre Fähigkeiten zu beweisen, geschaf-
fen. Das institutionalisierte kulturelle Kapital stellt in Form der 

                                                     

3  Die Übertragung von Kulturkapital beschreibt Bourdieu als die zwei-
fellos am besten verschleierte Form erblicher Übertragung von Kapi-
tal. Die zum Erwerb erforderliche Zeit stellt das Bindeglied zwischen 
ökonomischem und kulturellem Kapital dar, sowohl was den Beginn 
der Kapitalakkumulation als auch die Dauer der von ökonomischen 
Zwängen befreiten Zeit betrifft. 
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Bildungstitel auch ein Beispiel für das symbolische Kapital dar, da 
es die über die inkorporierten Kompetenzen hinausgehende Wirk-
samkeit aus der gesellschaftlichen Anerkennung bezieht (vgl. ins-
besondere Bourdieu 1992).

2.1.3 Im Feld der Macht – in Opposition zur Macht 

Das Feld der kulturellen Produktion, zu dem u.a. das Kunstfeld 
zu zählen ist, verortet Bourdieu innerhalb der herrschenden Klas-
se, also im Machtfeld, wo es eine dominierte Position einnimmt 
(vgl. Graphik 1). Die herrschende Klasse setzt sich aus zwei ge-
gensätzlichen Fraktionen zusammen. Die Gruppe, die über das 
ökonomische Kapital verfügt, bildet die Fraktion der herrschen-
den Herrschenden. Die Fraktion der beherrschten Herrschenden, 
die idealtypisch von den Intellektuellen repräsentiert wird, ver-
fügt über das Kulturkapital. Die zweite große Klasse stellt die Mit-
telklasse bzw. das Kleinbürgertum dar, die sich aus den Fraktio-
nen des absteigenden, exekutiven und neuen Kleinbürgertums 
zusammensetzt. Die dritte Klasse stellt die Klasse der schlechthin 
Beherrschten bzw. die so genannte Volksklasse dar. Aufgrund der 
Unterschiede in den Lebensbedingungen ist die Solidarität zwi-
schen den beherrschten Herrschenden und denen, die eine öko-
nomisch und kulturell beherrschte Position einnehmen, meist nur 
von vorübergehender Dauer (vgl. Bourdieu 1999a: 398ff). 

2.1.4 Der Kampf um künstlerische Anerkennung 

Im Feld der kulturellen Produktion herrschen zwei grundlegende 
Antagonismen (vgl. Bourdieu 1999a: 341ff). Der Antagonismus 
zwischen dem autonomen und dem heteronomen Pol des Feldes 
und jener zwischen etablierter Avantgarde und neuer Avantgar-
de. Am heteronomen Pol gelten die Kriterien des weltlichen Erfol-
ges. Am autonomen Pol herrscht Interesse an der Interesselosig-
keit, die sich durch den Verzicht auf weltliche Güter ausdrückt. 
Das Kräfteverhältnis dieser Auseinandersetzung hängt vom Grad 
der Autonomie ab, über die das Feld insgesamt verfügt, d.h. von 
dem Ausmaß, in dem das Prinzip externer Hierarchisierung dem 
Prinzip der internen Hierarchisierung untergeordnet ist. Der 
zweite für das Kunstfeld konstitutive Antagonismus ist der Ge-
gensatz zwischen Orthodoxie und Häresie, der sich im autonomen 
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Pol des Kunstfeldes durch die aufeinander folgenden Avantgar-
den vollzieht. Hier ist die höchste Akkumulation an spezifischem 
Kulturkapital zu verorten. Die Auseinandersetzung zwischen  
etablierter und neuer Avantgarde um künstlerische Innovation 
und folglich um die Veränderung der legitimen Wahrnehmungs- 
und Bewertungskriterien von Kunst treibt die Entwicklung der 
Kunst voran und ist grundlegender Mechanismus der Geschichte 
des autonom gewordenen Feldes der Kunst4. Während die etab-
lierten Akteur/innen eine Konservierungsstrategie betreiben, um 
ihre Positionen und Positionierungen zu verteidigen, verfolgen 
die Neulinge eine auf die Akkumulation symbolischen Kapitals an 
künstlerischer Anerkennung ausgerichtete Subversivstrategie. 
Dies setzt eine mehr oder weniger radikale Umwälzung der Wer-
teskala voraus und entwertet folglich das von den Herrschenden 
gehaltene Kapital. Die Definition, was Kunst ist und was nicht, 
spiegelt so den Stand der Kämpfe im Feld wider.  

2.1.5 Prozesse der Inklusion – die Vermittlung  
(nationaler) kultureller Codes 

Das Kunstfeld bildet folglich einen zweifachen Ort des Ausschlus-
ses: Einerseits grenzen sich in ihm Künstler/innen gegen die öko-
nomischen Marktmechanismen ab und damit zugleich gegen die-
jenigen, die sich am ökonomischen Markt orientieren, andererseits 
dient es der Abgrenzung eines bildungsbürgerlichen Kunstpubli-
kums gegen bildungsferne Schichten und dem ökonomisch besser 
gestellten Finanzbürgertum. Gleichzeitig – und dem Prozess der 
Exklusion keineswegs entgegengesetzt, sondern in einer doppel-
ten Bewegung des Einschlusses, der zugleich die Vorbedingung 
des Ausschlusses darstellt – bildet das Kunstfeld einen privilegier-
ten Ort, an dem kulturelle Codes erzeugt werden, die an breite 
Teile der Bevölkerung vermittelt werden.  

Es sind, gemäß Bourdieu, die Kunstwerke, in denen sich die 
sozialen Denkformen einer Epoche am elementarsten und voll-
ständigsten ausdrücken. Die Zugehörigkeit eines Künstlers oder 

                                                     

4  Zur Entstehung und Funktion eines relativ autonomen Kunstfelds 
vgl. auch White/White (1993), Crane (1989), Becker (1984), Moulin 
(1987) sowie Bismarck/Stoller/Wuggenig (1996). 
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einer Künstlerin zu seinem oder ihrem Zeitalter liegt vor allem in 
den obligaten Themen- und Problemkonstellationen begründet, in 
denen und durch die er oder sie denkt und die das kulturelle Feld 
einer bestimmten Epoche bestimmen. Werke können aus diesem 
Grund bis zu einem gewissen Grad als „kulturelle Symbole“, als 
Ausdruck der Kultur einer Nation oder einer bestimmten Klasse 
aufgefasst werden, da sie maßgeblich durch die Denkformen einer 
bestimmten Epoche geprägt sind und erst die Auswahl der Moti-
ve, Geschichten und Darstellungen im Zusammenhang mit der 
formalen Komposition und der technischen Handhabung den 
Werken einen Sinn verleiht (vgl. Bourdieu 1997b: 118ff).

Es sind jedoch nicht nur die Werke und die Künstler/innen 
durch die Denk- und Wahrnehmungsschemata einer Epoche ge-
prägt; auf der Seite der Kunstrezeption ist ebenfalls von geteilten 
epochen- und kulturspezifischen Herangehensweisen auszuge-
hen. Für die Vermittlung nationaler oder kultureller Identitäten ist 
es gerade die Rezeptionsebene, der eine besondere Bedeutung zu-
kommt, nämlich dann, wenn das Werk als Ausdruck und Reprä-
sentation eines (nationalen) Kollektivs wahrgenommen wird. 

Über die Produktion der kulturellen Codes – d.h. der geteilten 
Wahrnehmungs- und Denkschemata – wird eine kulturelle Ein-
heit vermittelt, die in den Nationalstaaten die Form einer nationa-
len Identität annimmt. Diese kanonische Bildung einer Gesell-
schaft wird vor allem im Schulunterricht tradiert (vgl. Bourdieu 
1997b: 111ff), mit der Folge, dass die in die Werke eingegangenen 
Wahrnehmungskategorien weitervermittelt und zu einer Art kol-
lektivem Sprachschatz werden, in dem die Denkschemata, logi-
schen Formen, stilistischen Wendungen und Schlagworte, die alle 
Äußerungen einer Epoche färben, eingegangen sind. Die Urteils- 
und Schlussfolgerungsprinzipien dieser Sprache treten für ge-
wöhnlich in Form von Prinzipien auf, die das Bewusstsein leiten, 
selbst aber unbewusst bleiben.  

Bedingt durch den hohen Komplexitätsgrad von Kunst kann 
davon ausgegangen werden, dass jede Betrachtung von Kunst ei-
ne bewusste oder unbewusste Dekodierung enthält. In Anlehnung 
an Erwin Panofsky geht Bourdieu von einer zweischichtigen In-
terpretation von Kunstwerken aus. Auf einer primären Bedeu-
tungsschicht kann das Kunstwerk aufgrund seiner sinnlichen Ei-
genschaften wahrgenommen und gedeutet werden. Um zu einem 
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umfassenden Verständnis des Werkes zu gelangen, muss jedoch 
zu einer sekundären Bedeutungsschicht vorgedrungen werden, 
die sich auf die stilistischen Besonderheiten des Werkes bezieht, 
die wiederum nur durch Kenntnisse der Themen, Vorstellungen, 
Geschichten und Allegorien sowie deren ikonographischen Be-
deutungen und kulturellen Kompositionsverfahren der Zeit er-
fasst werden können. Eine Wahrnehmung, die auf das Erfassen 
der primären Eigenschaften reduziert bleibt, ist äußerst verkürzt 
und findet in der Regel auch nicht statt, da auch Betrachter/innen 
ohne Kenntnisse kunstgeschichtlicher Stil- und Epochenbildungen 
das Werk mit Hilfe externer Kategorien betrachten können. Der 
Unterschied zwischen den kunstgeschulten und den kunstfernen 
Betrachter/innen liegt vor allem in der Art der Kategorien, die sie 
für die Interpretation von Werken heranziehen. Die kunstfernen 
Betrachter/innen greifen für die Interpretation auf kunstexterne 
Kategorien und Werte zurück, die sich an ihrer alltäglichen 
Wahrnehmung orientieren, den anderen steht ein Repertoire an 
möglichen Unterteilungen und Gliederungen zur Verfügung, das 
sich aus der umfassenden Kenntnis anderer Kunstwerke ableitet 
(vgl. ebenda: 125ff). Da sich Stilgruppen durch ihre Beziehung zu 
anderen konstituieren und Elemente innerhalb von Stilrichtungen 
durch ihre Beziehung zu allen anderen Werken, ist nach Bourdieu 
der eigentümliche Stil einer Epoche oder sozialen Gruppe nichts 
anderes als eben diese Beziehung zu allen Werken derselben Klas-
se. Die Kunstkompetenz erweist sich durch die Kenntnis der spe-
zifisch künstlerischen Unterteilungsprinzipien, mit denen das 
Werk in Beziehung zu anderen Werken verortet werden kann. Der 
Grad der Kunstkompetenz hängt wiederum ab von dem Grad der 
Beherrschung des verfügbaren Gliederungssystems und der 
Komplexität dieses Systems (vgl. ebenda: 170ff). 

Um die Lesbarkeit eines Kunstwerkes oder auch einer Samm-
lung von Werken zu erhöhen, muss folglich das Rezeptionsniveau 
der Betrachter/innen erhöht werden. Diese Erhöhung kann ent-
weder über die direkte Vermittlung der spezifischen Codes der 
jeweiligen Werke erfolgen, wie es beispielsweise durch Führun-
gen oder erklärende Tafeln im Museum geschieht oder über die 
allgemeine Verbreitung von Kunstkenntnissen – etwa über den 
Schulunterricht – durch Vorträge, universitäre Veranstaltungen 
etc.



DER DISKURSIVE KONTEXT EUROPÄISCHER KULTURPOLITIK

75

Um Kunstwerke darüber hinaus für alle Mitglieder einer Nation 
als nationale Werke lesbar zu machen, müssen sie – bzw. die kul-
turellen Codes für ihre Dechiffrierung – als nationale Werke ver-
mittelt werden. Aufgrund des Umstandes, dass das Kunstfeld ge-
rade in den letzten hundert Jahren an Komplexität zugenommen 
hat, eignen sich für diese Art von Vermittlung vor allem ältere 
Werke. Diese haben einerseits den Vorteil der leichteren Zugäng-
lichkeit, da die kulturellen Codes ihrer Entschlüsselung gerade 
über ihre Tradierung und Aufnahme in den Kanon relativ weit 
verbreitet sind. Andererseits vermitteln sie, gerade durch ihre ak-
tuelle Lesbarkeit, die Illusion einer geschichtlichen Kontinuität. 
Aufgrund ihrer leichteren Zugänglichkeit, die weniger kunstspe-
zifische Vorkenntnis erfordert, eignet sich die bereits etablierte 
Kunst i.d.R. besser zur Produktion nationaler Identität als die 
zeitgenössischen Werke der künstlerischen Avantgarde.5

Sowohl die Vermittlung der Lesbarkeit von Hochkultur als auch 
die „Sammlung der Staatsangehörigen“ (vgl. Dumont 1994: 119) 
unter einer gemeinsamen Kultur bzw. unter einer gemeinsamen 
Kulturrezeption gehören traditionell zu den Aufgaben der Kul-
turpolitik. Mit der Vermittlung der kulturellen Codes wird daher 
gleichzeitig die Anerkennung der Kunst als nationale Kunst ver-
mittelt, also ein spezifisches symbolisches Kapital an nationaler 
Anerkennung, das aufgrund seiner Verbreitung in die kollektive 
nationale Identität eingeht. Wenn sich kollektive Identität über die 
Verbreitung und Anerkennung des symbolischen Kapitals bildet, 
dann kann sie als das Resultat eines Konkurrenzkampfes um dis-
tinkte Werte, Vorstellungen und Kategorien bezeichnet werden, 
also als Resultat von Auf- und Abwertungsversuchen sozialer 
Gruppen. Gleichzeitig grenzt sich das spezifisch symbolische Ka-
pital an nationaler Anerkennung gegen dasjenige anderer Natio-
nen ab.

                                                     

5  Eine bedeutende Ausnahme scheint hier der abstrakte Expressionis-
mus zu sein, der in den USA während der Zeit seines Aufkommens 
zu einem relativ weit über das Kunstsystem hinausgehenden Symbol 
der Freiheit wurde und mit dem sich vor allem gegen die „unfreie“ 
sozialistische Staatskunst der UdSSR abgegrenzt wurde. 
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2.2 Kunst  und Kulturpol i t ik  

Kulturpolitik kann als Versuch beschrieben werden, in die Institu-
tionen, Produktionsformen und Rezeptionsmöglichkeiten von 
Kunst und Kultur von staatlicher Seite her einzugreifen, und sie 
gemäß bestimmter Ziele zu gestalten. Insofern kulturpolitische 
Maßnahmen i.d.R. in das Verhältnis zwischen dem Kunstfeld und 
dem sozialen Feld als Ganzes eingreifen und damit auch auf die 
Art und Weise einwirken, wie Kunst und kulturelle Produktionen 
in der Gesellschaft wahrgenommen werden und zugleich das Feld 
möglicher Aussagen über Kunst und kulturelle Produktionen 
maßgeblich beeinflussen, geht mit jeder kulturpolitischen Maß-
nahme auch die Produktion bestimmter Subjektpositionen einher.  

2.2.1 Unterschiede und Gemeinsamkeiten nationaler
Kulturpolitik in (West-)Europa  

Klaus von Beyme unterscheidet im Hinblick auf die Organisati-
onsstruktur staatlicher Kulturförderung ein zentralistisches, ein 
subzentralistisches und ein föderalistisches Modell (vgl. von Bey-
me 1998: 17f). Das zentralistische Modell wird gesamtstaatlich fi-
nanziert, von einem/r Kulturminister/in geleitet und der Staat 
gibt starke inhaltliche Vorgaben wie etwa in Frankreich oder in 
den ehemals sozialistischen Ländern vor. In dem subzentralisti-
schen Modell finanziert der Staat relativ autonome Fonds wie et-
wa in Skandinavien und den Niederlanden, oder auch Arts Coun-
cils wie in Großbritannien, den Commonwealth-Staaten und den 
USA. Inhaltlich werden diesen Einrichtungen kaum Vorgaben 
gemacht und nur Teile der vereinbarten Mittel sind für bestimmte 
kulturelle Aufgaben reserviert. Das dritte, föderalistische Modell 
wird dezentral aus öffentlichen Mitteln finanziert und durch öf-
fentliche und private Körperschaften dirigiert, wie es beispiels-
weise in der Schweiz oder der Bundesrepublik Deutschland üb-
lich ist. Grundsätzlich ist dieses Modell auch mit starken zentralen 
Vorgaben in der Kulturpolitik vereinbar, Beispiele hierfür sind 
Österreich und Kanada.  

Geprägt sind die unterschiedlichen Traditionen der Kulturpo-
litik der europäischen Nationalstaaten stark durch die vordemo-
kratischen Entwicklungen des jeweiligen Landes (vgl. u.a. Beyme 
1998: 10f). Der liberalen Staatstradition, wie sie etwa für England 
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typisch ist, entspricht eine Beschränkung der Kulturpolitik auf re-
gulative Maßnahmen zum Schutz des freien Wettbewerbs durch 
den Schutz des geistigen Eigentums und zum Schutz der Moral 
durch die Festlegung von Grenzen des Zulässigen in der Kunst. 
Dem entgegen stehen Traditionen der Selbstdarstellung der Herr-
schenden wie in Frankreich und Österreich, die sich aus der Hof-
patronage entwickelt haben. „Verspätete“ Nationen wie Italien 
und Deutschland versuchten ihre staatliche Einheit mit dem steten 
Verweis auf eine kulturelle Einheit voranzutreiben. Während Kul-
turpolitik in Italien heute relativ zentralistisch organisiert ist, hält 
Deutschland an der Kulturhoheit der Länder fest. 

Trotz beachtlicher nationaler Unterschiede6 weist die Kultur-
politik in (West-)Europa7 gerade im Hinblick auf die Wandlung 
ihrer Zielsetzungen auch ähnliche Entwicklung auf. Noch anzu-
merken ist, dass der Staat dabei häufig nicht Initiator von Verän-
derungen in der Kulturpolitik ist, sondern von sozialen Bewegun-
gen zum Handeln gedrängt wird.8

In einer vom Europarat herausgegebenen vergleichende Studie 
über die Entwicklungen europäischer Kulturpolitik sind erstaunli-
che Parallelen in den kulturpolitischen Schwerpunktsetzungen 
der einzelnen Länder festzustellen (vgl. Council of Europe 2000). 
Allgemein war die Kulturpolitik nach dem zweiten Weltkrieg zu-
nächst durch eine Konzentration auf den Erhalt und die Vermitt-
lung von Hochkultur an eine breite Bevölkerung geprägt (statt 
vieler: vgl. Council of Europe 2000; Gripsrud 2000: 201f). Der Staat 

                                                     

6  Vgl. hierzu auch Cummings/Katz (1987) und Fohrbeck (1981). 
7  Auf die kulturpolitischen Entwicklungen in Mittel- und Osteuropa 

möchte ich an dieser Stelle nicht näher eingehen, da sie auf die kul-
turpolitischen Zielsetzungen der EU bis heute keinen maßgeblichen 
Einfluss haben. Zur Kulturpolitik in Osteuropa vgl. auch Rásky (1997: 
23ff).

8  Ebenso wie die künstlerische Produktion und Rezeption ist auch die 
Kulturpolitik zwangsläufig – implizit oder explizit – Ausdruck grup-
pen-, schicht- oder klassenspezifischer Normen und Werte. Kriterien 
für eine objektiv richtige und fortschrittliche Kulturpolitik kann es 
daher nicht geben. Die real stattfindende Kulturpolitik ist das Ergeb-
nis von Konflikten zwischen konkurrierenden Ideologien (Smudits 
1991). Erscheint Kulturpolitik konfliktfrei, dann besitzt eine Gruppe, 
Schicht oder Klasse eine beinahe vollkommene hegemoniale Stellung. 
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sah es als seine Aufgabe, verschiedene kulturelle Institutionen wie 
Theater, Orchester oder Kunstmuseen zu subventionieren. Nach 
Maßgabe einer allgemeinen demokratischen Bildung sollte der 
Zugang zu den hohen Künsten mit ihren Traditionen erleichtert 
werden, was vor allem durch die Übernahme der integrierenden 
Funktion der Arbeiterbildungsvereine 9  geschah. Produkte der 
Massenkultur wurden fast durchgängig als diesem Bildungsauf-
trag entgegenstehend betrachtet. Der Erfolg dieser Subventionspo-
litik mit dem Ziel, „die Massen zur Kunst zu locken“, war relativ 
gering; zwar wurde finanziell eher schlecht ausgestatteten Grup-
pen wie Studierenden der Zugang zu Veranstaltungen der Hoch-
kultur ermöglicht, bildungsferne Schichten blieben den Veranstal-
tungen weiterhin größtenteils fern. Diese wurden offenbar nicht 
nur durch die hohen Eintrittspreise von der Hochkultur abgehal-
ten.

In den 60er Jahren begannen sich die Ziele öffentlicher Kultur-
politik von der Konzentration auf Vermittlung von Hochkultur 
zur Förderung der individuellen künstlerischen Kreativität und 
Aktivität zu verschieben. Kultur wurde dabei zunehmend als poli-
tischer Faktor verstanden: Es wurde ein erweiterter Kulturbegriff 
proklamiert, nach dem Kultur alle Aspekte des Lebens umfasst, 
d.h. nicht nur die traditionellen ästhetischen Produktions- und 
Vermittlungsformen, sondern auch die kollektiven und individu-
ellen Lebensweisen und kulturellen Produkte des Alltags. Kultur-
politik sah sich nicht länger ausschließlich der Kunstpflege und  
-förderung verpflichtet, sondern wollte auf die kulturelle Entwick-
lung der Bevölkerung aktiv Einfluss nehmen, und zwar mit dem 

                                                     

9  Ende des 19. Jahrhunderts bildeten sich Arbeiterbildungsvereine mit 
dem Ziel der kulturellen und wirtschaftlichen Förderung der Eman-
zipation der Arbeiterschaft. Ein Seitenzweig der Arbeiterbildungs-
vereine waren die Volksbühnen, eine Theaterbesuchsorganisation, 
die gegen einen niedrigen einheitlichen Betrag regelmäßige Theater-
besuche ermöglichte und so den Volksklassen Zugang zur Hochkul-
tur verschaffen wollte. 1890 wurde die erste freie Volksbühne in Ber-
lin gegründet, 1920 der Verband der deutschen Volksbühnen-
Vereine. Obwohl das Ziel der meisten Arbeitervereine eine radikale 
soziale und kulturelle Veränderung war, unterstützten sie mit der re-
gelmäßigen Abnahme großer Mengen an Eintrittskarten die finanziell 
oft maroden bürgerlichen Kulturinstitutionen (vgl. Gripsrud 2000: 
199f).
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Ziel der gesellschaftlichen Demokratisierung durch Kultur. Als 
potentielle kulturpolitische Akteur/innen gelten seither nicht 
mehr ausschließlich das politisch-administrative System, sondern 
alle gesellschaftlichen Gruppen. Die Begründung für diese Verän-
derung war und ist, dass nicht nur der Zugang zur Kultur, son-
dern auch das Feld der kulturellen Produktion selbst zu demokra-
tisieren sei. 

Wurde Kulturpolitik insgesamt in den 60er und 70er Jahren 
zumeist mit einem staatlichen Erziehungsauftrag und dem Ziel 
der Demokratisierung begründet und gerechtfertigt, ist die Dis-
kussion seit den 80er Jahren vor allem von wirtschaftlichen Ar-
gumenten geprägt. Sowohl der Kulturtourismus als auch die Kul-
turindustrie zählen zunehmend zu den wirtschaftlich gewinn-
bringenden Bereichen. Im Zusammenhang mit der Entdeckung 
der Umwegrentabilität der Kultur für das wirtschaftliche Wachs-
tum verschiebt sich der Schwerpunkt in der kulturpolitischen Ar-
beit auf die „Festivalisierung“ von Kulturereignissen. Kultur wer-
den dabei sowohl Kurzzeiteffekte – wie die Zunahme der Zahl der 
Arbeitsplätze – als auch Langzeiteffekte – wie die steigende At-
traktivität, Kreativität und Identität einer Region – zugesprochen. 
Die 80er Jahre stehen gleichzeitig im Zeichen staatlicher Mittel-
kürzungen. Deswegen ist die Diskussion von Schlagworten wie 
„alternative Finanzierungsformen“, „Privatisierung“ und „Spon-
soring“ geprägt. Dieser Trend verstärkt sich in den 90er Jahren. 
Zunehmend werden kulturelle Institutionen dazu angehalten, 
größere finanzielle Unabhängigkeit vom Staat durch verstärkte 
Publikums- bzw. Marktorientierung zu erreichen. Die Vielschich-
tigkeit kultureller Produktion bleibt dabei jedoch offiziell als Ziel 
der Kulturpolitik erhalten, bei gleichzeitiger Forderung nach er-
höhter Marktkonformität. 

Die zunehmende ökonomische Bedeutung des Kulturbetriebs 
lässt sich auch an den Veränderungen in der Nominierungspolitik 
für den Titel „Kulturhauptstadt Europas“10 verdeutlichen. Die Ini-
tiative „Kulturhauptstadt Europas“ geht auf die griechische Kul-

                                                     

10  Bis 1993 heißt die Initiative in den offiziellen EU-Dokumenten „Kul-
turstadt Europas“, danach setzt auch in den offiziellen Dokumenten 
der Term „Kulturhauptstadt Europas“ durch und wird auch rück-
wirkend für die ehemaligen „Kulturstädte Europas“ verwendet.  
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turministerin Melina Mercouri zurück, die mit der Veranstaltung 
den kulturellen Reichtum und die kulturelle Vielfalt der europä-
ischen Städte bei gleichzeitiger Betonung ihres gemeinsamen kul-
turellen Erbes und der Lebendigkeit ihrer Errungenschaften her-
vorheben wollte. In einer jährlich stattfindenden Großveranstal-
tung soll dieser kulturelle Reichtum einem europäischen Publi-
kum zugänglich gemacht werden und gleichzeitig ein Bild von ei-
ner gemeinsamen europäischen Kultur entstehen. 11  Seit 1990 
Glasgow Kulturhauptstadt wurde, ist jedoch neben der Betonung 
übergreifender kultureller Werte eine starke ökonomische Orien-
tierung festzustellen. Im Gegensatz zu den vorhergehenden Titel-
trägerinnen (Athen 1985, Florenz 1986, Amsterdam 1987, Berlin 
1988 und Paris 1989) ist Glasgow keine Stadt, die mit einem etab-
lierten europäischen Kulturkanon identifiziert wird. Dennoch ge-
wann sie den Titel im Wettbewerb gegen die anderen kandidie-
renden britischen Städte, und zwar vornehmlich aufgrund der 
Planung, die Finanzierung größtenteils von Sponsoren überneh-
men zu lassen, den Event zur kulturellen und ökonomischen 
Wiederbelebung der Stadt zu nutzen und mit dem Image einer 
Kulturstadt vermehrt Tourist/innen anzuziehen (vgl. Richards 
2000: 162ff). Diese Ziele stimmten mit dem neuen Konzept der 
„public-private partnership“, das die britische Regierung favori-

                                                     

11  Die erste Kulturhauptstadt Europas war 1985 Athen. Darauf folgten 
Florenz (1986), Amsterdam (1987), Berlin (1988), Paris (1989), Glas-
gow (1990), Dublin (1991), Madrid (1992), Antwerpen (1993), Lissa-
bon (1994), Luxemburg (1995), Kopenhagen (1996), Thessaloniki 
(1997), Stockholm (1998), Weimar (1999), Avignon, Bergen, Bologna, 
Brüssel, Krakau, Helsinki, Prag, Reykjavik und Santiago de Com-
postela (2000), Rotterdam und Porto (2001), Brügge und Salamanca 
(2002), Graz (2003), Genua und Lille (2004), In den kommenden Jah-
ren folgen Cork (2005), Patras (2006), eine Stadt in Luxemburg 
(2007), in Großbritannien (2008), in Österreich (2009), in Deutschland 
(2010), in Finnland (2011), in Portugal (2012), in Frankreich (2013), in 
Schweden (2014), in Belgien (2015), in Spanien (2016), in Dänemark 
(2017), in den Niederlanden (2018) und in Italien (2019). Zusätzlich 
wird ab 2005 jährlich auch eine Stadt außerhalb der EU ausgewählt. 
An dieser Aufzählung fällt vor allem auf, dass weder die 2004 beitre-
tenden Länder noch die für 2007 vorgesehenen Beitrittskandidaten 
vor 2020 die Möglichkeit haben werden, sich als Kulturhauptstadt 
Europas zu präsentieren.  
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sierte, überein. Das Programm des Events beeindruckte mit der 
Zahl von kulturellen Aktivitäten, mit großen Namen wie etwa Pa-
varotti und mit seinem enormen Budget, das als Investition ge-
rechtfertigt wurde, die sich direkt durch Einnahmen des Touris-
mus und indirekt durch das neue Image Glasgows als Kulturstadt 
und die daraus resultierenden wachsenden ökonomischen Investi-
tionen auszahlen würde. Innerhalb der lokalen Kulturszene stieß 
die Konzentration auf international anerkannte statt auf lokale 
Künstler/innen durchaus auf starken Widerspruch. Es wurde ar-
gumentiert, dass das Geld auf soziokultureller Ebene sinnvoller 
einzusetzen sei, und dass der Event in dieser Form weniger Glas-
gow selbst repräsentiere, sondern genauso an jedem beliebigen 
anderen Ort stattfinden könne. Ökonomisch wurde der Event mit 
Gewinnen zwischen 40 und 47 Millionen Euro ein voller Erfolg. 
Glasgow kann als Wendepunkt in den Inszenierungen der euro-
päischen Kulturhauptstädte gesehen werden, die von diesem 
Zeitpunkt an von den jeweiligen Veranstaltern zunehmend finan-
ziell aufwendig gestaltet wurden, wobei man diese Aufwendun-
gen als ökonomisch gewinnbringende Investition legitimierte. 

Die neunziger Jahre sind neben der Ökonomisierung des kul-
turpolitischen Diskurses auch geprägt von einer Diskussion um 
kulturelle Identität und Konsenskonstruktion durch Kultur, die 
als neue Anforderungen an die Kulturpolitik artikuliert werden. 
Während kulturelle Produktionen gerade im populären Bereich 
über die Kulturindustrie zunehmend transnationalisiert werden, 
ist gleichzeitig ein Prozess der Re-Ideologisierung und Re-
Nationalisierung in den traditionelleren Kulturbereichen vor al-
lem auf der Ebene der Regionen (Sprache, lokale Traditionen etc.) 
sowie beim Film zu beobachten (vgl. Rásky 1997: 94ff). Die Frage 
der Neufindung und -definition von kultureller Identität sowohl 
in einem europäischen Kontext als auch im nationalstaatlichen 
Rahmen steht in den neunziger Jahren auf der Tagesordnung, 
woraus neue Argumentationslinien für die Notwendigkeit der Fi-
nanzierung und Subventionierung von Kunst und Kultur entste-
hen. Kultur wird als ein Mittel der Inszenierung von Lebensstilen 
in Besitz genommen, d.h. alle gesellschaftlichen Gruppen – nicht 
mehr maßgeblich das Bildungsbürgertum – definieren sich zu-
nehmend über spezifische Formen des kulturellen Konsums. Die-
se Sehnsucht nach neuen Verbindlichkeiten manifestiert sich nach 
Béla Rásky in der zunehmenden „kulturellen Konkurrenz“, d.h. in 
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der wachsenden Zahl von Kulturpreisen, von öffentlichkeitswirk-
samem Sponsoring, in neuen kulturellen Zentren oder Museums-
komplexen. In diesem Zusammenhang rückt auch die Stadt als 
Metropole und urbaner Raum in den Mittelpunkt kulturpoliti-
scher Diskussionen und kultureller Inszenierung. Dabei wird Kul-
turpolitik im Gegensatz zu den 70er Jahren, in denen eine Demo-
kratisierung der Gesellschaft angestrebt wurde, heute eher als 
Modernisierungsfaktor dem gesellschaftlichen Strukturwandel 
untergeordnet. Der Kulturpolitik kommt dabei auch die Aufgabe 
zu, die Differenz und die Ambivalenz einer Gesellschaft erträgli-
cher zu gestalten. In diesem Sinne ist Kulturpolitik heute zur Ge-
sellschaftspolitik geworden (vgl. ebenda: 96ff).

2.2.2 Interventionen im kulturellen Feld 

Betrachtet man vor diesem Hintergrund noch einmal die Darstel-
lung des Feldes der kulturellen Produktion (vgl. Graphik 1: 71), so 
lassen sich die hier beschriebenen vier Phasen in der Zielrichtung 
und Schwerpunktsetzung der europäischen Kulturpolitik auch 
graphisch verdeutlichen (vgl. Graphik 2: 86). Nach dem 2. Welt-
krieg (P1) lag der Schwerpunkt zunächst auf der Vermittlung von 
künstlerischen Werken der arrivierten Avantgarde, also der etab-
lierten Hochkultur, sowohl an das Bildungsbürgertum als auch an 
die breite Bevölkerung. Letzteres hatte allerdings nur mäßigen Er-
folg. Produkte der Hochkultur galten gegenüber der am ökonomi-
schen Profit orientierten Massen- bzw. Populärkultur prinzipiell 
als schützenswerte Güter. Die staatliche Förderung der etablierten 
Künste ermöglichte es diesen, sich von der Logik des ökonomi-
schen Profits zu distanzieren und sich als dem Markt entgegenge-
setzt zu begreifen. Werke der neuen Avantgarde wurden dabei 
genauso wenig wie Populärkultur und Volkskunst gefördert.  

In einer zweiten Phase (P2) wurde die Vermittlung von Hoch-
kultur als Aufgabe beibehalten, jedoch um die Förderung der in-
dividuellen Kreativität erweitert. Die neue, politisch engagierte 
Avantgarde sollte gefördert und die Volkskunst sowie die Tätig-
keiten nicht-professioneller Kulturproduzent/innen aufgewertet 
und der etablierten Kunst als gleichwertig gegenüber gestellt 
werden. Etwas überspitzt könnte man sagen, dass das Feld der 
kulturellen Produktion auf den gesamten sozialen Raum ausge-
dehnt werden sollte: Alle waren Künstler/innen, alles war Kunst. 
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Von der Annahme ausgehend, dass Kunst immer noch schöner, 
besser und wahrer als viele andere Bereiche der Gesellschaft sei, 
sollte mit einer Welt, in der alle Künstler/innen sind, auch eine 
bessere Welt verwirklicht werden.  

Mit der dritten Phase (P3) wird das gesamte Feld der kulturel-
len Produktion nach rechts, in Richtung des ökonomischen Pols, 
verschoben. Gefördert wird, was auch nach den Gesetzen des  
ökonomischen Marktes interessant erscheint. Kulturelle Einrich-
tungen werden zunehmend nach ihren Publikumszahlen evalu-
iert. Da Kultur riskante Investitionen voraussetzt, deren Gewinne 
äußerst unsicher sind und nicht selten erst posthum realisiert 
werden können, widerspricht die Geschwindigkeit des ökonomi-
schen Marktes derjenigen der kulturellen Produktion (vgl. Bour-
dieu 2001: 85ff). Dem künstlerischen Feld ist es zu eigen, dass 
symbolische Profite vor allem von den Akteur/innen erzielt wer-
den, die eine Zeit lang bereit sind, keinerlei Konzessionen an ir-
gendeine Nachfrage zu machen. Hinzu kommt außerdem, dass 
erst die Produktion für einen nicht vorhandenen Markt einen neu-
en Markt, d.h. ein neues Publikum erzeugen kann, weil ein Bruch 
mit dem Bekannten in der Produktion für einen bereits vorhande-
nen Markt nicht vollzogen werden kann.

Seit den 90er Jahren werden die angeführten und zueinander 
in Konkurrenz stehenden drei Phasen in einer neuen Form der  
Identitätspolitik (P4) integriert. Die Grenzen zwischen Hoch- und 
Populärkultur werden zunehmend aufgelöst (s. P1), kulturelle 
Veranstaltungen aller Art stoßen innerhalb der Bevölkerung auf 
großes Interesse (s. P2) und es ist sowohl eine Ökonomisierung 
des kulturellen Bereichs zu beobachten als auch die Übernahme 
ästhetischer Kriterien und künstlerisch-kreativer Vorgehenswei-
sen in die Ökonomie (s. P3). Zunehmend etabliert sich eine neue 
Form von kultureller Rezeption und Produktion, in der Kunst und 
Kultur zu einem Distinktionsinstrument auf der Ebene von Le-
bensstilen werden, welche zunehmend weniger an ökonomisches 
und kulturelles Kapital gebunden zu sein scheinen.  
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2.2.3 Funktionen und Aufgaben der EU-Kulturpolitik  

Kulturpolitik erfüllt heute im Wesentlichen fünf Funktionen. 12

Erstens dient sie der Regelung der rechtlichen, organisatorischen 
und finanziellen 8��)��-����#
�#��  (Urheberrecht, Steuerrecht, 
Buchpreisbindung, Künstlersozialkasse etc.) für die Produktion, 
Rezeption und Distribution kultureller Produkte.  

Zweitens ist Kulturpolitik 

��
�'����3���
�# , indem sie die na-
tionalen und regionalen Kulturinstitutionen (Museen, Theater, 
Opern, Bibliotheken, Archive etc.) und Kulturproduzent/innen 
(mit Räumen, Stipendien, Engagements, Projektfinanzierungen, 
Preisverleihungen etc.), bestimmte Medien (Bücher, Fernsehen, 
Rundfunk etc.) sowie die Denkmalpflege finanziell unterstützt 
und somit dem Kunstfeld als Ganzem eine gewisse finanzielle Au-
tonomie gegenüber den Marktmechanismen gewährt.

Ihre dritte Funktion ist die 4��)����
�#  von Kunst und Kultur. 
Dieser Bereich umfasst sowohl die Vermittlung von und die Er-
leichterung des Zugangs zur Hochkultur als auch die Demokrati-
sierung des Feldes der kulturellen Produktion selbst. Die Kultur-
vermittlung wurde am stärksten von den gesellschaftspolitischen 
Diskussionen über die Aufgaben und Funktionen von Kunst und 
Kultur beeinflusst, d.h. der kulturpolitische Wandel von der Ver-
mittlung der Hochkultur zur Ausweitung des Feldes der kulturel-
len Produktion vollzieht sich fast ausschließlich in diesem Bereich.   

Schließlich dient Kulturpolitik viertens der #������&��'���&������*
��#������  und der „��))�
�#� ���� ��������#��%��#�� “. Indem die 
gemeinsame Kultur über trennende Gegensätze hinweg verbin-
det, soll die Förderung des kulturellen Lebens zur Stärkung der 
kulturellen Identität der Nation beitragen. Diese Aufgabe von 
Kulturpolitik bleibt in allen genannten Phasen relativ konstant, je-
doch verändern sich die Vorstellungen von gesellschaftlicher In-
tegration und damit einhergehend auch die Art der Anrufung der 
Bürger/innen als (nationale) Subjekte. 

Neben den bereits genannten, eher „ideellen“ Funktionen sind 
Kunst und Kultur fünftens auch ein @����&��'��'����� , und öffentli-
che Kulturausgaben werden zunehmend mit Verweisen auf be-
triebswirtschaftliche Umwegrentabilitätsrechnungen gerechtfer-

                                                     

12  Vgl. hierzu vor allem Heinrichs (1999: 79f) und Dumont (1994: 119). 
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tigt. Zwar ist die wirtschaftliche Bedeutung von Kunst und Kultur 
keine Erkenntnis der 80er Jahre, die Diskussion hatte jedoch zu 
dieser Zeit ihren Höhepunkt erreicht. Entsprechend verläuft die 
Anerkennung der ökonomischen Funktion von Kultur parallel zur 
Durchsetzung einer zunehmend ökonomischen Legitimierung 
von Kulturpolitik.

Die hier aufgezählten Funktionen sind in der kulturpolitischen 
Praxis nicht klar voneinander abgrenzbar, vielmehr bedingen und 
verstärken sie einander. So ist die Vermittlung von Kunst und 
Kultur die Voraussetzung für die Förderung des Bewusstseins ei-
ner gemeinsamen nationalen Kultur. Und die Förderung einer 
breiten Kulturlandschaft erhöht wiederum die Chancen einer er-
folgreichen Vermittlung kultureller Inhalte, die die rechtlichen, fi-
nanziellen und organisatorischen Regelungen umrahmen – und 
bedingen bis zu einem gewissen Grad – das Feld der kulturellen 
Produktion. Die Europäische Union ist kulturpolitisch in allen  
oben angeführten Punkten aktiv. Für die vorliegende Arbeit ist je-
doch vor allem die vierte kulturpolitische Funktion, d.h. die ge-
sellschaftliche Integration und die „Sammlung der Staatsangehö-
rigen“, von Interesse.  

Im Folgenden möchte ich kurz einen Überblick über die kulturpo-
litischen Aktivitäten der Europäischen Union geben, um den Ein-
druck zu vermeiden, der Europäischen Union ginge es im Bereich 
der Kulturpolitik ausschließlich um die Etablierung einer europä-
ischen Identität, deren Untersuchung sich die vorliegende Arbeit 
widmet. Dieser Überblick zeichnet nicht chronologisch die kul-
turpolitischen Entwicklungen in der Gemeinschaft nach13, viel-
mehr geht es um eine systematische Darstellung der Aufgabenfel-
der. Im Anschluss daran werde ich auf die anderen kulturpoliti-
schen Funktionen nur noch eingehen, insofern sie für die Etablie-
rung einer kollektiven Identität relevant sind.

                                                     

13  Einen guten Überblick über die Entwicklungen der EU-Kulturpolitik 
bieten Schwencke (2001), Barnett (2000) und Ellmeier (1997).  
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2.2.3.1 Rechtliche, organisatorische und finanzielle  
Rahmenbedingungen

Mit der Aufnahme des Art. 128 (heute Art. 151) in den Vertrag 
von Maastricht (1993) besitzt die Europäische Union das Recht, im 
Kulturbereich aktiv zu werden, wozu ihr auch ein Haushalt zur 
Verfügung steht.14 Dies bedeutet jedoch nicht, dass sie erst seit 
diesem Zeitpunkt kulturpolitisch aktiv ist: vor allem in den Kul-
turbereichen, die von wirtschaftlichem Interesse sind, aber auch 
im Bereich des kulturellen Erbes sind bereits vor diesem Zeit-
punkt Aktivitäten zu verzeichnen. In den Kompetenzbereich der 
Gemeinschaft fällt vor 1993 die Harmonisierung von Mitglied-
staatlichen Regelungen über den freien Warenverkehr von Kul-
turgütern (Ausfuhrverbote archäologischer Funde, die Kulturgut-
schutzgesetze, die Buchpreisbindung etc.), die Personenverkehrs-
freiheit (Niederlassungsfreiheit für Künstler/innen, die Dienstleis-
tungsfreiheit, die Arbeitnehmerfreizügigkeit etc.) sowie das Urhe-
berrecht und das Steuerrecht.15 Auch auf organisatorischer Ebene 
nimmt die Europäische Union seit 1975 kulturpolitische Aufgaben 
wahr, indem sie sich um eine verbesserte Zusammenarbeit von 
Kulturakteur/innen und kulturellen Organisationen innerhalb der 
Gemeinschaft bemüht, den Informationsaustausch anregt, Aus-
schüsse einsetzt sowie die Mobilität von Personen und Gütern im 
Kulturbereich fördert (vgl. Tabelle 6: 304ff).

2.2.3.2 Kulturfinanzierung 
Im Bereich der Kulturfinanzierung wurde die Europäische  

Union ab 1993 mit den Förderprogrammen „Ariane“ (Buch und 
Lesen), „Kaleidoskop“ (künstlerische und kulturelle Aktivitäten 
mit europäischer Dimension) und „Raphael“ (europäisches Kul-
turerbe) aktiv sowie mit der Vergabe von jährlichen Preisen wie 
den Literatur- und Übersetzerpreis und von Stipendien. Mit „Kul-
tur 2000“ wurden diese drei Programme schließlich zusammenge-
führt und vereinheitlicht. Für den Förderzeitraum von 2000 bis 
2004 ist ein Finanzvolumen von 167 Mio. Euro veranschlagt, da-

                                                     

14 Vgl. hierzu auch Forrest (1994). 
15  Für einen Überblick über die rechtlichen Regelungen der Europä-

ischen Gemeinschaft im Kulturbereich (vgl. auch Schmahl 1996). 
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mit kommen im Gesamthaushalt der Europäischen Union ca. 
0,04 % dem Kulturbudget zugute.  

Grundsätzlich gewähren die EU-Kulturförderungsprogramme 
nur eine Teilfinanzierung der Projekte von max. 60 % der Ge-
samtkosten, mit der Begründung, dass sie nicht zum Aufbau neu-
er, sondern zur Internationalisierung bereits bestehender Kultur- 
und Kulturorganisationen beitragen möchten (vgl. Ellmeier 1997: 
159). Antragsberechtigt sind ausschließlich Organisationen und 
Vereine, keine Einzelpersonen. Das Vorhandensein der Kofinan-
zierung muss bei der Antragsstellung nachgewiesen werden. Zu-
dem muss sich jeder Kooperationspartner mit mindestens 5 % des 
Gesamtbudgets beteiligen. Bei einjährigen Projekten können zwi-
schen 50.000 und 150.000 Euro beantragt werden, bei mehrjähri-
gen Projekten bis zu 300.000 Euro.

Voraussetzung für die Förderung ist, dass es sich um eine Ko-
operation von Organisationen aus mindestens drei Akteuren aus 
teilnahmeberechtigten europäischen Ländern bei einjährigen Pro-
jekten und fünf Akteuren bei zwei- bis dreijährigen Projekten 
handelt. Einzelpersonen sind nicht antragsberechtigt. Generell 
werden Projekte mit Partnern aus möglichst vielen Ländern be-
vorzugt sowie Projekte, die mit neuartigen Kommunikationsmit-
teln eine größtmögliche Beteiligung der Bürger/innen in Europa 
gewährleisten. Die Projekte sollen von hoher Qualität sein, Inno-
vation und Kreativität fördern, eine ausgesprochene europäische 
Relevanz haben und sich an ein möglichst breites Publikum rich-
ten. Inhaltlich muss mindestens eines der folgenden Themen an-
gesprochen werden: der Zugang der Bürger zur Kultur und Bür-
gernähe, der Einsatz neuer Technologien bzw. Medien im kultu-
rellen Schaffen oder Tradition und Innovation im Kulturbereich. 

Antragsberechtigt sind die Mitgliedstaaten der EU, die Bei-
trittskandidaten Bulgarien und Rumänien und die drei Länder des 
europäischen Wirtschaftsraums Norwegen, Island und Liechten-
stein. Weitere Länder können an den Projekten beteiligt werden, 
sie können jedoch nicht als Hauptantragssteller fungieren.  

2.2.3.3 Kulturvermittlung 
Als explizite Aufgabe der Europäischen Union ist die Verbes-

serung der Kenntnis und Verbreitung der Kultur und Geschichte 
der europäischen Völker mit dem Art. 151(2) EG-Vertrag veran-
kert. Entsprechend ist für alle Kulturförderprogramme (früher 
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„Ariane“, „Kaleidoskop“ und „Raphael“, heute „Kultur 2000“) 
Kulturvermittlung eine vorrangige Aufgabe. Es geht dabei um die 
Vermittlung des Kulturerbes und von zeitgenössischen Werken 
aller Sparten an die europäischen Bürger/innen und die Erleichte-
rung des Zugangs der Bürger/innen zur Kultur durch den Abbau 
von sozialen, wirtschaftlichen, schichtspezifischen und bildungs-
bedingten Hindernissen. In diesen Bereich fallen auch Maßnah-
men wie die Ausdehnung von Ermäßigungen etc., die die kultu-
rellen Einrichtungen der Mitgliedstaaten ihren Staatsangehörigen 
gewähren, auf die Angehörigen aller Mitgliedstaaten.

2.2.3.4 Gesellschaftliche Integration –
„Sammlung der Staatsbürger/innen“ 

In der Begründung für die Einrichtung des Kulturförderpro-
gramms „Kultur 2000“ wird Kultur ausdrücklich als Faktor der 
sozialen und staatsbürgerlichen Integration genannt. Über eine 
Hervorhebung der gemeinsamen kulturellen Werte und Wurzeln 
soll das Zugehörigkeitsgefühl der Bürger/innen zu Europa ver-
stärkt und dadurch auch die volle Zustimmung und Beteiligung 
an der europäischen Integration gewährleistet werden. Zur Schaf-
fung dieser europäischen Identität fördert die Europäische Union 
die Erschließung des europäischen kulturellen Erbes, das Kennen-
lernen der Kultur und der Geschichte der Völker Europas sowie 
den Kulturaustausch. Auch diese kulturpolitische Funktion 
nimmt die Europäische Union nicht erst seit dem Vertrag von 
Maastricht wahr. So wurde die jährliche Veranstaltung „Kultur-
hauptstadt Europa“ bereits 1985 initiiert, um die europäischen 
Völker einander über die Präsentation ihrer Kunst und Kultur nä-
her zu bringen. Auf die Art und Weise, wie sich die „Sammlung 
der Staatsbürger/innen“ vollziehen soll, werde ich im Folgenden 
ausführlich eingehen.

2.2.3.5 Kultur als Wirtschaftsfaktor
Ziel der Regional-, Struktur und Kohäsionspolitik der Europä-

ischen Union16 ist die Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen 

                                                     

16  Vgl. hierzu auch Weidenfeld/Wessels (2002: 321ff) und Europa – 
Regionalpolitik Inforegio: http://europa.eu.int/comm/regional_

  policy/ index_de.htm (10.2.03). 
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Zusammenhalts vor allem über regional-, struktur-, sozial-, agrar- 
und arbeitsmarktpolitische Maßnamen. Die Instrumente dafür 
sind vier Strukturfonds17, denen ca. ein Drittel des EU-Haushaltes 
zugewiesen wird. Ziel der Strukturfonds ist erstens die Förderung 
von Regionen mit Entwicklungsrückstand. Dies betrifft Regionen, 
in denen das Bruttoinlandsprodukt je Einwohner nicht mehr als 
75 % des EU-Durchschnitts erreicht, und Regionen mit einer au-
ßerordentlich geringen Bevölkerungsdichte (weniger als acht 
Einwohner je km²). Ein zweites Ziel ist die wirtschaftliche und so-
ziale Umstellung von Gebieten mit Strukturproblemen. Hierzu 
zählen von Deindustrialisierung betroffene Gebiete, ländliche 
Räume mit rückläufiger Entwicklung, Problemgebiete in Städten 
und von der Fischerei geprägte Krisengebiete. Ein dritter Schwer-
punkt liegt im Bereich der Anpassung und Modernisierung der 
Bildungs-, Ausbildungs- und Beschäftigungspolitiken.  

Die gesetzliche Grundlage für die Partizipation an den Mitteln 
der Strukturfonds mit kulturellen Projekten ist Art. 151(4) EGV, 
der die Berücksichtigung der kulturellen Aspekte in allen Tätig-
keiten der Gemeinschaft fordert. 18  Im Rahmen der Regional-, 
Struktur- und Kohäsionspolitik der Europäischen Union sind Kul-
turprojekte jedoch ausschließlich aufgrund ökonomischer Aspekte 
von Interesse, d.h. Kulturprojekte werden – wie alle anderen Pro-
jekte auch – nur dann gefördert, wenn sie zur Stärkung des wirt-
schaftlichen und sozialen Zusammenhalts beitragen. Grundsätz-
lich wird die Bedeutung von Kultur für die regionale Entwicklung 
auf drei Ebenen anerkannt: Erstens kann die Entwicklung des kul-

                                                     

17  Der Europäische Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) finanziert 
Infrastrukturen, Anlageinvestitionen zur Schaffung von Arbeitsplät-
zen und lokale Entwicklungsprojekte. Der Europäische Sozialfonds 
(ESF) fördert die berufliche Eingliederung von Arbeitslosen und be-
nachteiligten Gruppen vor allem durch die Finanzierung von Bil-
dungs-, Ausbildungs- und Beschäftigungsmaßnahmen. Das Finanz-
instrument für die Ausrichtung der Fischerei (FIAF) zielt auf die 
Anpassung und Modernisierung der Strukturen dieses Sektors. Die 
Abteilung Ausrichtung des Europäischen Ausrichtungs- und Garan-
tiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL) finanziert Maßnahmen zur 
Förderung der ländlichen Entwicklung.  

18  Vgl. European Parliament, „Education and Culture“ Series (EDUC 
101 EN); Study on cultural projects eligible for assistance from the 
European Union Structural Funds (PE 167.226, 1997). 
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turellen Sektors einen Initialeffekt haben und Möglichkeiten für 
ökonomische Aktivitäten und für die Schaffung von Arbeitsplät-
zen eröffnen, zweitens trägt die kulturelle Entwicklung einer Re-
gion wesentlich zur regionalen Planung bei, indem Kulturangebo-
te eine Region attraktiver für die Ansiedlung von Produktions- 
und Dienstleistungsunternehmen machen und drittens kann über 
kulturelle Initiativen eine kulturelle Identität hervorgebracht wer-
den, die in ländlichen Gebieten der Landflucht entgegenwirkt und 
in urbanen Regionen zur sozialen Integration insbesondere der 
gesellschaftlich Benachteiligten beiträgt.  

2.2.4 Entstehung und Relevanz der geltenden Rechtsakte 
zur Kulturpolitik 

Die gesetzliche Grundlage für die europäische Integration bildet 
das Gemeinschaftsrecht19, das sich wiederum aus drei Arten von 
Rechtsakten zusammensetzt: dem Primärrecht, dem Sekundär-
recht und der Rechtssprechung des Europäischen Gerichtshofs. 
Das Primärrecht besteht in erster Linie aus den Verträgen und 
sonstigen Vereinbarungen mit einem vergleichbaren Rechtsstatus, 
die unmittelbar zwischen den Regierungen der Mitgliedstaaten 
ausgehandelt werden. Die Kulturpolitik ist im Primärrecht der 
Europäischen Union mit dem Art. 151 (ex. 128) des EG-Vertrags 
verankert; grundsätzlich gilt jedoch das Subsidiaritätsprinzip 
(Art. 5 EGV), nach dem die Europäische Union lediglich die Akti-
vitäten der Mitgliedstaaten im kulturellen Bereich ergänzt. Das 
Sekundärrecht baut auf den Verträgen und Vereinbarungen des 
Primärrechts auf. Rechtsakte des Sekundärrechts sind Verord-
nungen, Richtlinien, Entscheidungen, Beschlüsse, Empfehlungen 
und Stellungnahmen. Verordnungen sind unmittelbar gültig und 
in allen EU-Mitgliedstaaten rechtlich verbindlich. Richtlinien bin-
den die Mitgliedstaaten im Hinblick auf die zu erreichenden Ziele, 
nicht aber in der Wahl ihrer Mittel und müssen entsprechend ein-
zelstaatlicher Verfahren in nationales Recht umgesetzt werden. 
Entscheidungen und Beschlüsse sind für die Empfänger rechtlich 
verbindlich und bedürfen keiner nationalen Umsetzungsmaß-

                                                     

19  Vgl. EUR-Lex Recht der Europäischen Union, Organe und Verfahren 
(http://europa.eu.int/eur-lex/de/ (19.02.03)). 
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nahmen. Empfehlungen, Stellungnahmen, programmatische Ent-
schließungen und Schlussfolgerungen des Rats der Europäischen 
Union sind rechtlich nicht verbindlich. Für den Bereich der Kul-
turpolitik sind die geltenden Rechtsakte i.d.R. in Form von Be-
schlüssen, Entschließungen, Schlussfolgerungen und Empfehlun-
gen gefasst, das heißt sie müssen nicht in nationales Recht umge-
setzt werden. Lediglich fünf der 59 untersuchten geltenden Rechts 
akte sind im rechtlichen Sinne Beschlüsse.  

Die wichtigsten Akteur/innen im Rechtsetzungsprozess der 
Europäischen Union sind der Rat, die Europäische Kommission 
und das Europäische Parlament, wobei der Rat das wichtigste Be-
schlussfassungsorgan und die letzte gesetzgeberische Instanz ist. 
Nach Art. 251 EG-Vertrag beschließt der Rat einstimmig. Die ein-
schlägigen Maßnahmen im Bereich Kulturpolitik erlässt der Rat 
nach Anhörung des Ausschusses der Regionen und im Mitent-
scheidungsverfahren, das 1993 mit dem Vertrag von Maastricht 
mit dem Ziel eingeführt wurde, die Bedeutung des Europäischen 
Parlaments zu stärken. Nach dem Mitentscheidungsverfahren 
kommen die Rechtsakte in einem mehrstufigen Verfahren zwi-
schen dem Rat und dem Parlament zu Stande. Ein Rechtsakt gilt 
dann als angenommen, wenn sowohl der Rat als auch das Europä-
ische Parlament in erster Lesung zustimmt. Besteht nach der zwei-
ten Lesung zwischen den beiden Organen noch Uneinigkeit, kann 
der Rat einen paritätisch besetzten Vermittlungsausschuss einbe-
rufen, kommt auch hier keine Einigung zu Stande, kann der 
Rechtsakt gegen die Mehrheit des Europäischen Parlaments nicht 
erlassen werden. Die Europäische Kommission hat im Anschluss 
an das Gesetzgebungsverfahren die Aufgabe, die Rechtsakte der 
Union umzusetzen und besitzt außerdem in den Legislativverfah-
ren das Initiativrecht, d.h. das alleinige Recht, Vorschläge für 
Rechtsakte zu entwerfen, um sie den Beschlussfassungsorganen 
Rat und Parlament zu unterbreiten.

Alle geltenden Rechtsakte im Bereich Kultur bilden die rechtli-
che Grundlage für die Umsetzung der Kulturprogramme durch 
die Kommission. Entsprechend der oben beschriebenen Verfahren 
kommen die Rechtsakte der Europäischen Union im Bereich Kul-
tur durch ein gemeinsames Verfahren zwischen Kommission, Rat 
und Parlament zu Stande. Die dort vertretenden Meinungen spie-
geln demnach die Auffassungen aller drei Organe wider.  
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Im Anhang sind die heute geltenden Rechtakte tabellarisch darge-
stellt, die der Rat in Zusammenarbeit mit den Kulturminis-
ter/innen der Mitgliedsländer, dem Europäischen Parlament und 
der Europäischen Kommission verabschiedet hat (vgl. Tabelle 6: 
304ff). Diese Darstellung soll interessierten Leser/innen einen  
Überblick über die Ziele und Inhalte der Rechtsakte vermitteln, 
vor allem, weil diese allgemeinen Ziele im Folgenden nur noch 
aufgenommen werden, solange sie mit der Bildung einer europä-
ischen Identität im Zusammenhang stehen.

Der von mir untersuchte Korpus an geltenden Rechtsakten der 
Europäischen Union im Bereich Kultur umfasst insgesamt 59 Do-
kumente 20  und umschließt den Veröffentlichungszeitraum vom 
28.1.1975 bis 13.05.2003. Sowohl in ihren Inhalten als auch in ih-
rem Umfang (1-9 Seiten) divergieren die einzelnen Dokumente 
stark. Allgemein sind sie bis 1992 eher in der Form von Absichts-
erklärungen gehalten, nach 1992 nehmen sie zunehmend einen 
verbindlicheren Charakter an. Der Untersuchungskorpus umfasst 
ausschließlich die geltenden Rechtsakte zur Kulturpolitik der Eu-
ropäischen Union. Beschlüsse, die durch neuere Beschlüsse abge-
löst wurden, sind aus forschungspraktischen Gründen nicht im 
Untersuchungskorpus enthalten.  

                                                     

20  Vgl. http://europa.eu.int/eur-lex/de/lif/reg/de_register_1640. 
html (25.05.03) 
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3. Konstruktionen von Europa 

Wenn man mit Benedict Anderson davon ausgeht, dass jede Ge-
meinschaft, die über das Niveau der Face-to-face-Gemeinschaft 
hinausgeht, eine vorgestellte Gemeinschaft ist und man Gemein-
schaften aus diesem Grund nicht nach dem Kriterium der Authen-
tizität, sondern durch die Art und Weise, in der sie vorgestellt 
werden, unterscheiden kann (vgl. Anderson 1996: 15ff), stellt sich 
die Frage nach den Identitätsangeboten, die aktuell im Diskurs 
über die europäische Identität verhandelt werden.

Europa ist weder kulturell noch geographisch eindeutig zu 
bestimmen; es ist weder nach außen eindeutig abgrenzbar noch in 
sich homogen. 	
����  oder auch �
������&������������  sind dement-
sprechend Begriffe, die mit unterschiedlichen – teilweise sogar 
gegensätzlichen – Bedeutungen belegt sind. Differierende Vorstel-
lungen von kollektiver europäischer Identität konkurrieren mit-
einander, interagieren und überlagern sich. Kulturelle Differenzen 
in Religion, Sprache, ethnischer Zugehörigkeit etc. verbinden und 
kreuzen sich mit geographischen, historischen und politischen 
Unterschieden. Hinzu kommen Differenzen in Klasse und Status 
sowie zwischen Stadt und Land. Diese komplexen Systeme artiku-
lierter Differenzen befinden sich in permanenter Bewegung und 
bilden keine singuläre, in sich kohärente Europakonstruktion, 
sondern vielmehr ein Diskursfeld, in dem sich verschiedene Aus-
sagen zu Europa sammeln.
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Zu dem Prozess der kollektiven Identitätsbildung einer vorgestell-
ten Gemeinschaft gehören neben der Identifikation mit den Vor-
stellungen über diese Gemeinschaft auch Strategien der Abgren-
zung. Die Konstruktion kollektiver Identität beruht deswegen auf 
der Konstruktion von Grenzen zwischen einer Gemeinschaft von 
Gleichen und einer Vielfalt von Außenstehenden (vgl. Giesen 
1999: 130). Diese Differenz zwischen innen und außen wird in der 
Begegnung mit „Fremden“, mit den anderen konstruiert. Die an-
deren, die nicht in die Vorstellung vom eigenen Kollektiv einbe-
zogen werden, werden im Prozess einer kollektiven Identitätsbil-
dung zu ��� .������ , denen ebenfalls eine kollektive Identität zu-
gesprochen wird. Weil jedoch Europa nicht eindeutig bestimmt 
werden kann, ist es auch nicht möglich, die kollektiven Gegen-
identitäten eindeutig zu bestimmen. Entsprechend einer Vielzahl 
konkurrierender europäischer Identitätsentwürfe existiert auch 
eine Vielzahl europäischer Anderer. Das wichtigste europäische 
Gegenüber war und ist „der Osten“, der in einem zweiten Schritt 
in Asien, Orient, Russland oder die Türkei differenziert wird. In 
der Gegenüberstellung von Europa und „dem Osten“ wird Euro-
pa mit „dem Westen“ gleichgesetzt1 und Osteuropa2 der Status 
einer Übergangszone zugewiesen. Dass Osteuropa den Osten im 
Begriff mitführt, lässt bereits anklingen, dass es eine Randstellung 
einnimmt.

Jan Nederveen Pieterse weist außerdem darauf hin, dass auf-
grund der geographischen und kulturellen Uneindeutigkeit Euro-
pas, das Nicht-Europäische zugleich immer auch in Europa exis-
tiert (vgl. Pieterse 2000: 35ff). Entsprechend vollziehen sich die für 
die Identitätsbildung notwendigen Prozesse der Abgrenzung so-
wohl nach außen als auch nach innen: nach außen in Form der  
Etablierung eines Gegenübers, nach innen durch einen Prozess 
der Homogenisierung, durch den bestehende Differenzen inner-
halb eines Kollektivs zugunsten einer übergeordneten Einheit als 
nachrangig betrachtet werden. Mit anderen Worten: durch die  
Etablierung eines privilegierten Signifikanten werden Differenzen, 

                                                     

1  Zur „Westernisierung“ Europas siehe auch Delanty (1995: 30ff). 
2  Die Begriffe West- und Osteuropa verlaufen in der Arbeit entspre-

chen der politischen Teilung Europas vor 1989, da dies der Begriffs-
verwendung der Europäischen Union am ehesten übereinstimmt.  
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die früher als antagonistisch wahrgenommen wurden, zu einfa-
chen Unterschieden, die zueinander in einem nicht-oppositi-
onellen Verhältnis stehen (vgl. Laclau/Mouffe 1991: 176ff). Der 
Prozess der Homogenisierung impliziert die Exklusion einiger als 
nicht-integrierbar angesehener Elemente aus dem gemeinschafts-
stiftenden Diskurs. Diese Exkludierten bilden die ���������.������
der jeweiligen Europakonzeption. Da alle Konzeptionen von Eu-
ropa bestimmte territoriale Vorstellungen mit sich führen – und 
daher auch jede europäische Identität mehr oder weniger territo-
rial gebunden ist –, sind die internen Anderen diejenigen, die sich 
in dem jeweiligen Territorium befinden, jedoch nicht den für die-
ses Gebiet ausgewiesenen inhaltlichen Kriterien entsprechen und 
sich daher nicht in die Identitätskonzeption einfügen. Sie nehmen 
vielmehr einen äquivalenten Status ein, insofern sie sowohl einge-
schlossen als auch ausgeschlossen sind, sowohl zu Europa gehö-
ren als auch die Selbstbeschreibung konterkarieren. 

Von besonderem Interesse erscheint mir daher, neben der Fra-
ge nach den verschiedenen Selbstbeschreibungen Europas, die 
Frage nach den Abgrenzungsprozessen zu sein, die mit den 
Selbstbeschreibungen einhergehen. Weiter erscheint es sinnvoll, 
bei diesen noch einmal zwischen Abgrenzungen nach außen, ge-
genüber den externen Anderen, und nach innen, gegenüber den 
internen Anderen, zu unterscheiden.  

Die Diskussion über europäische Identität wird vor allem in den 
Feuilletons der großen Tages- und Wochenzeitungen sowie inner-
halb der Geistes- und Sozialwissenschaften geführt. Da ein großer 
Teil der Autor/innen, die in den Feuilletons zur europäischen  
Identität Stellung nehmen, Professor/innen sind, und es gleichzei-
tig üblich ist, dass Politiker/innen und auch Schriftsteller/innen 
in Publikationen veröffentlichen und auf Tagungen sprechen, die 
eher dem Wissenschaftsfeld zuzuordnen sind, halte ich es – wie 
bereits dargelegt – für sinnvoll, diese beiden Felder als ein Dis-
kursfeld zu betrachten. 

Mit der hier vorgenommenen Systematisierung des Diskurses 
über europäische Identität und den in diesem zur Identifikation 
angebotenen Selbstbeschreibungen sind nicht alle existierenden 
Vorstellungen von europäischer Identität aufgeführt; die Systema-
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tisierung zielt jedoch auf eine Erfassung aller für den Diskurs be-
deutenden Konzeptionen3. Noch eine zweite Einschränkung er-
scheint an dieser Stelle nötig zu sein: Da das vorliegende Kapitel 
primär der Erarbeitung eines Analyseschemas für den Untersu-
chungsgegenstand der EU-Kulturpolitik dienen soll, liegt der 
Schwerpunkt weniger darauf, die dominanten Diskurspositionen 
– wie sie an der Häufigkeit ihrer Nennung und ihrer Wirkung als 
diskursive Ereignisse auf andere Positionen erkennbar wären – 
herauszuarbeiten, vielmehr steht die Absteckung des Diskursfel-
des mit seiner gesamten Bandbreite an relevanten Positionen im 
Mittelpunkt des Interesses. Im Bezug auf die Auswahl der für die 
Analyse herangezogenen Diskursbeiträge bedeutet dies, dass sie 
exemplarisch für bestimmte Argumentationstypen stehen.  

Die von mir vorgenommene Analyse des Diskursfeldes „euro-
päischer Identität“ ergab elf unterschiedliche Grundkonzeptionen 
europäischer Selbstbeschreibung, die ich im Folgenden getrennt 
vorstellen möchte, mit denen jedoch in der Regel kombiniert ar-
gumentiert wird.

3.1 Kontinent  Europa 

Da jede Bedeutung über einen Prozess der Differenzierung (vgl. 
Derrida 1976: 422ff) entsteht, erhalten auch Kontinente ihre kultu-
relle Bedeutung über einen Prozess des gegenseitigen In-
Beziehung-Setzens. Die Geschichte der geographischen Grenzzie-
hungen um Europa muss deswegen als Geschichte kultureller 
Abgrenzungen gelesen werden, in der geographische und kultu-
relle Beschreibungen im Prozess der Bestimmung Europas inein-
ander übergehen und Pole einer reziproken Bedeutungszuwei-
sung bilden. Im Ergebnis bedingen sie einander, mit der Folge, 
dass mit der Aufrufung der geographischen Beschreibung die kul-
turelle Bedeutung mit aufgerufen wird und umgekehrt die kultu-
relle Beschreibung mit der geographischen. 

                                                     

3  Als Kriterium für die Bedeutung verschiedener Europakonzeptionen 
dient ihre diskursive Präsenz, d.h. ihr wiederholtes Erscheinen im 
diskursiven Raum.



KONSTRUKTIONEN VON EUROPA

99

Europa ist, geologisch betrachtet, Teil der eurasischen Landmasse 
und erhält seine Stellung als eigenständiger Kontinent aufgrund 
seiner von Asien eigenständigen kulturellen Entwicklung. Dem-
entsprechend schwierig gestaltet sich eine eindeutige Festlegung 
der Grenzen. Dies gilt vor allem für die Grenze nach Osten, die 
anders als die Grenzen nach Süden, Westen und Norden, wo das 
Mittelmeer und der Atlantik als eindeutige „natürliche“ Grenze 
dienen, mehr als diese mit kulturellen Kriterien legitimiert werden 
muss. Aber auch im Süden, Westen und Norden werden diese 
„natürlichen“ Grenzen durch anders verlaufende politische Zuge-
hörigkeiten durchbrochen; Beispiele hierfür sind die Kanarischen 
Inseln, Grönland oder Spitzbergen. Entscheidend für die Zugehö-
rigkeit von – mehr oder weniger – angrenzenden Gebieten zum 
europäischen Kontinent scheint damit eine Kombination von poli-
tischen, historisch-kulturellen und geographischen Kriterien zu 
sein. So gehören die USA und Australien vor allem aufgrund ihrer 
geographischen Lage nicht zu Europa; Grönland und die kanari-
schen Inseln gehören aus politischen Gründen dazu, weil sie Teil 
derjenigen Staatsgebiete sind, die eindeutig dem Kontinent zuge-
ordnet werden, während etwa Hongkong zwar ebenfalls politisch 
zu Europa gehörte, hier jedoch die geographische Entfernung  
überwog und es deswegen nie ernsthaft zu Europa gezählt wurde.

Seit dem 18. Jahrhundert wird Europa geographisch in der Re-
gel4 durch den Gebirgszug des Ural und seine nördliche Fortset-
zung sowie den Fluss Ural, das Kaspische Meer, die Manytsch-
niederungen und das Schwarze Meer nach Osten abgegrenzt. 
Folglich gibt es zwei Staaten, Russland und die Türkei, deren 
Staatsgebiet sich sowohl über den europäischen als auch über den 
asiatischen Kontinent erstreckt und es sind entsprechend auch 
diese beiden Staaten, an denen sich die Diskussion über die kultu-
rell-politischen Grenzen Europas maßgeblich entzündet – eine 
geographische Diskussion mit hoher politischer Relevanz, inso-
fern die territorial-kulturelle Zugehörigkeit zu Europa eine der 
Voraussetzungen für die Aufnahme in die Europäische Union ist.5

                                                     

4  Vgl. etwa Meyers Konversationslexikon. 
5  Nach Art. 49 EU-Vertrag kann jeder europäische Staat beantragen, 

Mitglied der EU zu werden. Die geographische Komponente ist zwar 
keine ausreichende Voraussetzung für die Mitgliedschaft, kann es  
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3.1.1 Bedeutende Gegenidentitäten: „der Osten“
und die USA 

Wie eine Studie von Iver B. Neumann über die Bedeutung „des 
Ostens“ für die Bildung einer europäischen Identität belegt, waren 
(und sind) die „Türken“ der dominante externe Andere in der Ge-
schichte des europäischen Staatensystems, vor allem, weil die Sa-
razenen und die Osmanen ausreichendes militärisches Bedro-
hungspotential, physische Nähe und eine starke religiöse Tradi-
tion hatten. Der Umstand, dass das Osmanische Reich vom 14. bis 
zum 19. Jahrhundert etwa ein Viertel des Kontinents politisch und 
militärisch regierte, hätte es nach logischen Schlussfolgerungen zu 
einem europäischen Staat werden lassen müssen. Und obwohl das 
Osmanische Reich 1856 in der Präambel des Vertrages von Paris 
als Teil des für den Frieden notwendigen europäischen Mächte-
gleichgewichts erwähnt wurde, wurde es paradoxerweise nie als 
�
������&��  Macht anerkannt (vgl. Neumann 1999: 39ff). Neumann 
argumentiert weiter, dass die Sowjetunion nach 1945 die Rolle des 
bedeutendsten konstitutiven Anderen übernahm und im Rahmen 
der Blockkonfrontation „die Türken“ als maßgebliche Gegeniden-
tität (West-)Europas ablöste – eine Verschiebung, die sich aktuell 
durch den Diskurs der „islamischen Bedrohung“ wieder umzu-
drehen scheint (vgl. ebenda: 60f).6

Wie konstitutiv „der Osten“ als der Andere Europas ist, zeigt 
sich auch daran, dass vor einer kulturellen Integration der balti-
schen Staaten Litauen, Estland und Lettland, erst eine Diskursän-
derung vollzogen wurde, im Rahmen derer die Staaten von einer 
osteuropäischen Identität weg, in eine kulturelle Nähe zu den 
nördlichen, skandinavischen Ländern gebracht wurden.  

Ein Beispiel für die Relevanz von Gegenidentitäten für den 
Konstruktionsprozess einer europäischen Identität ist ein Artikel 
von Jürgen Kocka in der /��� :

„Krieg und Kriegsgefahr haben bereits kräftig zur Herausbildung eines 
europäischen Selbstverständnisses, eines europäischen Zusammenhalts 
beigetragen. In der Aggression der Kreuzzüge schloss sich die abend-

                                                                                                       
aber für die Ablehnung eines Antrages sein. Der Antrag Marokkos 
wurde 1987 mit dieser Begründung zurückgewiesen.  

6  Zur neuen „fundamentalistischen Bedrohung“ aus dem Süden und 
Osten siehe auch Burgess (1998: 209ff). 
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ländische Christenheit fester zusammen. In der Abwehr der Türken bil-
dete sich europäische Gemeinsamkeit und ergaben sich praktische Ge-
legenheiten, den Begriff ‚Europa’ zu verwenden und zu verbreiten. […] 
Und in der Ära des Kalten Kriegs hat die Wahrnehmung der sowjeti-
schen Gefahr den Zusammenschluss des westlichen Kleineuropas er-
leichtert.“ (Kocka, Die Zeit, 49/2002)   

Europa benötigt jedoch – so Kocka – nicht nur historische, son-
dern auch aktuelle externe Referenzpunkte für eine Identitätsbil-
dung. Als europäische Gegenidentitäten schlägt er die „islamische 
Welt“ und die USA vor, mit einer Präferenz für letztgenannte: 

„Zwei Referenzregionen sind heute wie früher zentral: die islamische 
Welt und das nördliche Amerika. Die ausgeprägte Differenz zwischen 
Europa und der islamischen Welt ist unübersehbar, erfahrbar und nicht 
wegzureden. Die Differenz zu Amerika ist subtiler, fragwürdiger und 
ungesicherter. Zur Befestigung europäischer Identität und gesamteuro-
päischer Handlungsfähigkeit ist die Abgrenzung gegenüber Amerika 
jedoch unabdingbar, auch wenn in Bezug auf grundsätzliche Werte  
Übereinstimmung besteht. An relevanten amerikanisch-europäischen 
Unterschieden fehlt es keineswegs. Europa hat auf dem Weg zu seiner 
Einheit mit erheblich mehr eingeschliffener und institutionalisierter 
Vielfalt von Nationen und Traditionen zurechtzukommen.“ (ebenda) 

Was den "�����  zum klassischen Gegenüber europäischer Identi-
tätsbildung erhebt, begründet Kocka weder an dieser noch an ei-
ner anderen Stelle des Artikels und reiht sich damit in den Orien-
talismus-Diskurs ein (vgl. Said 1979), der gerade davon lebt, dass 
von unüberwindlichen Gegensätzen ausgegangen wird.  

Ein weiterer bedeutender externer Anderer ist Russland, das 
in der Regel als eigenständige Gegenidentität behandelt wird (vgl. 
Neumann 1998: 226ff). Mit der Abgrenzung gegenüber Russland 
geht häufig eine Distanzierung gegenüber dem Byzantinischen 
Reich einher, dem die Zugehörigkeit zu Europa abgesprochen 
wird. Deutlich wird diese Form der Abgrenzung etwa bei Richard 
Wagner in der Frankfurter Rundschau, der zunächst von den geo-
graphischen Grenzziehungen nach Osten ausgeht, um diese dann 
auf der Ebene der kulturellen Zugehörigkeit zu problematisieren: 

„Geographen hatten im 18. Jahrhundert die europäische Grenze am  
Ural festgelegt. Das russische Territorium, das so vermeintlich ein euro-
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päisches wurde, war aber niemals im Bewusstsein der Europäer Teil ih-
res Kontinents. Die Bilder von Landschaft und Stadt reichten seit der 
deutschen Ostkolonisation des Mittelalters weit nach Osteuropa hinein, 
Russland tangierten sie jedoch nicht. Außer vielleicht Nowgorod, durch 
die Hanse. Das russische Territorium ist von den Römern nie erkundet 
worden. Selbst die Griechen begnügten sich mit der Schwarzmeerküste. 
Russlands Kultur- und Staatskonzept wurde außerhalb der westlichen 
Mittelalterwelt entwickelt. Es bezog sich in künstlicher Weise, aus der 
Ferne, auf Byzanz. [...] Wie nicht selten in solchen Fällen hat das rus-
sische Reich sich in die byzantinische Idee verrannt, bis zu der Wahn-
vorstellung hin, Moskau wäre, nach dem Fall Konstantinopels von 1453, 
zum dritten Rom auserkoren.“ (Wagner: FR v. 31.07.03) 

Nachdem Europa seinen Status als Kontinent traditionell kulturell 
begründet, muss auch die kulturell-geographische Grenze zu  
Asien kontinuierlich gerechtfertigt werden. Wagner kritisiert hier 
die aus dem 18. Jahrhundert stammende geographische Grenzzie-
hung, mit dem Ziel, sie nach Westen bis an die Staatsgrenzen 
Russlands zu verschieben. Diese Verschiebung begründet er da-
mit, dass Russland an allen wichtigen Entwicklungen Europas seit 
dem Mittelalter nicht teilgenommen habe und auch die Griechen 
und Römer in diesem Gebiet keine Spuren hinterlassen hätten. 
Mit der hier erwähnten Bezugnahme Russlands auf byzantinische 
Traditionen könnte theoretisch ebenso die Zugehörigkeit zu Eu-
ropa begründet werden, davon nimmt Wagner jedoch mit seiner 
diskreditierenden Sprache Abstand. In dem Artikel argumentiert 
Wagner weiter, dass Russland schließlich mit Peter dem Großen 
versucht hat, die europäische Entwicklung – er nennt hier Renais-
sance, Aufklärung, Individualisierung und Industrialisierung – 
autoritär zu verordnen, weswegen auch dieser Versuch, den An-
schluss an Europa zu finden, nur ein weiterer Beleg für den kultu-
rellen Unterschied Russlands zu Europa ist.  

3.1.2 Subkontinent Balkan 

Auf den bereits erwähnten Status Osteuropas als Übergangszone 
möchte ich im Folgenden kurz eingehen. Ioanna Laliotou weist 
auf die Bedeutung von Subkontinenten im Prozess der Bedeu-
tungskonstruktion von Kontinenten hin, insofern auf sie – als qua-
si eigenständige territorial-kulturelle Einheiten – Vorstellungen 
und Narrationen übertragen werden, die zwar signifikante Ele-
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mente der Selbstidentifikation sein oder zumindest als solche 
nicht negiert werden können, jedoch nicht in das hegemoniale 
kulturelle Selbstverständnis passen. Subkontinente bilden deswe-
gen Gebiete, auf die die nicht-integrierbaren internen Unterschie-
de projiziert werden können (vgl. Laliotou 2000: 46ff). Diese Sub-
kontinentalfunktion erfüllt in Europa die Balkanhalbinsel (vgl. 
Todorova 1999; Laoliotou 2000).

Der Begriff Balkan war ursprünglich eine Bezeichnung für die 
Gebirgskette Stara Planina, eine Fortsetzung der Karpaten, setzte 
sich aber um 1870 als Kurzbezeichnung für die Staaten durch, die 
auf den ehemals unter osmanischer Hoheit stehenden Territorien 
Selbstständigkeit erlangten (Serbien, Bosnien-Herzegowina, Mon-
tenegro, Albanien, Makedonien, Bulgarien, Griechenland und Tei-
le der heutigen Türkei). Die Bezeichnung wurde geprägt, um ein 
geographisches und kulturelles Gebiet zu benennen, das Teil der 
muslimischen Welt gewesen war, aber auch nicht ganz; Teil von 
Europa war, aber auch nicht ganz; Teil der sich neu bildenden 
modernen Nationalstaaten war, aber auch nicht ganz. Balkan be-
zeichnet Ambivalenz, uneindeutige Grenzen zwischen Europa 
und Asien und Ambivalenz gegenüber dem islamisch-osma-
nischen Einfluss auf Europa. Der Balkan steht für die Frage: Wo 
endet dieser Einfluss genau? Eine Frage, die zugleich den Kon-
trollverlust über die kulturellen Grenzen Europas repräsentiert.

Todorova macht außerdem darauf aufmerksam, dass durch 
die Nicht-Reduzierbarkeit der gegenseitigen Beeinflussung von 
westlichem Christentum, griechischer Orthodoxie und dem Islam 
auf eine binäre Opposition noch ein zusätzliches Gefühl von Am-
bivalenz entsteht, weil der Balkan sich dadurch einer Einordnung 
in das hegemoniale, dichotome Denkschema von Orient und  
Abendland entzieht. Denn während es sich beim "���������)
�
wie ihn Said beschreibt, um einen Diskurs mit einer unterstellten 
binären Opposition handelt (vgl. Said 1979), symbolisiert der Bal-
kan Mehrdeutigkeit: Der Übergangsstatus wird zur zentralen Ei-
genschaft. Orient und Abendland, Westen und Osten bilden im 
Diskurs europäischer Selbstbeschreibung Gegenpole, der Balkan 
hingegen fungiert als Zwischenraum, als Brücke oder Kreuzung 
zwischen diesen (vgl. Todorova 1999: 34ff).

Eine gute Illustration der Perzeption des Balkans als Über-
gangsstatus und Zwischenraum findet sich in einem weiteren Bei-
trag von Richard Wagner in der A�
��� /1�&���� /���
�#, in dem 
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9. Anhang 

Tabelle 5: Kodierungen der Rechtsakte 
Europa-
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1975/0065
Kulturerbe

0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 1

1985/0622(02)
Kulturstadt

0 0 0 1 0 1 0 0 0 0 0 2

1985/0622(03)
Audio

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

1985/0622(04)
Bildhauer-
wettbewerb 

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

1985/0807
Stiftung 

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

1985/1023
Bibliothek

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
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